Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


S . . bbb 
Nr. 29 Ausgegeben Danzig, den 14. April 1923 


— — — — — — — — — — — — — — — 
Smakt Geſetz betr. Abänderung des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 25. 7. 1910 in der für Danzig 
geltenden Faſſung (S. 369). — Geſetz betr. Abänderung der Gebührenordnung für Notare vom 25. 7. 1910 (S. 386). — 
Geſeßz betr. Abänderung des Geſetzes, enthaltend die preußiſchen Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte und 
der Gerichtsvollzieher vom 21. 3. 1910 in der für Danzig geltenden Faſſung (S. 389). — Bekanntmachung des Textes 
des Geſetzes betr. die nach dem Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetze zu erhebenden Gerichtskoſten, der Gebührenordnung für Nokare 
ſowie des Geſetzes betr. die nach den bisherigen preußiſchen Beſtimmungen zu erhebenden Gebühren der Rechtsanwälte 
und Gerichtsvollzieher in der nach den Geſetzen vom 27. 3. 1923 geltenden Faſſung (S. 391). — Geſetz betr. die nach 
dem Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetze vom 25. 7. 1910 in der für Danzig geltenden Faſſung zu erhebenden Gerichtskoſten (S. 392). 
— Geſeßz über eine ſechzehnte Aenderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten (S. 434). 
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144 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
. Geſetz 
betreffend Abänderung des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 25. Juli 1910 
in der für Danzig geltenden Faſſung. Vom 27. 3. 1923. 
Artikel 1. \ 
Das Preußiſche Gerichtskoſtengeſetz vom 25. Juli 1910 (preuß. Geſetzſamml. 1910 S. 184, 
1917 S. 17, 1918 S. 128 und 199, 1919 S. 139, in der Faſſung der Danziger Verordnung vom 
24. Juni 1920 — Staatsanz. S. 165 und der Danziger Geſetze vom 16. Juli 1921 und vom 
23. Dezember 1921 und vom 3. Oktober und 2. Dezember 1922 — Danziger Geſetzblatt S. 107, 313 
und 445, 540 wird wie folgt geändert: 
1. Der 8 6 erhält folgende Faſſung: 
(1) Bei Geſchäften, die nur auf Antrag vorzunehmen find, kann ein zur Deckung der Gebühren 
und baren Auslagen hinreichender Vorſchuß erhoben werden. Die Vorſchriften der 88 1 bis 5 
finden auf die Verpflichtung zur Zahlung des Vorſchuſſes entſprechende Anwendung. Das Gericht 
kann die Vornahme der Handlung von der Zahlung des geforderten Vorſchuſſes abhängig machen, 
ſofern nicht die Verzögerung dem Antragſteller einen unerſetzlichen Nachteil bringen würde. 
(2) Die Aushändigung von Ausfertigungen und Abſchriften ſowie die Rückgabe der aus 
Anlaß eines Geſchäfts der freiwilligen Gerichtsbarkeit vorgelegten Urkunden kann von vorheriger 
Zahlung der Koſten und Stempelabgaben abhängig gemacht werden. 
(3) Über Erinnerungen gegen eine nach Abſ. 1 Satz 3, Abſ. 2 getroffene Anordnung wird 
im Auffihtsweg entſchieden. - 
(4) Ein Vorſchuß wird nur inſoweit zurückgezahlt, als er den bei Beendigung des Geſchäfts 
in Anſatz kommenden Betrag an Gebühren und Auslagen überſteigt. 
2. Der 8 7 wird wie folgt geändert: 
() Gebührenfrei ſind: 
1. die auf Erſuchen der Verwaltungsbehörden auszuführenden Geſchäfte, die ein öffentliches 
Intereſſe betreffen; 
2. 4 Erſüchen von Verwaltungsgerichten oder Auseinanderſetzungsbehörden vorzunehmenden 
eſchäfte; 
„die Vereidigung von Perſonen, die mit dem Forſtſchutze betraut ſind; 
4. die amtliche Verwahrung, Eröffnung und Rückgabe der von Angehörigen der deutſchen Wehr 
macht aus Anlaß einer Mobilmachung vor dem 10. Januar 1920 errichteten einſeitigen und 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 22. 4. 1923). 
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wechſelſeitigen letztwilligen Verfügungen ſowie die Eröffnung und Rückgabe ſolcher letztwilligen 
Verfügungen, die von den infolge der Mobilmachung zum Kriegs dienſt einberuſenen Perſonen 
mit Rückſicht auf dieſe Einberufung errichtet worden find; 

5. das Verfahren zum Zwecke der Todeserklärung Kriegsverſchollener. Das gleiche gilt für das 
Nachlaßverfahren nach für tot erklärten Kriegsverſchollenen und nach Kriegsteilnehmern, die 
vor dem 1. Januar 1922 geſtorben ſind, ſoweit als Erben, Abkömmlinge, die Eltern oder 
die Ehefrau in Betracht kommen und der Wert des Nachlaſſes 50000 Mark nicht überſteigt; 

3. alle Rechtsvorgänge beim Erwerbe von Grundſtücken zwecks Schaffung oder Erweiterung 
öffentlicher Erholungs-, Wald- oder ſonſtiger Grünanlagen ſowie für Zwecke öffentlicher 
Straßen und Plätze. Falls und inſoweit das Grundſtück innerhalb einer Friſt von fünfzehn 
Jahren ſeit Abſchluß des Veräußerungsgeſchäfts für andere Zwecke verwendet wird, ſind die 
Gebühren nachzuentrichten. 

(2) Bei den beſonderen Anordnungen, durch welche außerdem für gewiſſe Rechtsſachen eine 
gänzliche oder teilweiſe Gebührenfreiheit bewilligt iſt, behält es ſein Bewenden. 

(3) Die Vorſchriften des § 43 des Geſetzes vom 11. Juni 1874 über die Enteignung von 
Grundeigentum (Geſetzſamml. S. 221) finden auf alle Beſitzveränderungen, denen ſich die Beteiligten 
aus Gründen des öffentlichen Wohles zu unterwerfen geſetzlich verpflichtet find (Enteignungen), 
entſprechende Anwendung. 
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3. Der § 8 wird wie folgt geändert: 


a) Nr. 1 wird wie folgt geändert: Der Fiskus der Freien Stadt Danzig, ſowie alle öffentlichen 
Anſtalten und Kaſſen, welche für Rechnung der Freien Stadt Danzig verwaltet werden oder 
dieſen gleichgeſtellt ſind. 

b) Nr. 5 wird 5 

c) Nr. 6 erhält die Nr. 5 und wird wie folgt geändert: 

5. Körperſchaften des öffentlichen Rechts in Angelegenheiten, welche die Schaffung geſunder 
Kleinwohnungen für Minderbemittelte betreffen, ſowie Vereinigungen, deren durch die Satzung 
beſtimmter Zweck mittelbar oder unmittelbar ausſchließlich darauf gerichtet iſt, Minder⸗ 
bemittelten geſunde und zweckmäßig eingerichtete Wohnungen in eigens erbauten oder 
angekauften Häuſern zu billigen Preiſen zu verſchaffen, wenn die Verteilung des Reingewinns 
ſatzungsgemäß auf eine Verzinſung von höchſtens fünf vom Hundert beſchränkt, bei 
Ausloſungen, Ausſcheiden eines Mitglieds und für den Fall der Auflöſung der Vereinigung 
den Mitgliedern nicht mehr als der Nennwert ihrer Anteile zugeſichert und der etwaige Reſt 
des Vermögens für gemeinnützige Zwecke beſtimmt iſt. Darüber, ob die Befreiung zu 
bewilligen iſt, wird von dem Senat der Freien Stadt Danzig entſchieden. Auf Stiftungen 
finden die für Vereinigungen geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. 

d) Als Nr. 6 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 

6. Unternehmen zur Förderung des Kleingartenweſens, die auf Grund des 5 5 des Geſetzes 
vom 31. Juli 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1371) als gemeinnützig anerkannt find, und Körper⸗ 
ſchaften oder Anſtalten des öffentlichen Rechts bei Erfüllung der ihnen durch das erwähnte 
Geſetz zugewieſenen Aufgaben. 

e) In Nr. 7 Satz 1 treten an die Stelle der Zahl „6“ die Worte „5 und 6“ und in Satz 3 an 
die Stelle der Worte „gemeinſchaftlich von den Miniſtern der Finanzen und der Juſtiz“ die 
Worte: „vom Senat der Freien Stadt Danzig“. 

1) In Abſ. 2 fallen die Worte: „und den Chefs der bei dem Deutſchen Reiche oder bei Preußen 
beglaubigten-Miſſionen“ fort und an die Stelle der Worte: „Preußen gegenüber“ treten die 
Worte: „der Freien San Danzig gegenüber“. 

g) In Abſ. 3 treten im Satz 1 an die Stelle der Worte: „auf preußiſche Anſtalten, Stiftungen, 
Vereine uſw.“ die Worte: „auf Danziger Anſtalten, Stiftungen, Vereine uſw.“ und im Satz 2 
an die Stelle des Wortes: „Preußen“ die Worte: „der Freien Stadt Danzig“. 


En ui . 1 2 


ou 


10. 


ih; 


371 
h) In Abſ. 4 treten an die Stelle der Worte: „entſcheiden die Miniſter der Finanzen und der 
Juſtiz gemeinſchaftlich“ die Worte: „entſcheidet der Senat“. 
Der 8 13 wird wie folgt geändert: 
In Abſ. 4 
a) ſind hinter Satz 1 folgende Sätze einzuſchieben: 
Iſt der Aufenthalt des Zahlungspflichtigen unbekannt, ſo kann die Zahlungsaufforderung 
durch Anheftung an die Gerichtstafel erfolgen. Die Zuſtellung gilt als bewirkt, wenn ſeit der 
Anheftung zwei Wochen verſtrichen ſind, i 
b) wird die Zahl „20“ durch die Zahl „100“ erſetzt. 


. a) Der $ 15 wird geſtrichen. 


b) In 8 16 Abſ. 3 Satz 1 treten an die Stelle der Worte: „der Juſtizminiſter“ die Worte: „der 
Gerichtspräfident“. 


Der $ 17 wird wie folgt geändert: 


(1) Die Entrichtung von Koſten kann nach näherer Anordnung des Senats der Freien Stadt 
durch Verwendung von Marken erfolgen. 

(2) Der Gerichtspräſident kann darüber Beſtimmungen treffen, wann Koſten durch Poſtnach⸗ 
nahme eingezogen werden können. Bei Koſtenbeträgen von mehr als 100 Mark darf die Vorzeige⸗ 
gebühr dem Zahlungspflichtigen nur dann zur Laſt gelegt werden, wenn es ſich um die Einziehung 
eines Vorſchuſſes handelt. Durch die Einlöfung der Nachnahmeſendung wird das Recht der 
Erinnerung gegen den Koſtenanſatz nicht berührt; zuviel gezahlte Beträge ſind poſtgebührenfrei zu 
erſtatten, wenn der zu überſendende Betrag die Uberſendungsgebühr um mindeſtens 1 Mark überſteigt. 


7. Der 8 19 wird wie folgt geändert: 


Der Abſ. 2 wird geſtrichen. 
Der Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

Der Wert des Gegenſtandes des Geſchäfts wird nach freiem Ermeſſen unter Berückfichtigung 
der nachfolgenden Vorſchriften feſtgeſetzt. 


a) Der 8 21 wird wie folgt geändert: 


aa) In Nr. 1 iſt am Schluſſe ein Komma zu ſetzen und ſind folgende Worte anzufügen: ſofern 
er höher iſt als der gemeine Wert. 
bb) Die Nr. 8 erhält folgende Faſſung: Bei Kurs habenden Wertpapieren und bei den in 
anderer als inländiſcher Währung angegebenen Summen iſt der Tageskurs als Wert anzuſehen. 
b) Im 8 22 treten an die Stelle der Worte: „der Juſtizminiſter“ die Worte: „der Gerichtspräſident“. 


„Der 8 23 in der Faſſung des Danziger Geſetzes vom 3. Oktober 1922 — Geſetzblatt S. 445 — wird 


wie folgt geändert: 
ei 1 treten an die Stelle der Zahlen „1000000“ und „200“ die Zahlen „5000000“ und 
Der $ 25 wird wie folgt geändert: 
Die Worte „oder der Staatskaſſe“ werden geſtrichen. 
Ferner wird folgender Satz als Satz 2 eingeſtellt: 
Der Anſatz der Gebühren und Auslagen kann im Verwaltungswege berichtigt werden, ſolange 
nicht über die Erinnerung des Zahlungspflichtigen eine Entscheidung des Gerichts getroffen iſt. 
a) Im 8 27 Abſ. 1 Satz 1 treten an die Stelle der Worte „88 568 bis 575“ die Worte: „5 568 
Abſ. 1, 2, 35 569 bis 575“ und an die Stelle der Worte: „der Landgerichte als Beſchwerde⸗ 
gerichte“ die Worte: „des Landgerichts als Beſchwerdegericht“. 
Ferner werden im Satz 2 die Worte „oder die Beſchwerdeſumme den Betrag von 
50 Mark nicht überſteigt“ geſtrichen. 
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b) Der 8 28 wird wie folgt geändert: 
Soweit die Anderung einer Wert- oder Koſtenfeſtſetzung von Amtswegen oder die Verhandlung 
und Entſcheidung von Beſchwerden dem Obergericht zuſteht, erfolgt die Entſcheidung in einem 
Zivilſenate. 


Der 8 30 wird wie folgt geändert: 


a) Im Abſ. 1 werden die Worte „Abſ. 1 und 3, 20“ geſtrichen. 
In Satz 3 tritt an die Stelle des Wortes: „Juſtizminiſter“ das Wort: „Gerichtspräſident“. 
Satz 7 iſt zu ſtreichen. 
Im Satz 8 iſt das Wort „Zollverwaltung“ durch das Wort „Finanzverwaltung“ zu erſetzen. 
b) Im Abſ. 2 treten an die Stelle der Worte „durch die Verwaltung der indirekten Steuern“ die 
Worte „durch die Behörden der Finanzverwaltung“. 
Der 8 31 Abſ. 1 wird wie folgt geändert: 
a) In Nr. 1 fallen die Worte „des Auflaſſungsſtempels oder“ und die Worte „Auflaſſung oder“ weg. 
b) Die Nr. 3 erhält folgende Faſſung: f 
3. wenn Anträge auf Eintragung von Anderungen des Inhalts oder des Ranges eingetragener 
Rechte, von beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten, von Grunddienſtbarkeiten, von Nieß⸗ 
brauchsbeſtellungen an unbeweglichen Sachen, von Reallaſten und von Vorkaufsrechten 
vorgelegt werden, ohne daß zu den Anträgen oder zu den ihnen zugrundeliegenden 
Eintragungsbewilligungen die erforderlichen Stempel verwendet worden ſind. 
c) Nr. 7 und Nr. 8 ſind zu ſtreichen. 
Der 8 32 in der Faſſung der Danziger Geſetze vom 16. Juli 1920 und vom 3. Oktober 1922 
— Geſ.⸗ Bl. S. 107, 445 — wird wie folgt geändert: r 
a) Der Abſ. 1 hat zu lauten: 
Der Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt zwanzig Mark, ſoweit nicht in dieſem Geſetz ein 
geringerer Gebührenbetrag beſtimmt iſt. 
b) Abſ. 3 iſt zu ſtreichen. 
Der 8 3g iſt in den erſten Abſchnitt zu übernehmen. Er erhält folgende Faſſung: 
(1) Die Gebühren werden, ſofern nicht in dieſem Geſetz Ausnahmen vorgeſehen find, nach 
dem Werte des Gegenſtandes erhoben. Die volle Gebühr im Sinne dieſes Geſetzes beträgt bei 
Gegenſtänden im Werte f 


e hee re 20 M 
2. von mehr als 500 bis 1000 M einſchließlic h.. 30 „ 
FCE 5 40 „ 

" " „ 2000 " 3000 " " ee te 50 n 
en 6000 000: WERDEN A RR 60 „ 
See , AO DON STE REF 70 „ 
FOL „ „ 5000 „ 6000 „ 75 00 80 „ 
8. „ „ „ 0 0 a 90 „ 
G e eee „ 100 „ 
10: „ 5 „ 8000 „ 90005 re 110 
* „ „ 9000 „ 10000 W 2 ee 0 
12 „ „ 10000 „ 12000 „ CCC 130 „ 
W „ 9 „ 12000 14000. VE 140 „ 
14. n ** 7 14.000 " 16000 " N RE ae 150 " 
18. 75 16000 „ 18000 „ 7FFFFFC Er, 160 „ 
16. „ „ „18000 „ 20000 „ 3 170° 
17. * „ „ 20000 " 22000 n I EN ee ee te 180 " 
18. „ „ „ 22000 „24000 „ er 190 „ 


16. 


17. 


18. 


21. 


373 


20. von mehr als 26000 bis 28 000 M einſchließlic he. 210 M 
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Die ſerneren Wertklaſſen ſteigen um je 10000 M und die Gebühren bei Werten bis 100 000 M 
um je 40 M, darüber hinaus um je 60 M. 
2) Auf die Gebühren für die im zweiten Abſchnitte des erſten Teiles bezeichneten Geſchäfte 
finden die Vorſchriften des Abſatzes 1 mit der Maßgabe Anwendung, daß von 100000 Mark bis 
1000000 Mark die Gebühren um 20 Mark, von dem Mehrbetrage bis 10000000 Mark um 
10 Mark und darüber hinaus um 5 Mark für jede Wertklaſſe von 10000 Mark ſteigen. 
Der $ 35 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
Eheverträge und Abtretungen von Geſchäftsanteilen einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
gelten ſtets als zweiſeitige Verträge. € 
Dem 8 37 wird folgender Satz hinzugefügt: 
Sie darf jedoch den für die urſprüngliche Beurkundung geltenden Gebührenſatz nicht überſteigen. 
Der 8 38 wird wie folgt geändert: f 
a) Die Nr. 2 erhält folgende Faſſung: 
2. für die Beurkundung von Vollmachten und des Widerrufs von Vollmachten. 
b) Hinter Nr. 3 ſind folgende Vorſchriften einzuſtellen: 

4. für die Beurkundung von Anträgen auf Eintragungen oder Löſchungen im Grundbuch oder 
im Schiffsregiſter ſowie von Eintragungs⸗ oder Löſchungsbewilligungen oder Zuſtimmungen 
nach 8 27 der Grundbuchordnung oder nach 8 105 des Reichs-⸗Geſetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, vom 17. Mai 1898, ſofern nicht gleichzeitig das zugrunde⸗ 
liegende Rechtsgeſchäft beurkundet wird; 

5. für die Beurkundung einer Auflaſſung, ſofern nicht gleichzeitig das zugrundeliegende Rechts⸗ 
geſchäft beurkundet wird. 


Der 8 39 ift zu ſtreichen. \ 
Der 8 40 in der Faſſung des Danziger Geſetzes vom 3. Oktober 1922 — Geſ.⸗Blatt S. 45 — 


wird wie folgt geändert: 
Im Abſ. 4 Satz 2 treten an die Stelle der Worte „Anteil desſelben“ die Worte „deſſen Anteil“. 
Im Abſ. 5 erhält Satz 2 folgende Faſſung: 
Der höchſte der Gebührenberechnung zugrundezulegende Wert iſt 5000 000 Mark, gleichviel, 
ob ein beſtimmter Geldwert erhellt oder nicht. 
Im Abf. 6 wird die Zahl „10“ durch die Zahl „100“ erſetzt. 
Der 8 41 erhält folgende Faffung: - 

ö) Werden in einer Verhandlung mehrere Erklärungen beurkundet, die denſelben Gegenſtand 
1 ſo wird die Gebühr nur einmal von dem Werte dieſes Gegenſtandes nach dem höchſten in 

etracht kommenden Gebührenſatze berechnet. 

) Haben die in einer Verhandlung beurkundeten Erklärungen einen verſchiedenen Gegenſtand, 
ſo wird, wenn für alle Erklärungen derſelbe Gebührenſatz zur Anwendung kommt, dieſer Gebühren- 
ja nur einmal nach dem zuſammengerechneten Werte berechnet. Kommen verſchiedene Gebühren 
ſätze zur Anwendung, ſo wird jede Gebühr beſonders berechnet; es wird jedoch, ſoweit ein und 
derſelbe Gebührenſatz für mehrere Gegenſtände zur Anwendung kommt, der Wert dieſer Gegenſtände 
zuſammengerechnet. Der Geſamtbetrag der Gebühren darf die unter Zugrundelegung des höchſten 
Gebührenſatzes vom Geſamtwerte berechnete Gebühr nicht überſteigen. Die Vorſchrift des 8 32 
Abſ. 1 findet hinfichtlich der Einzelgebühren keine Anwendung; der Mindeſtſatz wird nur dann an⸗ 
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geſetzt, wenn der Geſamtbetrag der für die Verhandlung zu erhebenden Gebühren hinter ihm 
zurückbleibt. 


Im 8 42 werden die Worte „jedoch nicht mehr als die volle Gebühr“ geftrichen und vor „Geſetzes“ 


das Wort: „Reichs“ und hinter: „Gerichtsbarkeit“ die Worte: „vom 17. Mai 1898“ eingefügt. 
Der $ 43 wird wie folgt geändert: 
a) Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 

() Für die Beglaubigung von Unterſchriften oder Handzeichen werden zwei Zehnteile der 
vollen Gebühr erhoben. Die Vorſchriften der SS 40, 41 Abſ. 1, Abſ. 2 Satz 1 find entſprechend 
anzuwenden. 

b) Hinter Abſ. 1 wird folgender neuer Abſatz eingeſchoben: 

(2) Für die gerichtliche Beglaubigung amtlicher Unterſchriften zum Zwecke der Legalisation 
im diplomatiſchen Wege ($ 43 des Ausführungsgeſetzes zum Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze 
vom 24. April 1878 in der Faſſung des Artikel 130 VI des Preußiſchen Geſetzes über die 
freiwillige Gerichtsbarkeit vom 21. September 1899) werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr 
erhoben. Die Vorſchriften der 88 40, 41 Abſ. 1, Abſ. 2 Satz 1 find entſprechend anzuwenden. 

c) In dem bisherigen Abſ. 2 treten an die Stelle der Worte „die im § 35 der Hinterlegungs⸗ 
oordnung vom 14. März 1879 (Geſetzſamml. S. 249)“ die Worte „die im § 42 der Hinter- 
legungsordnung vom 21. April 1913 (Geſetzſamml. S. 225)“. Ferner find die Worte „mit der 
Maßgabe“ und die Worte „daß die im Abſ. 1 beſtimmte Gebühr zu erheben iſt, falls dieſelbe 
geringer iſt“ zu ſtreichen und vor: „Reichsſchuldbuch“ das Wort „deutſche“ und zwiſchen: „des“ 
und „Geſetzes, betreffend das Staatsſchuldbuch“ das Wort: N zu ſetzen. 


Der $ 44 wird wie folgt geändert: 


a) Der Abſ. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

Für die Beurkundung von Verfügungen von Todes wegen wird das Zweifache der vollen 
Gebühr erhoben, wenn ſie mündlich erklärt werden oder der Entwurf vom Richter angefertigt 
wird. 

b) Die Abſ. 2 bis 4 erhalten folgende Faſſung: 

(2) Für die Beurkundung des Widerrufs einer letztwilligen Verfügung und für die Be⸗ 
urkundung der Aufhebung eines Erbvertrags werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. 
Die Gebühr fällt fort, wenn zum Erſatze der widerrufenen Verfügung oder des aufgehobenen 
Erbvertrags eine neue Verfügung von Todes wegen oder ein neuer Erbvertrag bereits be— 
urkundet worden iſt oder gleichzeitig beurkundet wird. 


. a) Im 8 45 iſt das Wort „Familienfideikommiſſen“ zu ſtreichen. 


b) Im 8 46 Abſ. 2 find hinter „Gerichtsbarkeit“ die Worte einzufügen: „vom 21. September 1899“. 
Im 8§ 47 Abſ. 1 werden die Worte „von dem Betrage“ bis „abgerundet werden“ durch folgende 


Worte erſetzt: . 
von dem Betrage bis zu 5000 Mark 4 vom Hundert, 


über 5000 " " 10000 * 3 7 " 
5 10000 „ „ 50000 2 , 0 
£ 50000 „ „ 100000 „ . " N 
100000 Mark 2/, 


Die überſchießenden Gebührenbeträge werden auf eine volle Mark nach oben abgerundet. 
Der 8 48 in der Faſſung des Danziger Geſetzes vom 3. Oktober 1922 — Geſetzbl. S. 445 — 
wird wie folgt geändert: 

Im Abſ. 2 wird die Zahl „1000“ durch die Zahl „5000“ erſetzt. 

Ferner iſt folgender neuer Abſ. 4 einzuſtellen: 

(4) Für das Einzählen von Loſen werden neben der Gebühr des Abſ. 1 fünf Zehnteile der 
vollen Gebühr erhoben. Für die Beſtimmung des Wertes iſt die Vorſchrift im Abſ. 2 maßgebend. 
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28. Im 8 49 Ziffer 2 iſt hinter den Worten „zu berechnen“ ſtatt des Stichpunkts ein Punkt zu ſetzen 
und folgender neuer Satz anzufügen: 

Werden die eidesſtattlichen Berſicherungen zur Erlangung der Zeugniſſe über die Fortſetzung 

der Gütergemeinſchaft oder die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers abgegeben, ſo gelten 

die Wertberechnungsvorſchriften des § 81 Abſ. 7 ſinngemäß. a 

29. Im 8 50 erhalten Abſ. 1 bis 3 folgende Faſſung: 

(1) Für die Aufnahme von Vermögensverzeichniſſen oder die Vornahme von Siegelungen 
oder Entſiegelungen werden nach dem Werte der verzeichneten oder verſiegelten Gegenſtände fünf 
Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. 

(2) Nimmt das Geſchäſt einen Zeitaufwand von mehr als zwei Stunden in Anſpruch, ſo 

erhöht ſich die Gebühr für jede weitere angefangene Stunde um 30 Mark. 
30. Der 8 51 erhält folgende Faſſung: 5 

(1) Für die Aufnahme von Wechſelproteſten, einſchließlich einer etwaigen Interventionserklärung 
wird die volle Eebühr erhoben. 

(2) Dieſelbe Gebühr iſt zu entrichten, wenn ohne Aufnahme des Proteſtes die Wechſelzahlung 
an den Proteſtbeamten erfolgt oder ihm nachgewieſen wird. 

(3) Findet die Aufnahme eines Wechſelproteſtes durch einen Gerichtsſchreiber ſtatt, ſo beträgt 
die Proteſtgebühr 

bei einem Werte bis 500 Mark einſchließlich 20 Mark, 
25 


7 " " n 1 000 " * "n 

" " * * 2 000 " " 30 " 

n " * * 5 000 n " 40 N 

" " ö 7 7 1 0 000 L 7 50 ” 
* 20 000 60 


Die ferneren Wertklaſſen jteigen um je 20000 M und die Gebühren bei Werten bis 1000 000 M 
um je 20 M, bis 5000000 M um je 10 M, bis 100000000 Mark um je 5 M, und darüber 
hinaus um je 1 M. 

(4) Neben der Proteſtgebühr wird für jeden Weg, den der Proteſtbeamte behufs Vorlegung 
des Wechſels oder behufs Nachſuchung der Wohnung bei der Polizeibehörde unternimmt, eine 
weitere Gebühr von einem Zehnteil der vollen Gebühr, höchſtens jedoch von 300 M erhoben. 

(5) Auf die Weggebühren werden die den Gerichtsperſonen zuſtehenden Tagegelder 
und Reiſekoſten angerechnet. Dieſelben ſind auch dann zu erheben, wenn der Auftrag zur Proteſt⸗ 
erhebung nach Antritt des Weges feine Erledigung gefunden hat, 

(6) Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf die Aufnahme von Scheckproteſten entſprechende 
Anwendung. 

(7) Gerichtsvollzieher erhalten außerdem eine Schreibgebühr von 200 M für jeden Proteſt. 

31. Der 8 52 erhält folgende Faſſung: 

(1) Zwei Zehnteile der vollen Gebühr werden erhoben: 

1. für die Sicherſtellung der Zeit, zu welcher eine Privaturkunde ausgeſtellt iſt; 

2. für die Beglaubigung von Abſchriften, für dieſe jedoch höchſtens 200 Mark; erfolgt die 
Herſtellung der Abſchriften durch das Gericht, ſo ſind neben der Gebühr Schreibgebühren 
zu erheben. 

20. Für die Erteilung von Ausfertigungen oder beglaubigten Abſchriften von Urkunden, die 
das Gericht ſelbſt aufgenommen hat, einſchließlich der Erteilung auszugsweiser Ausfertigungen oder 
beglaubigter Abſchriften, werden nur Schreibgebühren erhoben. Dasſelbe gilt hinsichtlich der Aus⸗ 
fertigungen oder beglaubigten Abſchriften von den in Verwahrung des Gerichts befindlichen Urkunden 
der Auditeure, Notare und Schiedsmänner. 

32. Der durch Artikel II Ziffer 3 b der Danziger Verordnung vom 24. Juni 1920 — Staatsanzeiger 
S. 165 — abgeänderte § 53 Abſ. 1 wird wie folgt geändert: 
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An die Stelle der Worte „mindeſtens 1 Mark erhoben“ treten die Worte „höchſtens 1000 Mark 
erhoben“. 
33. Der 8 54 in der Faſſung des Danziger Geſetzes vom 3. Oktober 1922 — Geſetzblatt S. 445 — 
erhält folgende Faſſung: 

Unterbleibt die beantragte Beurkundung einer Erklärung, nachdem das Gericht darüber mit 
den Beteiligten verhandelt hat, ſo werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr bis zu einem Höchſt⸗ 
betrage von 6000 Mark erhoben. 

34. Der durch das preußiſche Geſetz vom 4. Juli 1919 (Geſetzſamml. S. 139) geänderte § 55 erhält 
folgende Faſſung: 

(1) Neben den in dieſem Abſchnitte beſtimmten Gebühren werden für die Beurkundung eines 
Rechtsgeſchäfts fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben, wenn ſich ein Beteiligter in einer fremden, 
im Gerichtsbezirke nicht gebräuchlichen Sprache erklärt. 

(2) Die Zuſatzgebühr ſowie die durch die Zuziehung eines Dolmetſchers entſtandenen Auslagen 
fallen dem Beteiligten zur Laſt, der die Zuziehung des Dolmetſchers oder die Verhandlung in der 
fremden Sprache veranlaßt hat. | * 

35. Der $ 56 letzter Satz erhält folgende Faſſung: 

Im übrigen finden auf die Beſteuerung von Nusfertigungen und beglaubigten Abſchriften die 
Vorſchriften des 8 113 Abſ. 2 mit der Maßgabe Anwendung, daß, ſoweit nach § 52 Abf. 1 Ziffer 2 
für die Erteilung der beglaubigten Abſchrift einer ſtempelpflichtigen Urkunde eine Gebühr zu erheben 

5 iſt, ein Stempel nicht zur Erhebung kommt. 
Se 36. Der $ 57 iſt zu ſtreichen. 
* 37. Der 8 58 wird wie folgt geändert: 
„ a) In Ziffer 1 find die Worte „einſchließlich der Entgegennahme der Auflaſſungserklärung oder 
= der Beurkundung des Antrages auf Eintragung ſowie“ zu ſtreichen. Die Worte „der Gebühren⸗ 
; ſatz A“ werden durch die Worte „die volle Gebühr“ erſetzt. 
b) In Nr. 2 und 3 treten an die Stelle der Worte „fünf Zehnteile des Gebührenſatzes A“ die 
5 Worte „fünf Zehnteile der vollen Gebühr“. 
e) In Nr. 4 treten an die Stelle der Worte „der Gebührenſatz A“ die Worte „die volle Gebühr“. 
d) Die Nr. 6 iſt zu ſtreichen. N 
e) In Nr. 7 werden die Worte „und des Stempels für die Auflaſſung oder das zugrundeliegende 
Rechtsgeſchäft“ geſtrichen. g i 
98. Der 8 59 wird wie folgt geändert: 
a) In Nr. 1 treten an die Stelle der Worte „der Gebührenſatz B“ die Worte „die volle Gebühr“. 
b) In Nr. 3 Abſ. 4 treten an die Stelle der Worte „des Gebührenſatzes B“ die Worte „der für 
die erſte Eintragung beſtimmten Gebühr“. Ferner wird dem Abſ. 4 folgender Satz an eſchloſſen: 
Bei gleichzeitiger Eintragung gilt als erſte im Sinne dieſer Vorſchrift die Eintragung bei 
dem Grundſtücke, das den höchſten Wert hat. 
39. Der 8 60 wird wie folgt geändert: 
a) Die Nr. 1 erhält folgende Faſſung: 
1. Es werden erhoben nach dem Werte der Veränderung: 

a) für die Eintragung des Überganges einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld auf 
einen anderen Berechtigten, wenn der Übergang auf einem Rechtsgeſchäfte beruht, die 
volle Gebühr; 

b) für die Eintragung von Veränderungen ſonſtiger Art mit Einſchluß der Verfügungs⸗ 
beſchränkungen fünf Zehnteile der vollen Gebühr. 
b) Die Nr. 3 erhält folgende Faſſung: 
3. Beziehen ſich mehrere Veränderungen auf ein und dasſelbe Recht, ſo wird die Gebühr nur 
einmal nach dem zuſammengerechneten Werte der Veränderungen erhoben, wenn die Gin 
tragung auf Grund eines gleichzeitig geſtellten Antrags erfolgt und die Veränderungen dem 


Wi 
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41. 


42. 


43. 
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gleichen Gebührenſatz unterworfen find. Unterliegt die Eintragung der mehreren Veränderungen 
teils der vollen, teils der Hälfte der vollen Gebühr, ſo werden beide Gebühren geſondert je 
nach dem Geſamtwerte derjenigen Veränderungen, deren Eintragung den gleichen Gebühren⸗ 
ſatz erfordert, berechnet. Die Summe der beiden Gebühren darf jedoch nicht mehr als die 
volle Gebühr von dem zuſammengerechneten Werte der mehreren Veränderungen betragen 
und in keinem Falle die volle Gebühr von dem Werte des Reſtes überſteigen. Es macht 
keinen Unterſchied, ob die Eintragung durch einen oder mehrere Vermerke bewirkt wird. 

c) Die Nr. 4 erhält folgende Faſſung: 

4. Anderungen des Ranges eines eingetragenen Rechtes gelten als Veränderungen des e 
tretenden Rechtes. 


. Der 8 61 Abf. 1 erhält folgende Faſſung: 


Für die Eintragung von Vormerkungen und ib aber fünf Zehnteile der vollen 
Gebühr erhoben. Die Vorſchriften im $ 58 Nr. 5, 8 59 Nr. 2 und 3, $ 60 Nr. 2, Nr. 3 Satz 1, 
Nr. 4 und 5 finden entſprechende Anwendung. 

Der $ 63 wird wie folgt geändert: 

Im Abf. treten an die Stelle der Worte „drei Zehnteile des Gebührenſatzes B“ die Worte 
„zwei Zehnteile der vollen Gebühr“. 

Der 8 64 wird wie folgt geändert: 

(1) Für jede Löſchung, einſchließlich der dabei vorkommenden Nebengeſchäfte, werden fünf 
Zehnteile, für die Löſchung der im 8 63 erwähnten Eintragungen wird ein Zehnteil der vollen 
Gebühr erhoben. Die Vorſchriften im 8 59 Nr. 2 und 3, § 60 Nr. 2, Nr. 3 Satz 1, Nr. 4 
und 5 finden entſprechende Anwendung. 

(2) Werden Hypotheken, Grundſchulden oder Rentenſchulden infolge der Eintragung anderer 
an ihre Stelle tretender Rechte dieſer Art gelöſcht, ſo werden für die Löſchung Gebühren nur 
inſoweit erhoben, als der Geſamtbetrag der gelöſchten Rechte den ö der neu eingetragenen 
Rechte überſteigt. - 

Der 8 65 erhält folgende Faſſung: 

Für die Eintragung der Entlaſſung einzelner Grundſtücke aus der Mithaft werden fünf 
Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. Die Gebühr beſtimmt ſich nach dem Werte des Rechtes 
oder des Grundſtückes, je nachdem der eine oder der andere der geringere iſt. Die Vorſchriften 
des 8 59 Nr. 2 und Nr. 3 Abſ. 1 bis 3 finden entſprechende Anwendung. 


Der 8 67 wird wie folgt geändert: 


a) Nr. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

Für die Erteilung eines Hypotheken-, Grundſchuld⸗ oder Rentenſchuldbriefes, eines Teil⸗ 
briefes und eines neuen Briefes, einſchließlich des über die Erteilung im Grundbuch ein- 
zutragenden Vermerkes, werden fünf Zehnteile und für die Ergänzung des Auszugs aus dem 
Grundbuche zwei Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. 

b) Nr. 2 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

Für die Erteilung beglaubigter Abſchriften des Grundbuchblatts werden, gleichviel ob die 
Abſchrift das vollſtändige Grundbuchblatt oder nur einen Teil davon betrifft, zwei Zehnteile 
der vollen Gebühr erhoben, jedoch höchſtens 300 Mark. 

c) In Nr. 3 treten an die Stelle der Worte „der im § 33 beſtimmten Gebühr“ die Worte „der 
vollen Gebühr“. 


Der $ 68 wird wie folgt geändert: 


a) Im Abſ. 1 iſt der Satz 2 zu ſtreichen. 
b) Im Abj. 2 treten im Satz 1 an die Stelle der Worte „der Gebührenſatz A“ die Worte „bie 
volle Gebühr“. 


47. 


48. 


49. 


50. 


51. 


o) Im Abi. 2 erhält Satz 2 folgende Faſſung: 

Die gleiche Gebühr wird erhoben für die Umſchreibung eines Kuxes im dem vom Gerichte 
geführten Gewerkenbuch auf einen neuen Erwerber, einſchließlich der dabei vorkommenden 
Nebengeſchäfte. 

d) Hinter Abſ. 2 iſt folgende Vorſchrift als Abſ. 3 einzuſtellen: 

(3) Für die Erteilung einer beglaubigten Abſchrift aus dem Gewerkenbuch iſt die im 8 67 

Nr. 2 beſtimmte Gebühr zu erheben. Die Vorſchrift im 867 Nr. 4 findet entſprechende Anwendung. 


. Der 8 69 wird wie folgt geändert: 


a) Im Abſ. 1 Satz 2 werden hinter den Worten „§ 60“ die Worte „Abſ. 1 Nr. 2“ eingeſchoben. 
b) Im Abſ. 1. Satz 3 werden die Worte „in dem über ein Bahngrundſtück geführten gerichtlichen 
Buche“ erſetzt durch die Worte „auf dem Grundbuchblatt eines Bahngrundſtücks“. 
Der 8 70 erhält folgende Faſſung: 
Neben den in dieſem Abſchnitte beſtimmten Gebühren werden die für Eintragungsanträge 
beſtimmten Stempel erhoben. 
Der $ 71 wird wie folgt geändert: 
a) Im Abſ. 1 tritt an die Stelle der Zahl „drei“ die Zahl „20“%. 
b) Abf. 2 erhält folgende Faſſung: 
Die Einfiht der Landgüter⸗ oder Höferolle iſt gebührenfrei. 
Der $ 72 wird wie folgt geändert: 
a) In Nr. 1a werden die Zahlen „150, 75, 30, 15, 3“ durch die Zahlen „1500, 750, 300, 150, 

20“ erſetzt. 

Ferner find in Nr. la Abſ. 2 die Worte „nach dem Ermeſſen des Gerichts“ durch die Worte 

„nach dem Ermeſſen der den Wert feſtſetzenden Dienſtſtelle“ zu erſetzen. 

b) In Nr. 1 b find die Worte „jedoch mindeſtens 2 Mark“ zu ſtreichen. 
c) Nr. Ic erhält folgende Faſſung: 

c) für die Löſchung der Firma drei Zehnteile der Sätze zu a. 
d) Nr. 3a Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

a) für die Eintragung der Geſellſchaft ſowie für die Eintragung eiues Beſchluſſes über Erhöhung 
oder Herabſetzung des Geſellſchaftskapitals die volle Gebühr mit der Maßgabe, daß mindeſtens 
das Zweifache der Sätze zu 1a zu erheben iſt. 

Im 8 73 Abſ. 1 ſind im Satz 2 die Worte „nach dem Ermeſſen des Gerichts“ durch die Worte 

„nach dem Ermeſſen der den Wert feſtſetzenden Dienſtſtelle“ und die Worte „im Deutſchen Reiche, 

wenn auch außerhalb Preußens“ durch die Worte „im Gebiete der Freien Stadt Danzig“ 

zu erſetzen. 

Der 8 75 wird wie folgt geändert: 

a) Im Abſ. 1 ſind die Worte „mindeſtens aber 1,50 Mark“ zu ſtreichen. 

b) Im Abſ. 2 werden die Worte „1,50 Mark“ durch die Worte „20 Mark“ erſetzt. | 

o) Im Abſ. 3 treten an die Stelle der Worte „des 8 52 Abſ. 1“ die Worte „des § 52 Abſ. 1 
Nr. 2 und Abſ. 2“. 


Im 8 76 find die Ziffern 1 und 2 zu ſtreichen, die Ziffern 3, 4, 5 und 6 erhalten die Nrn. 1, 2, 


3 und 4. In Ziffer 5 und 6 alter Faſſung ſind vor „Geſetzes“ einzufügen „Reichs“ und hinter 
„Gerichtsbarkeit“ einzufügen „vom 17. Mai 1898". 


. Der $ 77 wird wie folgt geändert: 


Im Abſ. 1 unter a treten an die Stelle der Worte „der Gebührenſatz B. des $ 57“ die 
Worte: „die volle Gebühr“. 


Im ß 78 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „der Gebührenſatz A des 8 57“ die Worte 


„die volle Gebühr“. 


Je u 


55. 


Der $ 79 wird wie folgt geändert: 
a) Die Nrn. 1 und 2 des Abſ. 1 erhalten folgende Faſſung: 

1. für die Eintragung des Schiffes in das Schiffsregiſter, einſchließlich der Verhandlungen zur 
Feſtſtellung ihrer Vorausſetzungen, ſowie für die Eintragung von Veränderungen, einſchließlich 
aller ihnen vorausgehenden Verhandlungen, ohne Unterſchied, ob dabei das Schiff auf ein 
neues Blatt eingetragen wird oder nicht, fünf Zehnteile der vollen Gebühr; 

b) die bisherige Nr. 3 im Abſ. 1 wird Nr. 2. 


Der 8 80 wird wie folgt geändert: 


a) Abſ. 1 wird geſtrichen. 
b) Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: r 
Die Vorſchriften des § 16 des Reichsgeſetzes vom 6. Februar 1875 über die Beurkundung 
des Perſonenſtandes und die Eheſchließung (Reichsgeſetzbl. S. 23) finden auf die nach Maßgabe 
anderer geſetzlicher Vorſchrift geführten und bei den Gerichten aufbewahrten Standesregiſter oder 

Kirchenbücher mit der Maßgabe Anwendung, daß an Gebühren zu erheben ſind: 

1. für Vorlegung der Regiſter zur Einſicht, und zwar für jeden Jahrgang 3 Mark, 
für mehrere Jahrgänge zuſammen jedoch höchſtens e 8 
Dabei gelten das Geburts⸗, Heirats⸗ und Sterberegiſter eines Jahres im Sinne dieſer 
Vorſchrift zuſammen als ein Jahrgang; 

. für jeden beglaubigten Auszug aus den Regiſtern mit Einſchluß der Schreibgebühren 6 Mark, 
und wenn ſich der Auszug auf mehrere Eintragungen bezieht und das Nachſchlagen 
von mehr als einem Jahrgange der Regiſter erfordert, für jeden weiter nachzuſchlagenden 
„%ͤ ͤm⁊̃ẽ o . . ß ß ee a 2 „ 
jedoch zuſammen höchſten s ?? sz 23 42 
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. Der 8 81 wird wie folgt geändert: 


a) Im Abſ. 1 Satz 1 werden die Worte „der im 8 57 beſtimmte Gebührenſatz B“ durch die 
Worte „die volle Gebühr“ erſetzt. Satz 2 wird geſtrichen. 
b) Im Abſ. 2 werden die Worte „jedoch nicht mehr als vier Zehnteile des im § 57 beſtimmten 
Gebührenſatzes B“ geſtrichen. N 
e) Im Abſ. 3 treten an die Stelle der Worte „drei Zehnteile des im § 57 beſtimmten Gebühren⸗ 
ſatzes B“ die Worte „fünf Zehnteile der vollen Gebühr“. 
Ferner werden daſelbſt im Satz 1 die Worte „ſofern nicht ein neuer Erbſchein erteilt iſt“ 
ſowie Satz 2 geſtrichen. f 
d) Im Abſ. 5 
1. erhält Satz 1 folgende Faſſung: N 
Wird dem Nachlaßgericht glaubhaft gemacht, daß der Erbſchein nur zur Verfügung über 
Grundſtücke oder im Grundbuch eingetragene Rechte gebraucht wird, und wird beantragt, die 
Ausfertigung des Erbſcheins dem Grundbuchamte zur Aufbewahrung bei feinen Akten zu über- 
ſenden, jo werden die in Abſ. 1 und 2 beſtimmten Gebühren nur nach dem Werte der im 
Grundbuche des Grundbuchamts eingetragenen Grundſtücke und Rechte berechnet, über die auf 
Grund des Erbſcheins verfügt werden kann. 
2. wird folgender Satz 2 eingeſchaltet: 
g Wird mehreren Grundbuchämtern eine Ausfertigung zur Aufbewahrung überſandt, ſo 
iſt der Geſamtwert der in den Grundbüchern eingetragenen Grundſtücke und Rechte maßgebend. 
3. werben im letzten, nunmehr 3. Satze an die Stelle der Worte „des Abſ. 1 Satz 1 und Abſ. 2“ 
die Worte geſetzt „der Abſ. 1 und 2“, 
e) Im Abs. 7 find am Schluſſe des Satzes 1 folgende Worte einzuſchalten: 
in den übrigen Fällen findet auf die Berechnung des Wertes die Vorſchrift des § 23 Abſ. 1 
entſprechende Anwendung. 
Satz 4 daſelbſt iſt zu ſtreichen. 


88. Hinter $ 81 ift folgende neue Vorſchriſt als g 81a einzuftellen: 


59. 


64. 


(1) Für die amtliche Verwahrung einer Verfügung von Todes wegen werden bei der Annahme 
zwei Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. 

(2) Fünf Zehnteile der vollen Gebühr werden erhoben: 

1. für die Eröffnung einer Verfügung von Todes wegen. Die Erteilung beglaubigter 
Abſchriften iſt gebührenfrei, dagegen ſind Schreibgebühren zu erheben; 

2. für die Rückgabe einer Verfügung von Todes wegen. Dieſe Gebühr fällt fort, wenn 
zum Erſatz der zurückgegebenen Verfügung eine neue Verfügung von Todes wegen in 
amtliche Verwahrung gegeben worden iſt oder gleichzeitig gegeben wird. 

(3) Die Vorſchriften des § 44 Abſ. 4 und 5 finden entſprechende Anwendung. Von dem 

für die Berechnung der Gebühren maßgebenden Werte des Gegenſtandes werden die Schulden 
abgezogen. 
Im 8 82 Satz 1 treten an die Stelle der Worte „das Reichsſchuldbuc und das Staatsſchuldbuch“ 
die Worte: „Das Deutſche Reichsſchuldbuch und das preußiſche Staatsſchuldbuch“ und an die Stelle 
der Worte: drei Zehnteile der im § 33 beſtimmten Gebühr bis zum Höchſtbetrage von 10 Mark“ 
die Worte: „zwei Zehnteile der vollen Gebühr bis zum Höchſtbetrage von 50 Mark“. Ferner ſind 
zwiſchen die Worte: „den“ und „Geſetzen“ einzufügen die Worte: „vor dem 10. Januar 1920 in 
Kraft getretenen“. 

Ferner erhält der § 82 folgenden neuen Abſatz: 

(2) In den Fällen des Abſ. 1 Satz 2 werden für die im Verfahren vor Gericht abgegebenen 
eidesſtattlichen Verſicherungen die Gebühren des $ 49 Nr. 2 erhoben. 


Im 8 83 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „an dieſelben der im 8 57 beſtimmte Gebühren⸗ 


ſatz B“ die Worte „an ſie, die volle Gebühr“. 


Der 8 84 wird wie folgt geändert: 


(1) Für die Anordnung einer Nachlaßpflegſchaft, bei der es fi) nur um eine Fürſorge⸗ 
tätigkeit des Pflegers für einzelne Angelegenheiten handelt, ſowie einer Abweſenheitspflegſchaft 
nach § 88 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 
1898 wird die volle Gebühr erhoben. 

(2) Auf die Anordnung einer Nachlaßverwaltung oder einer ſonſtigen Nachlaßpflegſchaft 
finden die Vorſchriften des 8 92 Nr. 1 und 2 Anwendung. 

(3) Die Gebühren des Abſ. 1 und 2 richten ſich nach dem Werte des Nachlaſſes oder des 
Anteils des Abweſenden zur Zeit der Anordnung. Für die Berechnung der Gebühr des 8 92 
Nr. 2 im Falle des Abſ. 2 iſt der Nachlaßbeſtand maßgebend, der bei Beginn des Zeitraums, 
für den Rechnung zu legen iſt, unverteilt vorhanden iſt. 

Auf die Gebühren für die Nachlaßpflegſchaft wird die im § 83 Abſ. 1 beſtimmte Gebühr 
angerechnet, wenn die Nachlaßpflegſchaft zur Sicherung des Nachlaſſes eingeleitet wird. 

(4) Die Vorſchriften des § 91 Abſ. 2, der 88 93 und 95 gelten entſprechend. 


In Abſ. 1 und 3 des 8 86 treten an die Stelle der Worte „des im $ 57 beſtimmten Gebühren⸗ 


ſatzes B“ die Worte „der vollen Gebühr“. Im Abſ. 1 wird der Satz 2 geſtrichen. 


Der 8 87 wird wie folgt geändert: 


a) Im Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „wird ein Zehnteil der Sätze des § 123“ die Worte 
„werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr“. 

b) Im Abſ. 3 treten an die Stelle der Worte „ein Zehnteil der Sätze des § 123“ die Worte 
„fünf Zehnteile der vollen Gebühr“ und an die Stelle der Worte „zwei Hundertteile dieſer 
Sätze“ die Worte „ein Zehnteil der vollen Gebühr“. 

o) In Abſ. 3 treten zwiſchen die Worte: „Gerichtsbarkeit“ und „bezeichnete“ die Worte: „vom 21. Sep- 
tember 1899“. 

In 8 89 bj, 1 treten an die Stelle der Worte „des im § 57 beſtimmten Gebührenſatzes B“ die 

Worte „der vollen Gebühr“. 


69. 
70. 


71. 


72. 


73. 


74. 


8. 


76. 


Im 8 91 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „die im § 39 beſtimmte Gebühr“ die Worte: „die 


volle Gebühr“. 


8 92 Abſ. 1 wird wie folgt geändert: 


An die Stelle der Worte „von je 500 Mark eine Mark“ treten die Worte „von je 1000 Mark 
8 Mark“ und an die Stelle der Worte „von je 400 Mark eine Mark“ die Worte „von je 
1000 Mark 10 Mark“. Ferner iſt dem Abſ. 1 folgender Satz anzuſchließen: 
Die für Beträge von je 1000 Mark beſtimmten Gebühren werden auch für die nur angefangenen 
Beträge voll in Anſatz gebracht. 


Im 8 91 Abſ. 1 werden die Worte „Drei Zehnteile der Sätze des § 123 werden erhoben“ durch 


die Worte „Die volle Gebühr wird erhoben“ erſetzt. 


Der 8 95 wird wie folgt geändert: 


a) In Abf. 1 iſt zwiſchen „des“ und „Geſetzes“ einzufügen „preußiſchen“. 

b) Im Abſ. 2 wird die Zahl „1000“ durch die Zahl „20000“ erſetzt. An die Stelle der Worte 
„Pauſchſätze, Schreibgebühren und Rechnungsgebühren“ treten die Worte „Schreib⸗ und 
Rechnungsgebühren“. 

c) Im Abſ. 3 treten an die Stelle der Worte „Bundesſtaats“ und „Juſtizminiſter“ die Worte: 
„Staates“ und „Gerichtspräſident“. 

In der lÜlberſchrift zum ſiebenten Abſchnitt it das Wort „Fideikommiſſe“ zu ſtreichen. 

Der $ 96 wird wie folgt geändert: 

a) Nr. 1 und 2 erhalten folgende Faſſung: f 
1. Für die Beaufſichtigung von Stiftungen werden jährlich nach dem Betrage des Vermögens 

(8 92 Nr. 3) zwei Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. Soweit beim Gericht eine Rechnungs⸗ 
legung über die Verwaltung des Vermögens ſtattfindet, wird die volle Gebühr erhoben. 
Dabei wird das angefangene Kalenderjahr ſowohl am Anfang als auch am Ende der 
Beauffichtigung voll gerechnet. 

b) Die bisherige Nr. 3 erhält die Nr. 2. Daſelbſt werden die Worte „werden fünf Zehnteile der 
im $ 123 beſtimmten Gebühr“ durch die Worte „wird das Zweifache der vollen Gebühr“ 
erſetzt. 

Im 8 98 treten an die Stelle der Worte „werden drei Zehnteile der Sätze des § 123“ die Worte 

„wird die volle Gebühr“. 3 

Im 8 99 werden die Worte „der im $ 33 beſtimmten Gebühr“ durch die Worte „der vollen 

Gebühr“ erſetzt. 

In 8 100 werden die Worte „die im § 33 beſtimmte Gebühr“ durch die Worte „die volle 

Gebühr“ erſetzt. 

Im $ 101 treten an die Stelle der Worte „werden drei Zehnteile der Sätze des 8 123“ die Worte 

„wird das Zweifache der vollen Gebühr“ und an die Stelle der Worte „werden daneben zwei 

Zehnteile der Sätze des $ 123“ die Worte „wird daneben die volle Gebühr“. 

Im 8 102 werden im Satz 1 die Worte „find“ und „drei Zehnteile der Sätze des § 123“ durch 

die Worte „iſt“ und „das Zweifache der vollen Gebühr“ erſetzt. h 

Im $ 103 werden im Abſ. 1 zwiſchen das Wort: „des“ und „Geſetzes“ das Wort „Reichs“ und 

ferner zwiſchen die Worte: „Gerichtsbarkeit“ und „eintretenden“ die Worte: „vom 17. Mai 1898“ 

eingefügt, auch werden die Worte „werden in jeder Inſtanz die Sätze des 8 123% durch die Worte 

„wird in jeder Inſtanz das Dreiſache der vollen Gebühr“ erſetzt. Im Abf. 5 treten an die Stelle 

der Worte: „des Geſetzes“ die Worte „des Reichsgeſetzes“. 


Im 8 104 treten an die Stelle der Worte: „in dieſem Geſetz oder reichsgeſetzlich“ die Worte: „in 


dieſem oder anderen Geſetzen“, an die Stelle der Worte: „von den Deutſchen Prozeßordnungen“ 
die Worte: „von den Prozeßordnungen“ und an die Stelle der Worte „werden“ und „drei 
Zehnteile der Sätze des § 123“ die Worte „wird“ und „das Zweifache der vollen Gebühr“. 


78. Der $ 105 wird wie folgt geändert: 

a) Im Abſ. 1 tritt an die Stelle des Wortes nat preußiſchen“ das Wort „ausländiſchen“ und 
hinter „Gerichtskoſtengeſetzes“ die Worte „in der für Danzig geltenden Faſſung“, ferner in Abſ. 1 
Nr. 2 treten an die Stelle der Worte „ein Zehnteil der Sätze des § 123, jedoch nicht über 
10 Mark“ die Worte „fünf Zehnteile der vollen Gebühr, jedoch nicht über 50 Mark“. - 

b) Im Abſ. 1 Nr. 3 treten an die Stelle der Worte „zwei Zehnteile der erwähnten Sätze, jedoch 
nicht über 20 Mark“ die Worte „die volle Gebühr, jedoch nicht über 100 Mark“. 

c) Im Abſ. 2 tritt an die Stelle des Wortes „Juſtizminiſter“ das Wort „Senat“. 

79. Im $ 107 werden die Worte „weder reichsgeſetzlich noch in dieſem Geſetze“ und „drei Zehnteile der 
im § 33 beſtimmten Gebühr“ durch die Worte „nicht“ und „fünf Zehnteile der vollen Gebühr“ 
erſetzt. 

80, Der 8 108 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 1 wird hinter Satz 2 folgender Satz eingeſchoben: 

Die Vorſchrift in Satz 1 gilt ferner nicht für die Aufnahme von Anmeldungen zum Handels-, 
Vereins⸗ und Güterrechtsregiſter. 

Ferner find in dem bisherigen Satze 3 daſelbſt die Worte „nach § 11 des Geſetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit“ durch die Worte „nach § 11 des Reichsgeſetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898“ und das Wort: 
„Bundesſtaats“ durch das Wort „Staates“ zu erſetzen. 

In dem bisherigen Satze 4 tritt an die Stelle des Wortes „Juſtizminiſter“ das Wort „Senat“. 

b) Die Nr. 2 erhält folgende Faſſung: 

Soweit nicht beſondere Vorſchriſten getroffen ſind, werden im Falle der Zurücknahme eines 
Antrags, bevor auf ihn eine Entſcheidung ergangen iſt oder die beantragte Verhandlung ſtatt⸗ 
gefunden hat, zwei Zehnteile der vollen Gebühr, höchſtens jedoch 50 M, für die Zurückweiſung 
eines unbegründeten oder unzuläſſigen Antrags fünf Zehnteile der vollen Gebühr, höchſtens 
jedoch 100 Mark, erhoben. In beiden Fällen darf die Gebühr, die für die beantragte Verhandlung 
oder Entſcheidung zu erheben geweſen wäre, nicht überſchritten werden. Im Falle einer teilweiſen 
Zurücknahme oder Zurückweiſung eines Antrags iſt die Gebühr für die Zurücknahme oder Zurüd- 
weiſung nur inſoweit zu erheben, als die Gebühr für die Erledigung des ganzen Antrags die 
Gebühr für die teilweiſe Erledigung überſteigt. 

o) Nr. 3 erhält folgende Faſſung: 

(1) Für die Entſcheidung, einſchließlich des vorangegangenen Verfahrens, in der Beſchwerde— 
inſtanz werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben, ſoweit die Beſchwerde als unzuläſſig 
verworfen oder zurückgewieſen wird oder die Koſten des Verfahrens einem Gegner zur Laſt 
fallen. Inſoweit dies nicht der Fall iſt, werden keine Gebühren erhoben. Dieſe Vorſchrift gilt 
entſprechend bei Anträgen auf Anderung einer Entſcheidung des beauftragten oder erſuchten 
Richters oder des Gerichtsſchreibers. 

(2) Wird die Beſchwerde zurückgenommen, bevor eine gebührenpflichtige Entſcheidung er- 
gangen iſt, ſo werden zwei Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. Betrifft die Zurücknahme nur 
einen Teil des Beſchwerdegegenſtandes, während über einen anderen Teil entſchieden wird, ſo iſt 
die Gebühr für die Zurücknahme nur inſoweit zu erheben, als die Beſchwerdegebühr ſich erhöht 
haben würde, wenn die Entſcheidung auf den zurückgenommenen Teil erſtreckt worden wäre. 

(3) Als Beſchwerde im Sinne dieſes Geſetzes iſt aüch die Anrufung einer Entſcheidung 
des Landgerichts nach Artikel 51 Abſ. 2 des Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Gerichts— 
barkeit vom 21. September 1899 anzuſehen. 

(4) Auf die Berechnung des Wertes iſt die Vorſchrift des § 23 Abſ. 1 entſprechend anwendbar. 

81. Im $ 109 find hinter den Worten „Abſ. 1“ die Worte „Nr. 2 und Abſ. 2“ einzuſchalten. 

82. a) Im $ 110 werden die Beträge „1 Mark“ und „20 Mark“ durch die Beträge „20 Mark“ und 

„300 Mark“ erſetzt; die Worte „Deutſchen“ und „Deutſchen“ fallen fort. 


S S 


b) Im 8 111 werden im Satz 1 zwiſchen „Gerichtskoſtengeſetzes“ und „anzuwenden“ eingefügt die 


Worte „in der für Danzig geltenden Faſſung“; im Satz 2 ſind hinter: „Gerichtsbarkeit“ einzu⸗ 
fügen die Worte: „vom 21. September 18997. 


Im 8 112 Abſ. 1 Nr. 2 find die Worte „einſchließlich der mit dieſen Gebühren auf Grund des 


Geſetzes vom 21. Juni 1916 (Reichsgeſetzbl. S. 577) zu erhebenden Reichsabgabe“ zu ſtreichen. 
In Nr. 5 daſelbſt iſt das Wort „Reiſekoſten“ durch das Wort „Fahrkoſten“ zu erſetzen. 
In Nr. 6 fallen die Worte „Zeld- und Orts“ fort. f 
Die Nr. 8 daſelbſt erhält folgende Faſſung: 
8. die Koſten eines Transports von Tieren und Sachen ſowie Verwahrung von Sachen und 
Fütterung von Tieren. 


Der 8 113 wird wie folgt geändert: 


a) Abſ. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

Die Schreibgebühr beträgt für die Seite, die mindeſtens 32 Zeilen von durchſchnittlich 
15 Silben enthält, 75 Mark, auch wenn die Herſtellung auf mechaniſchem Wege ſtattgefunden hat. 

Im Satz 2 tritt an die Stelle des Wortes „Juſtizminiſter“ das Wort „Senat“. 

Am Schluſſe des Abſ. 1 wird folgender Satz zugefügt: . 

Der Senat wird ermächtigt, bei einer erheblichen Veränderung der wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe die Schreibgebühr zu erhöhen oder zu ermäßigen. 
b) Abſ. 2 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 
Neben den Schreibgebühren iſt unbeſchadet der Beſtimmungen im 8 56 für Ausfertigungen 
oder beglaubigte Abſchriften ſtempelpflichtiger Urkunden der tarifmäßige Stempel zu erheben. 
c) Folgende Vorſchrift iſt als neuer Abſatz einzuſtellen: 

(3) Bei Beurkundung von zweifeitigen Rechtsgeſchäften find zwei Ausfertigungen oder 
Abſchriften, bei ſonſtigen Beurkundungen iſt eine Ausfertigung oder Abſchriſt ſchreibgebührenfrei. Die 
Beſtimmungen des Abſ. 2 über Erhebung des tarifmäßigen Stempels finden Anwendung. 
Gegen die Entſcheidung über Erinnerungen, welche die Frage betreffen, ob der Anſpruch der 
Partei auf Erteilung einer ſchreibgebührenfreien Ausfertigung oder Abſchrift gerechtfertigt iſt, 
iſt die Beſchwerde nicht zuläſſig. 


Der $ 114 Abſ. 1 wird geſtrichen. 
Der $ 115 wird wie folgt geändert: 


a) In Nr. 1 Abſ. 1 und 2 wird das Wort „Reiſekoſten“ durch das Wort „Fahrkoſten“ erſetzt. 
b) Die Nr. 2 iſt zu ſtreichen und Nr. 3 wird Nr. 2. 


Im 8 116 treten an die Stelle der Zahlen „6“ und „4“ die Zahlen „75“ und „50“ und das 


Wort „Reiſekoſten“ wird durch das Wort „Fahrkoſten“ erſetzt. 


. Der 8 117 in der Faſſung des Danziger Geſetzes vom 3. Oktober 1922 — Geſetzbl. S. 445 — 


wird wie folgt geändert: 5 

a) Im Abſ. 1 Satz 1 treten an die Stelle der Zahlen „5“ und „20“ die Zahlen „65“ und „180“. 
Abſ. 1 erhält folgenden Schlußſatz: 8 

Die Vorſchrift des §S 113 Abſ. 1 Satz 5 gilt entſprechend. 

b) Im Abſ. 2 wird das Wort „Vormundſchaftsſachen“ durch die Worte „Vormundſchafts⸗, Pfleg 
ſchafts⸗ und Beiſtandſchaftsſachen“ erſetzt. 

o) Ferner treten an die Stelle der Worte „300 Mark“ und „15000 Mark“ die Worte „1500 Mark“ 
und „40000 Mark“. 


Im 8 118 Abſ. 1 iſt vor die Zahl „8“ die Zahl „7“ zu ſetzen. 
Der $ 119 wird wie folgt geändert: 


a) Der Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
Das Deutſche Gerichtskoſtengeſetz in der für Danzig geltenden Faſſung und die Vor⸗ 
ſchriften des § 115 finden, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt, Anwendung auf die vor die 


82 TEN 


91. 


97. 


Im $ 134 werden die Worte „werden ſechs Zehnteile“ durch die Worte „wird das Dreifache“ und 


orbentlichen oder vor beſondere Gerichte gehörigen Rechtsſachen, für welche die Zivilprozeß⸗ 
ordnung oder die Strafprozeßordnung kraft beſonderer Vorſchrift maßgebend ſind. 

b) Der Abſ. 2 wird geſtrichen. 5 

e) Im bisherigen Abſ. 3 find vor „Geſetzes“ einzuſchieben das Wort „Preußiſchen“ und hinter den 
Worten „(Geſetzſammlung S. 59)“ einzuſchieben die Worte „in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 10. Oktober 1899 (Geſetzſamml. S. 404)“. 

Der $ 120 wird wie folgt geändert: 

a) Im Satz 1 ſind hinter „des deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes“ und „finden auf die nach dem“ 
einzufügen die Worte: „in der für Danzig geltenden Faſſung“ und „preußiſchen“, ferner iſt 
hinter den Worten „(Geſetzſamml. S. 22)“ einzuſchieben „in der Faſſung des Danziger Geſetzes 
vom 30. September 1921 (Geſetzbl. S. 166)“. 

b) 1. In Nr. 1 treten an die Stelle der Worte „vier Zehnteile“ die Worte „acht Zehnteile“ und 

g vor „erhoben“ werden eingefügt die Worte „in der für Danzig geltenden Faſſung“. 

2. In Nr. 2 treten an die Stelle der Worte „zwei Zehnteile“ die Worte „fünf Zehnteile“. 
e) In Nr. 3 werden die Worte „höchſtens 5 Mark“ durch die Worte „höchſtens 30 Mark“ erſetzt. 


Im 8 121 werden die Worte „wird ein Zehnteil der im § 123 beſtimmten Gebühr“ durch die 


Worte „werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr“ erſetzt. 


Im 8 122 werden hinter den Worten „nur bare Auslagen“ die Worte „nach Maßgabe des 


Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung und Poſtgebühren“ 
eingeſchoben. 8 


Der $ 123 wird geſtrichen. 
Im 8 124 Ab. 1 treten an die Stelle der Worte „Zwei Zehnteile der vollen Gebühr werden“ 


die Worte „Die volle Gebühr wird“. Außerdem werden im Abf. 1 Satz 2 hinter dem Worte 
„Zinſen“ die Worte „und Koſten“ eingeſchoben. 


Der 8 125 wird wie folgt geändert: 


a) Im Abſatz 1 Nr. 1 und 2 werden die Worte „zwei Zehnteile“ durch die Worte „die volle 
Gebühr“, 

b) im Abſ. 1 Nr. 3 die Worte „ein Zehnteil“ durch die Worte „fünf Zehnteile“, 

c) im Abſ. 1 Nr. 4 die Worte „fünf Zehnteile“ durch die Worte „das Zweifache“, 

d) im Abf. 2 die Worte „wird ein Zehnteil“ durch die Worte „werden fünf Zehnteile“ und 

e) im Abſ. 5 die Worte „werden zwei Zehnteile der vollen Gebühr“ durch die Worte „wird die 
volle Gebühr“ erſetzt. 

Der $ 126 wird wie folgt geändert: ö 

a) Im Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „der im $ 33 beſtimmten Gebühr“ die Worte „der 
vollen Gebühr“. 


b) Im Abſ. 2 wird Satz 2 geſtrichen. 


o) Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

Im Falle der Zwangsverſteigerung zum Zwecke der Aufhebung einer Gemeinſchaft bleibt 
bei der Berechnung der Gebühren der Teil des Meiſtgebots außer Betracht, der auf den dem 
Erſteher bereits zuſtehenden Anteil an den verſteigerten Gegenſtänden fällt. Im Falle der 
Gemeinſchaft unter Miterben gilt im Sinne dieſer Vorſchrift jeder Miterbe als Miteigentümer 
nach Verhältnis ſeines ideellen Anteils am Nachlaſſe. 


Im 8 130 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „werden“ und „fünf Zehnteile“ die Worte 


„wird“ und das „Zweifache“. 
Im Abſatz 2 wird der letzte Satz geſtrichen. 


die Worte „vier Zehnteile“ durch die Worte „das Zweifache“ erſetzt. 


100. 


101. 


102. 


103. 


104. 


385 

a) Im $ 135 Satz 1 werden die Worte „der §s 45 und 46 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes“ 
durch die Worte „des § 108 Nr. 3“ und im Satz 2 die Worte: „des § 45 a. a. O.“ durch die 
Worte „des § 108 Nr. 3 Abf. 1“ erſetzt. 

b) Im $ 136 wird das Wort „landesgeſetzlichen“ durch das Wort „preußiſchen“ erſetzt. 

o) Im 8 137 werden die in Klammern geſetzten Worte geſtrichen und an die Stelle des Wortes 
„Juſtizminiſter“ das Wort „Senat“ geſetzt. 

a) Im $ 140 werden hinter „Gerichtskoſtengeſetzes“ eingefügt die Worte „in der für Danzig 
geltenden Faſſung“. 

b) Der $ 141 wird geſtrichen. 


Der $ 142 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: Dieſes Geſetz findet Anwendung auf alle zu dem 
Zeitpunkte ſeines Inkrafttretens noch nicht fällig gewordenen Gerichtskoſten. 
Satz 2 iſt zu ſtreichen. Aus Abſ. 2 und 3 wird ein neuer Paragraph gebildet. 
Abſ. 3 Halbſatz 1 erhält folgende Faſſung: 5 
Die Vorſchriften der 88 13 und 17 treten auch für die früher fällig gewordenen Koſten 
in Kraft. 
Der 3 144 erhält folgende Faſſung: ; 
(1) Dieſes Geſetz findet keine Anwendung auf die Angelegenheiten der Juſtizverwaltung, 
ſoweit nicht nachſtehend in Abſ. 2 bis 5 anderweite Beſtimmungen getroffen ſind. 
(2) Es werden erhoben: 
1. das Zweifache der vollen Gebühr: a 8 

a) für die Bewilligung der Befreiung von dem Ehehinderniſſe des Ehebruchs ($ 1312 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs); 

b) für die Bewilligung der Befreiung von der Beibringung der für Ausländer vorgeſchriebenen 
Zeugniſſe bei der Eheſchließung (Artikel 43, SS 1, 4 des Ausführungsgeſetzes zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuche); FR 

c) für die Genehmigung zur Anderung von Familiennamen (Verordnung vom 3. November 1919, 


Gejegjantml. S. 177), ſoweit es ſich nicht um die Umwandlung eines ſremdſprachigen in 


einen deutſchen Namen handelt; 
2. die volle Gebühr: 

a) für die Bewilligung der Befreiung von dem Ehehinderniſſe der mangelnden Ehemündigkeit 
($ 1303 des Bürgerlichen Geſetzbuches); 

b) für die Genehmigung zur Anderung von Vornamen (Allgemeine Verfügung des preußiſchen 
Juſtizminiſters vom 21. April 1920, Juſtiz⸗Miniſterialblatt S. 166) und Allgemeine Ver⸗ 
fügung Nr. 6 der Danziger Juſtizverwaltung vom 27. Mai 1920. 

(3) Es werden erhoben: 

a) für die Zurückweiſung eines unbegründeten oder unzuläſſigen Antrags in den Fällen des 
Abſ. 2 Nr. 1 und 2 die Hälfte der dort beſtimmten Gebührenſätze; 

b) im Falle der Zurücknahme eines Antrags, bevor auf ihn eine Entſcheidung ergangen iſt, 
zwei Zehnteile der vollen Gebühr, jedoch nicht mehr als 50 Mark. 

(4) Auf die Berechnung des Wertes finden in den Fällen der Abſ. 2 und 3 der 8 23 Abſ. 1 
entſprechende Anwendung. f 

6) Entſcheidungen der Aufſichtsbehörden über Erinnerungen und Beſchwerden ſind koſtenfrei. 

(6) Über Erinnerungen und Beſchwerden gegen den Koſtenanſatz und die Wertfeſtſetzung in 


EURER 


den in Abs. 2 bis 4 bezeichneten Fällen wird im Aufſichtswege entſchieden. Im übrigen finden 


die 88 1, 2, 4 bis 6, 10 Abſ. 1, 88 11 bis 14, 16 bis 20, 23, 30, 31 bis 33 ſowie die Vor⸗ 
ſchriften des zehnten Abſchnittes des erſten Teiles finngemäß Anwendung. Der Senat kann 
nähere Ausführungsvorſchriften erlaſſen. 

Der $ 145 wird geſtrichen. 
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Artikel II. 


Soweit in den Geſetzen auf Vorſchriften des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes verwieſen iſt, die 


durch dieſes Geſetz geändert werden, treten die entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes an ihre Stelle. 
Der Artikel II der Verordnung vom 24. Juni 1920 mit allen abändernden Vorſchriften (Danziger Staats- 
anzeiger 1920 S. 165, Geſetzblbtt 1921 S. 107, 313, 1922 S. 445), ferner Artikel III des Geſetzes vom 
3. Oktober 1922 (Geſetzbl. S. 445), ferner die Verordnung vom 2. Dezember 1922 (Geſetzbl. S. 540) 
werden aufgehoben. . 

Auf die Koſtenanſätze des durch Artikel I abgeänderten Gerichtskoſtengeſetzes findet die Beſtimmung 
des Artikels IV des Geſetzes vom 23. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 313) keine Anwendung. 

R Artikel III. 

Iſt eine Auflaſſung, ein Eigentumsübergang, eine Eintragungsbewilligung oder eine Anmeldung 
zu einem gerichtlichen Regiſter vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes gerichtlich oder notariell beurkundet, 
ſo ſind für die auf Grund dieſer Beurkundung erfolgenden Eintragungen im Grundbuch oder einem 
gerichtlichen Regiſter die Gerichtsgebühren nach den vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes geltenden 


gejeglichen Beſtimmungen zu erheben, wenn die Eintragung innerhalb dreier Monate nach dem Inkraft⸗ 


treten des Geſetzes bewirkt wird. 
Artikel IV. 


Zu den Gebühren für die im 2. Abſchnitte des erſten Teiles des im Artikel I bezeichneten 
Gerichtskoſtengeſetzes tritt ein Teuerungszuſchlag von 1400 vom Hundert. 

Zu ſämtlichen übrigen Gebühren des im Artikel I bezeichneten Gerichtskoſtengeſetzes, mit Aus- 
nahme der Gebühren der 88 92 und 120 tritt ein Teuerungszuſchlag von 750 vom Hundert, zur Mindeſt⸗ 
gebühr des § 32 ein ſolcher von 9900 vom Hundert. a N 

Der Senat wird ermächtigt, dieſe Teuerungszuſchläge entfprechend den Veränderungen des 
Dienſteinkommens der Beamten zu ändern. Die Verfügung des Senats iſt dem Volkstage vorzulegen. 

RN Artifel V. 

Der Senat wird ermächtigt, den Text des im Artikel 1 bezeichneten Gerichtskoſtengeſetzes, wie 
er ſich aus den im Artikel I dieſes Geſetzes beſtimmten Anderungen ergibt, unter fortlaufender Nummern- 
folge der Paragraphen und ziffernmäßiger Bezeichnung der einzelnen Abſätze der Paragraphen mit dem 
Datum des vorliegenden Geſetzes und unter der Bezeichnung: „Geſetz, betreffend Abänderung des 
preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 25. Juli 1910 in der für Danzig geltenden Faſſung“ durch das 
Geſetzblatt bekanntzumachen. a 

Danzig, den 27. März 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
5 Sahm. Dr. Frank. 
145 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
a & Geſetz : 
betreffend Abänderung der Gebührenordnung für Notare vom 25. Juli 1910. 
Vom 27. 3. 1923. 
Artikel J. 
Die Gebührenordnung für Notare vom 25. Juli 1910 (Preußiſche Geſetzſamml. 1910 S. 283, 
1917 S. 17, 1918 S. 128, Danziger Staatsanzeiger 1920 S. 165, Danziger Geſetzblatt 1921 S. 107, 313, 
1922 S. 445 und 540) wird dahin geändert: ö 
I. a) Im 8 2 Abſ. 2 fällt das Wort „Preußiſchen“ fort und hinter „Gerichtskoſtengeſetzes“ ſind ein- 
zufügen die Worte: vom 27. März 1923. 
b) Im 8 3 Abf. 1 Satz 1 in der Faſſung des Danziger Geſetzes vom 3. Oktober 1922 — Geſetz⸗ 
blatt S. 445 — treten an die Stelle der Worte „15 Mark“ die Worte „zwanzig Mark“. 
Satz 2 wird geſtrichen. 
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Im 8 4 fällt das Wort „Preußiſchen“ fort und werden hinter die Worte „§ 38“ die Worte „Abſ. 2“ 


und hinter „Gerichtskoſtengeſetzes“ die Worte „vom 27. März 1923“ eingeſchoben. 


Im 8 5 werden die Worte „und der $ 67 Nr. 1“ ferner „Preußiſchen“ und „für die Tätigkeit 


des Richters“ geſtrichen und hinter „Gerichtskoſtengeſetzes“ die Worte: „vom 27. März 1923“ ein⸗ 
geſchoben. { 


Der 8 6 erhält folgende Faſſung: 


Für Beurkundungen am Krankenlager, an Sonntagen und den ſtaatlich anerkannten Feſt⸗ 
tagen ſowie in der Zeit von 7 Uhr abends bis 8 Uhr morgens erhält der Notar außer den ihm 
ſonſt zuſtehenden Gebühren zuſätzlich noch fünf Zehnteile der vollen Gebühr. Treffen mehrere 
dieſer Vorausſetzungen zuſammen, ſo wird dieſe Zuſatzgebühr nur einmal erhoben. 


Hinter 8 6 ift folgende Vorſchrift als $ 6 a neu einzuſtellen: 


Für die Herſtellung eines Teilhypothekenbriefs erhält der Notar fünf Zehnteile der vollen 
Gebühr. Im Fall der Herſtellung eines Geſamtbriefs finden die Vorſchriften des 8 59 Nr. 3 des 
Gerichtskoſtengeſetzes vom 27. März 1923 entſprechende Anwendung. Bei der Herſtellung eines 
gemeinſchaftlichen Briefes (§ 66 der Grundbuchordnung) werden die Werte der einzelnen Hypotheken 
oder Grundſchulden zuſammengerechnet. 


6. Im 8 7 werden die Worte „drei Zehnteile“ durch die Worte „fünf Zehnteile“ erſetzt. 


10. 


11. 


Im 8 9 Abf. 1 werden die Worte „Legaliſationen“ bis „können“ durch folgende Worte erſetzt: 


„Legaliſationen, für die Einſendung einer von dem Notar aufgenommenen Urkunde ſowie 
für die Erledigung von Beanſtandungen eines von dem Notar eingereichten oder in einer von ihm 
eingeſandten Urkunde enthaltenen Antrags können“. 


Im 8 10 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „das Zweifache des im § 57 des Preußiſchen 


Gerichtskoſtengeſetzes beſtimmten Gebührenſatzes B“ die Worte „das Dreifache der vollen Gebühr“. 
Ferner ſind im Satz 2 die Worte „ſo ermäßigt ſich die Gebühr auf die Hälfte“ zu erſetzen durch 
die Worte „ſo erhält der Notar das Zweifache der vollen Gebühr“. 

Hinter dem Abſ. 2 des 8 10 iſt folgender neuer Abſatz einzuſchieben: 

„Neben den im Abſ. 1 beſtimmten Gebühren werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben 
wenn ſich ein Beteiligter in einer fremden, im Gerichtsbezirk nicht gebräuchlichen Sprache erklärt. 
Die Zuſatzgebühr ſowie die durch die Zuziehung eines Dolmetſchers entſtandenen Auslagen fallen 
dem Beteiligten zur Laſt, der die Zuziehung des Dolmetſchers oder die Verhandlung in der fremden 
Sprache veranlaßt hat“. 


Im 8 11 Abſ. 1 erhält Satz 1 von den Worten „fünf Zehnteile der für das Geſchäft beſtimmten 


Gebühr“ ab folgende Faſſung: f 
„fünf Zehnteile der vollen Gebühr bis zu einem Höchſtbetrage von 300 Mark; jedoch darf 
die Gebühr, die für das bezweckte Geſchäft zu erheben geweſen wäre, nicht überſchritten werden.“ 
Im Abſ. 2 werden die Worte „drei Zehnteile“ durch die Worte „zwei Zehnteile“ und die 
Zahl „10“ durch die Zahl „100“ erſetzt. > 
Im 5 12 treten an die Stelle der Worte „jo ift für die Aufſuchung 1,50 Mark zu entrichten“ die 
Worte „jo find für die Aufſuchung, wenn es ſich um eigene Urkunden des Notars handelt, 2 Mark, 
bei anderen verwahrten Urkunden 3 Mark für jedes Jahr, auf das ſich die Aufſuchung erſtreckt, 
in beiden Fällen mindeſtens jedoch 6 Mark zu entrichten“. 8 
Der 8 13 wird wie folgt geändert: 
a) Abſ. 1 Ziffer 1 erhält folgende Faſſung: 
Für Empfang, Verwahrung und Auszahlung von Geldern erhält der Notar: 5 
1. im Falle des Empfangs zum Zwecke der Auszahlung an dritte Perſonen für Rechnung des 
Auftraggebers vom Betrage bis 100 Mark einſchließlich 3 Mark und ferner 1 Mark für jede 
angefangenen 100 Mark des weiteren Betrags bis 1000 Mark, für jede angefangenen 200 Mark 
des weiteren Betrags bis 10000 Mark und für jede angefangenen 500 Mark des Mehrbetrags; 


16. 
17 


18. 


19. 
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b) Hinter Abſ. 1 wird folgende neue Vorſchrift als Abs. 2 eingefügt: 
(2) Die Gebühr des Abſ. 1 wird auch dann erhoben, wenn der Empfang oder die Aus— 
zahlung im Banküberweiſungs-, Giro- oder Poſtſcheckverkehr erfolgt. 
c) Der bisherige Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 
(3) Für Empfang, Verwahrung und Ablieferung von Wertpapieren ſind die Gebühren 
des Abſ. 1 nach Maßgabe des Wertes zu erheben. 5 
d) Im bisherigen Abſ. 5 wird das Wort „Preußiſchen“ geſtrichen, ferner werden die Worte „Abſ. 1 
Satz 2“ durch die Worte „Abſ. 2“ erſetzt und hinter „Gerichtskoſtengeſetzes“ die Worte 
„vom 27. März 1923“ eingeſchoben. 


2. Im 8 14 Abſ. 1 werden die Worte „Tagegelder und“ geſtrichen und im Abſ. 2 treten an die 


Stelle der Worte „1 Mark“ die Worte „5 Mark“. 


Im 8 15 werden die Worte „Tagegelder und“ geſtrichen. 
. Die $$ 17 und 18 werden geſtrichen. 
. a) Aus 8 19 Abſ. 2 wird ein neuer Paragraph gebildet. 


b) Im alten Abſ. 2 des 8 19 erhalten Satz 1 und 2 folgende Faſſung: 

„Die Koſten des Schreibwerks werden in der Regel nicht durch Schreibgebühren erſetzt. 
Rur für ſolche Ausfertigungen und Abſchriften, die auf beſonderen Antrag erteilt werden oder 
für Finanzbehörden beſtimmt ſind, erhält der Notar Schreibgebühren, jedoch hat bei Beurkundungen 
und Entwürfen von zweiſeitigen Rechtsgeſchäften die Erteilung von je zwei Ausfertigungen oder 
Abſchriften und bei ſonſtigen Beurkundungen die Erteilung je einer Ausfertigung oder Abſchrift 
ſchreibgebührenfrei zu erfolgen. Die Schreibgebühr beträgt für die Seite, die mindeſtens zwei⸗ 
unddreißig Zeilen von durchſchnittlich fünfzehn Silben enthält, zehn Mark, auch wenn die Her— 
ſtellung auf mechaniſchem Wege ſtattgefunden hat. 

e) Im alten Abſ. 2 des § 19 wird in Satz 5 das Wort „Juſtizminiſter“ erſetzt durch „Senat“. 

d) Am Schluſſe des alten Abſ. 2 wird folgender Satz zugefügt: 

„Der Senat wird ermächtigt, bei einer erheblichen Veränderung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe die Schreibgebühr zu erhöhen oder zu ermäßigen“. 

e) Der alte Abſ. 3 des 8 19 erhält als neuer Paragraph folgende Faſſung: 

„Von den Poſtgebühren des Notars ſind nur Telegraphengebühren, die im Fernverkehr 
zu entrichtenden Fernſprechgebühren, die im Verkehr mit dem Ausland entſtehenden Gebühren 
und die Überſendungsgebühren für Ausfertigungen, Abſchriften und vorgeſchriebene Mitteilungen, 
die für Finanzbehörden beſtimmt ſind, zu berechnen“. 

Der $ 20 wird geſtrichen. 

Im 8 21 tritt an die Stelle der Worte „demſelben Tagegelder und“ das Wort „ihm“, ferner 

werden eingefügt hinter: „(eichgeſetzbl. S. 176)“ die Worte: „in der / für Danzig geltenden Faſſung“, 

auch fällt das Wort „Preußiſchen“ fort und hinter „Gerichtskoſtengeſetzes“ werden eingefügt die 

Worte „vom 27. März 1923“. 3 

Der $ 22 erhält folgende Faſſung: 

„Für jeden bei einer notariellen Beurkundung zugezogenen Zeugen kann die dieſem 
gezahlte Gebühr in Rechnung geſtellt werden“. 

Der § 25 wird wie folgt geändert: 

a) In Abſ. 3 Satz 1 tritt an die Stelle des Wortes „Amtsgerichts“ das Wort „Landgerichts“. 
Der Satz ſchließt mit dem Wort „Landgerichts“. Die Worte „in deſſen Bezirk der Notar 
ſeinen Amtsſitz hat“, fallen fort. 

b) In Abſ. 4 treten an die Stelle der Zahlen „568 bis 575, 577“ die Zahlen „569 bis 575, 577". 
Die Sätze 2, 3 und 4 werden geſtrichen. 

c) Der Abf. 7 erhält folgende Faſſung: 

„Gegen die Entſcheidungen des Landgerichts, welche die Frage betreffen, ob für eine 
Ausfertigung oder Abſchrift Schreibgebühren erhoben werden können, findet keine Beſchwerde ſtatt“. 


20. Im § 26 Ab. 1 Zeile 1 ſind die Worte „Fideikommiß oder“ zu ſtreichen. 
21. Der § 27 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
„Dieſes Geſetz findet auf alle zu dem Zeitpunkte ſeines Inkrafttretens noch nicht beendigten 
Geſchäfte, auch hinſichtlich der bereits geleiſteten Arbeiten, Anwendung“. Satz 2 wird geſtrichen. 
Desgl. wird Abſ. 2 geſtrichen. 
22. Der § 28 wird geſtrichen. 


Artikel II. 
85 Zu ſämtlichen Gebühren der Gebührenordnung für Notare, mit Ausnahme der Gebühren der 
88 17 und 18, tritt ein Teuerungszuſchlag von 1400 vom Hundert, zur Mindeſtgebühr des § 3 ein. 


ſolcher von 9900 vom Hundert hinzu. Der Senat wird ermächtigt, dieſen Teuerungszuſchlag 

entſprechend den Veränderungen des Dienſteinkommens der Beamten zu ändern. Die Verfügung 

des Senats iſt dem Volkstage vorzulegen. 
5 Artifel III. 

Der Senat wird ermächtigt, den Text der Gebührenordnung für Notare, wie er ſich aus den 
Anderungen dieſes Geſetzes und des Geſetzes, betreffend die Abänderung des Preußiſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung ergibt, unter fortlaufender Nummernfolge der Paragraphen 
und ziffernmäßiger Bezeichnung der einzelnen Abſätze ber Paragraphen mit dem Datum des vorliegenden 
Geſetzes durch das Geſetzblatt bekanntzumachen. 


Danzig, den 27. März 1923. 


.> Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


146 Geſetz 

betreffend Abänderung des Geſetzes, enthaltend die preußiſchen Vorſchriften über die Gebühren 

der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher vom 21. März 1910 in der für Danzig 
f geltenden Faſſung. Vom 27. 3. 1923. 


Artikel I. 

Das Geſetz, enthaltend die preußiſchen Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte und der 
Gerichtsvollzieher, vom 21. März 1910 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 6. September 1910 
(Gefegjammlung 1910 S. 15 und S. 261, 1917 S. 17, 1918 S. 128, Danziger Staatsanzeiger 1920 
S. 165, Danziger Geſetzblatt 1921 S. 107, 313, 1922 S. 445) wird dahin geändert: 

1. a) Im Artikel 1 treten an die Stelle des Wortes: „reichsgeſetzlich“ die Worte: „durch die Gebühren- 

ordnung für Rechtsanwälte vom 7. Juli 1879 (Reichsgeſetzblatt S. 176) in der für Danzig 

geltenden Faſſung“. 
b) Im Artikel 2 Abſ. 1 treten an die Stelle des Wortes: „Deutſche“ die Worte: „im Artikel 1 
bezeichnete“ „ferner erhält Nr. 2 folgende Faſſung: 

2. in den nach dem preußiſchen Geſetze, betreffend den Forſtdiebſtahl, vom 15. April 1878 (Ge- 
ſetzſamml. S. 222) in der Faſſung des Danziger Geſetzes vom 30. September 1921 N 
blatt S. 166) zu behandelnden Strafſachen. 

Der Artikel 3 erhält folgende Faſſung: 

Volle Gebühr im Sinne dieſes Geſetzes iſt die im § 33 Abſ. 2 des Gerichtskoſtengeſetzes 
vom 27. März 1923 beſtimmte Gebühr. Die Vorſchriften des 8 32 Abſ. 1 und 2 daſelbſt finden 
entſprechende Anwendung. 

3. Artikel 4 wird wie folgt geändert: 


a) Im Abſ. 1 werden die Worte „drei Zehnteile der vollen Gebühr“ durch die Worte „die volle 
Gebühr erſetzt. 


DV 


11. 


12. 


13. 


14. 


n 


b) Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: . 5 Br 
Die gleiche Gebühr erhält er außerdem für die Wahrnehmung der Verſteigerungstermine. 

e) Im Abſ. 4 find im Satz 1 die Worte „die neben einem Hauptanſpruche beſtehenden Anſprüche 

wegen der Koſten und Nebenleiſtungen bleiben unberückſichtigt“ zu ſtreichen. 


Im Artikel 5 Abſ. 1 werden die Worte „zwei Zehnteile“ durch die Worte „acht Zehnteile“ und 


im Abſ. 2 die Worte „drei Zehnteile der vollen Gebühr“ durch die Worte „die volle Gebühr“ erjegt. 


Im Artikel 7 Abſ. 1 Satz 1 und 2 werden die Worte „drei Zehnteile der vollen Gebühr“ durch 


die Worte „die volle Gebühr“ erſetzt. 


Im Artikel 8 Abſ. 1 werden die Worte „zwei Zehnteile“ durch die Worte „acht Zehnteile“ erſetzt. 


Artikel 8 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Hat der Rechtsanwalt die einem Antrag oder einer Erklärung zugrunde liegende Urkunde 
entworfen, ſo ſteht ihm für den Antrag oder die Erklärung die Gebühr des Abſ. 1 nicht zu; 
er erhält die im 8 9 Abſ. 2 der Gebührenordnung für Notare beftimmte Gebühr, wenn ein 
das Sach- und Rechtsverhältnis entwickelifder Vortrag erforderlich iſt und deſſen Einreichung 
von der Partei verlangt wird. 


Im Artikel 9 werden die Worte „ein Zehnteil“ durch die Worte „fünf Zehnteile“ erſetzt. Ferner 


wird dem Abſ. 1 noch folgender Satz angeſchloſſen: 
\ Stellt ſich indeſſen die Prozeßgebühr niedriger als die vorſtehend beſtimmte Gebühr, fü 
erhält der Rechtsanwalt außerdem den Betrag, um welchen dieſe Gebühr die Prozeßgebühr 
überſteigt. ; 


Artikel 10 erhält folgende Faſſung: 


Für die Wahrnehmung eines Termins erhält der Rechtsanwalt die volle Gebühr. 
Werden in derſelben Angelegenheit mehrere Termine wahrgenommen, ſo beträgt die Gebühr 
für den zweiten und für jeden weiteren Termin acht Zehnteile der vollen Gebühr. Der 
Geſamtbetrag der Gebühren in derſelben Angelegenheit darf in einer Inſtanz das Dreifache 
der vollen Gebühr nicht überſteigen. 


Im Artikel 11 werden die Worte „ein Zehnteil“ durch die Worte „fünf Zehnteile“ erſetzt. 
10. 


a) Im Artikel 12 werden die Worte „die volle Gebühr“ durch die Worte „das Dreifache der 
vollen Gebühr“ erſetzt. 8 


b) Im Artikel 14 Satz 1 treten an die Stelle des Wortes: „Deutſchen“ die Worte: „im Artikel 1. 


bezeichneten“. 
Der Artikel 15 erhält folgende Faſſung: 

(1) Dem Rechtsanwalt ſtehen Schreibgebühren zu: 

1. für die auf beſonderes Verlangen gefertigten Abſchriften, 

2. für Schreibwerk, das außerhalb des Rahmens einer gebühreupflichtigen Tätigkeit entſteht. 
(2) Für die Höhe der Schreibgebühren ſowie für die Erſtattung der Poſtgebühren iſt 8 19 
der Gebührenordnung für Notare maßgebend. Soweit die Vorſchriften der im Artikel I 
bezeichneten Gebührenordnung maßgebend ſind, erhält der Rechtsanwalt neben den Gebühren 
die dort vorgeſehenen Pauſchſätze. 

Artikel 16 wird wie folgt geändert: 

Die Ziffer 8 im Abſ. 1 wird geſtrichen, ferner im Abſ. 1 und im Abſ. 2 Satz 1 treten an 
die Stelle des Wortes: „Deutſchen“ die Worte: „im Artikel J bezeichneten“. 

a) Artikel 18 wird geſtrichen. 

b) Im Artikel 19 treten an die Stelle des Wortes: „reichsgeſetzlich“ die Worte: „durch die Gebühren- 
ordnung für Gerichtsvollzieher vom 24. Juni 1878 (Reichsgeſetzblatt S. 166) in der für Danzig 
geltenden Faſſung. 

a) Im Artikel 20 treten an die Stelle der Worte: „Die deutſche Gebührenordnung“ die Worte: „die 


n 


im Artikel 19 bezeichnete Gebührenordnung“. Die beiden Worte: „Deutſchen“ werden geſtrichen. 


b) Artikel 21 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

Auf die Gebühren der Gerichtsvollzieher für freiwillige Verſteigerungen, für Wechſelproteſte, 
für Siegelungen und Entſiegelungen ſowie für die Aufnahme von Vermögensverzeichniſſen finden 
die Vorſchriften des § 19 Abſ. 2, der 88 20, 21, 32, 47, 50, 51 des Gerichtskoſtengeſetzes vom 
27. März 1923 Anwendung. 

c) Im Artikel 21 Abſ. 2 fällt das Wort „Preußiſchen“ fort und hinter: „Gerichtskoſtengeſetzes“ 
werden eingefügt die Worte „vom 27. März 1923“. 
15. Artikel 22 erhält folgende Faſſung: 
Für die Beurkundung der Aufgabe des Geldes zur Poſt (§ 5 der Hinterlegungsordnung 
vom 21. April 1913, Geſetzſamml. S. 225) erhält der Gerichts vollzieher 5 Mark. 
16. a) Im Artikel 23 treten an die Stelle des Wortes: „Deutſche“ die Worte: „im Artikel 19 bezeichnete“ 
ferner ſind am Schluſſe folgende Worte anzufügen: 
mit der Maßgabe, daß in den Fällen des Artikel 21 Schreib- und Poſtgebühren nicht zu erheben 
find, ſoweit das Schreibwerk und die Poſtſendungen innerhalb des Rahmens der gebühren— 
pflichtigen Tätigkeit vorkommen. f Be: 
b) Im Artikel 24 treten im Abſ. 1 an die Stelle des Wortes: „Deutſchen“ die Worte: „im Artikel 18 
bezeichneten“ und im Abſ. 1 und 2 an die Stelle des Wortes: „Juſtizminiſter“ das Wort: „Senat“. 
17. Artikel 27, 28, 29 werden geſtrichen. 
Artikel II. 
Die in dem bisherigen Artikel 28 aufgehobenen geſetzlichen Vorſchriften bleiben außer Kraft. 
Artikel III. 
Die Vorſchriften des Artikel I finden Anwendung auf alle zur Zeit des Inkrafttretens des 
Geſetzes noch nicht beendigten Geſchäfte. Artikel IV. | 
Zu ſämtlichen Gebühren der in Artikel 1 bezeichneten Gebührenordnung für Rechtsanwälte und 
Gerichtsvollzieher tritt ein Teuerungszuſchlag von 1400 vom Hundert, zur Mindeſtgebühr des Artikel III 
Satz 2 ein ſolcher von 9900 vom Hundert hinzu. Der Senat wird ermächtigt, dieſen Teuerungszuſchlag 
entſprechend der Veränderungen des Dienſteinkommens der Beamten zu ändern. Die Verfügung des 
Senats iſt dem Volkstage vorzulegen. Artikel V 


Der Senat wird ermächtigt, den Text des Geſetzes, betreffend die nach den bisherigen preußiſchen 
Beſtimmungen zu erhebenden Gebühren der Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher, wie er ſich aus den 
Anderungen dieſes Geſetzes ergibt, unter fortlaufender Nummernfolge der Paragraphen und ziffernmäßiger 
Bezeichnung der einzelnen Abſätze der Paragraphen mit dem Datum des vorliegenden Geſetzes durch 
das Geſetzblatt bekanntzumachen. Dabei ſind die Anderungen, die das Preußiſche Gerichtskoſtengeſetz in 
der für Danzig geltenden Faſſung und die Gebührenordnung für Notare erfahren, zu berückſichtigen. 

Danzig, den 27. März 1923. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig. 

a Sahm. Dr. Frank. 
147 Bekanntmachung 
des Textes des Geſetzes betreffend die nach dem Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetze zu erhebenden 
Gerichtskoſten, der Gebührenordnung für Notare ſowie des Geſetzes betreffend die nach den 
bisherigen Preußiſchen Beſtimmungen zu erhebenden Gebühren der Rechtsanwälte und 

Gerichtsvollzieher in der nach den Geſetzen vom 27. März 1923 geltenden Faſſung. 
Vom 29. 3. 1923. 

Auf Grund der dem Senat durch ; 5 

Artikel V des Geſetzes, betreffend Abänderung des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes 

in der für Danzig geltenden Faſſung, vom 27. März 1923, eh 
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Artikel III des Geſetzes, betreffend Abänderung der Gebührenordnung für Notare, 
vom 27. März 1923 und 
Artikel V des Geſetzes, betreffend Abänderung des Geſetzes, enthaltend die Preußiſchen 
Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher in der für 
Danzig geltenden Faſſung, vom 27. März 1923 — 
erteilten Ermächtigung werden die Texte 
des Geſetzes betreffend die nach dem Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetz vom 25. Juli 1910 
in der für Danzig geltenden Faſſung zu erhebenden Gerichtskoſten, 
der Gebührenordnung für Notare, 
des Geſetzes betreffend die nach dem bisherigen Preußiſchen Beſtimmungen zu 
erhebenden Gebühren der Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher 
nachſtehend bekanntgemacht. 


Danzig, den 29. März 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


148 N Geſe tz 

betreffend die nach dem Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetze vom 25. Juli 1910 in der für Danzig 
ö geltenden Faſſung zu erhebenden Gerichtskoſten. Vom 27. 3. 1923. 

(Die hinter den Nummern einzelner 88 eingeklammerten Zahlen find die Nummern der SS des Geſetzes vom 25. Juli 1910). 


Erſter Teil. 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
8 1. ; 

Zur Zahlung der Koſten ift, ſoweit nicht in dieſem Geſetz ein anderes beſtimmt ift, derjenige ver- 
pflichtet, durch deſſen Antrag die Tätigkeit des Gerichts veranlaßt iſt, und bei Geſchäften, welche von 
Amts wegen betrieben werden, derjenige, deſſen Intereſſe dabei wahrgenommen wird. Soweit ein 
Beteiligter zur Tragung der Koſten des Verfahrens verurteilt iſt, trifft auch ihn die Zahlungspflicht. 

8 2. ü : 

(1) Mehrere Koſtenſchuldner haften als Geſamtſchuldner. 

(2) Stehen auf ſeiten einer Partei mehrere in Rechtsgemeinſchaft befindliche Perſonen, fo haften 
dieſelben für die Koſten nach Verhältnis ihres Anteils und, ſoweit ein beſtimmter Anteil nicht zu er- 
mitteln iſt, nach Kopfteilen. 

(3) Sind durch beſondere Anträge eines Beteiligten Mehrkoſten entſtanden, jo fallen dieſe Koſten 
ihm allein zur Laſt. 1285 


(1) Die Koſten der Eröffnung einer Verfügung von Todes wegen, der Sicherung des Nachlaſſes, 
der Nachlaßpflegſchaft, der Inventarerrichtung und der Erklärung einer als Teſtamentsvollſtrecker be⸗ 
rufenen Perſon gegenüber dem Nachlaßgerichte, daß ſie das Amt annehme, ablehne oder kündige, können 
aus dem Nachlaß entnommen werden; dasſelbe gilt für die Koſten der Pflegſchaft für einen Nacherben, 
der noch nicht erzeugt iſt oder deſſen Perſönlichkeit erſt durch ein künftiges Ereignis beſtimmt wird, ſo⸗ 
fern eine Nacherbfolge nicht eintritt. Für die Zahlung der Koſten haften die Erben nach den Vorſchriften 
über Nachlaßverbindlichkeiten. . 

(2) Für die Koſten der Teilung von Vermögensmaſſen haften die Anteilsberechtigten als Geſamt— 
ſchuldner. 
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(3) Die einem Erben oder einem Anteilsberechtigten zuſtehende Gebührenfreiheit entbindet ihn nicht 
von der Entrichtung der in den Abſ. 1, 2 bezeichneten Gebühren. 
8 4. 
Hat jemand durch eine vor Gericht abgegebene oder dem Gerichte mitgeteilte Erklärung die Koſten 
übernommen, ſo haftet er neben dem zur Zahlung Verpflichteten als Geſamtſchuldner. 
8 5. 
Durch die Beſtimmungen der §s 1 bis 4 wird eine nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes 
begründete Verpflichtung Dritter zur Zahlung der entſtandenen Gebühren und Auslagen nicht berührt. 
8 6. i 
(1) Bei Geſchäften, die nur auf Antrag vorzunehmen find, kann ein zur Deckung der Gebühren 
und baren Auslagen hinreichender Vorſchuß erhoben werden. Die Vorſchriften der 88 1 bis 5 finden 


auf die Verpflichtung zur Zahlung des Vorſchuſſes entſprechende Anwendung. Das Gericht kann die 


Vornahme der Handlung von der Zahlung des geforderten Vorſchuſſes abhängig machen, ſoſern nicht 
die Verzögerung dem Antragſteller einen unerſetzlichen Nachteil bringen würde. 5 

(2) Die Aushändigung von Ausfertigungen und Abſchriften ſowie die Rückgabe der aus Anlaß 
eines Geſchäfts der freiwilligen Gerichtsbarkeit vorgelegten Urkunden kann von vorheriger Zahlung der 
Koſten und Stempelabgaben abhängig gemacht werden. 

(3) Über Erinnerungen gegen eine nach Abſ. 1 Satz 3, Abſ. 2 getroffene Anordnung wird im 
Aufſichtsweg entſchieden. f 

() Ein Vorſchuß wird nur inſoweit zurückgezahlt, als er den bei Beendigung des Geſchäfts in 
Anſatz kommenden Betrag an Gebühren und Auslagen überſteigt. 


(1) Gebührenfrei find: 8.1. 
1. die auf Erſuchen der Verwaltungsbehörden auszuführenden Geſchäfte, die ein öffentliches 
Intereſſe betreffen; 
die auf Erſuchen von Verwaltungsgerichten oder Auseinanderſetzungsbehörden vorzunehmenden 
Geſchäfte; 
die Vereidigung von Perſonen, die mit dem Forſtſchutze betraut find; 
die amtliche Verwahrung, Eröffnung und Rückgabe der von Angehörigen der deutſchen 
Wehrmacht aus Anlaß einer Mobilmachung vor dem 10. Januar 1920 errichteten einſeitigen 
und wechſelſeitigen letztwilligen Verfügungen ſowie die Eröffnung und Rückgabe ſolcher letzt⸗ 
willigen Verfügungen, die von den infolge der Mobilmachung zum Kriegsdienſt einberufenen 
Perſonen mit Rückſicht auf dieſe Einberufung errichtet worden ſind; 
das Verfahren zum Zwecke der Todeserklärung Kriegsverſchollener. Das gleiche gilt für das 
Nachlaßverfahren nach für Tod erklärten Kriegsverſchollenen und nach Kriegsteilnehmern, die 
vor dem 1. Januar 1922 geſtorben ſind, ſoweit als Erben Abkömmlinge, die Eltern oder die 
Ehefrau in Betracht kommen und der Wert des Nachlaſſes 50000 Mark nicht überſteigt; 
6. alle Rechtsvorgänge beim Erwerbe von Grundſtücken zwecks Schaffung oder Erweiterung 
öffentlicher Erholungs-, Wald- oder ſonſtiger Grünanlagen ſowie für Zwecke öffentlicher 
Straßen und Plätze. Falls und inſoweit das Grundſtück innerhalb einer Friſt von fünfzehn 
Jahren ſeit Abſchluß des Veräußerungsgeſchäfts für andere Zwecke verwendet wird, ſind die 
Gebühren nachzuentrichten. 

(2) Bei den beſonderen Anordnungen, durch welche außerdem für gewiſſe Rechtsſachen eine gänz⸗ 
liche oder teilweiſe Gebührenfreiheit bewilligt iſt, behält es ſein Bewenden. 

(3) Die Vorſchriften des § 43 des Geſetzes vom 11. Juni 1874 über die Enteignung von Grund. 
eigentum (Gejegjamml. S. 221) finden auf alle Beſitzveränderungen, denen ſich die Beteiligten aus 
Gründen des öffentlichen Wohles zu unterwerfen geſetzlich verpflichtet ſind (Enteignungen), entſprechende 
Anwendung. 5 
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88. 
(1) Von der Zahlung der Gerichtsgebühren find befreit: 
1. der Fiskus der Freien Stadt Danzig ſowie alle öffentlichen Anſtalten und Kaſſen, welche für 
Rechnung der Freien Stadt Danzig verwaltet werden oder dieſen gleichgeſtellt ſind; 
2. alle öffentlichen Armen, Kranken-, Arbeits⸗ und Beſſerungsanſtalten und Waiſenhäuſer; 


ferner milde Stiftungen, inſofern ſolche nicht einzelne Familien oder beſtimmte Perſonen i 
betreffen oder in bloßen Studienſtipendien beſtehen, ſowie endlich die Gemeinden in Armen- 
angelegenheiten; 


3. alle öffentlichen Volksſchulen; 

4. alle öffentlichen gelehrten Anſtalten und Schulen, Kirchen, Pfarreien, Kaplaneien, Vikarien 
und Küſtereien, jedoch nur inſoweit, als nach dem Zeugniſſe der zuſtändigen Staatsbehörde 
die Einnahmen derſelben die etatmäßige Ausgabe, einſchließlich der Beſoldung oder des ſtatt 
dieſer überlaſſenen Nießbrauchs, nicht überſteigen; inſoweit jedoch eine Angelegenheit zugleich 
ſolche Anſprüche betrifft, welche lediglich das zeitige Intereſſe der für ihre Perſon zur Nutzung 
des betreffenden Vermögens Berechtigten berühren, haben letztere die auf ihren Teil verhältnis— 
mäßig fallenden Koſten zu tragen; 

5. Körperſchaften des öffentlichen Rechts in Angelegenheiten, welche die Schaffung geſunder 
Kleinwohnungen für Minderbemittelte betreffen, ſowie Vereinigungen, deren durch die Satzung 
beſtimmter Zweck mittelbar oder unmittelbar ausſchließlich darauf gerichtet iſt, Minderbemit⸗ | 
telten geſunde und zweckmäßig eingerichtete Wohnungen in eigens erbauten oder angefauften | 
Häuſern zu billigen Preiſen zu verſchaffen, wenn die Verteilung des Reingewinns ſatzungs⸗ | 
gemäß auf eine Verzinſung von höchſtens fünf vom Hundert beſchränkt, bei Ausloſungen, 
Ausſcheiden eines Mitglieds und für den Fall der Auflöſung der Vereinigung den Mitgliedern 
nicht mehr als der Nennwert ihrer Anteile zugeſichert und der etwaige Reſt des Vermögens 
für gemeinnützige Zwecke beſtimmt iſt. Darüber, ob die Befreiung zu bewilligen iſt, wird von 
dem Senat der Freien Stadt Danzig entſchieden. Auf Stiftungen finden die für Vereinigungen 
geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung; 

6. Unternehmen zur Förderung des Kleingartenweſens, die auf Grund des 8 5 des Geſetzes 
vom 31. Juli 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1371) als gemeinnützig anerkannt ſind, und Körper⸗ | 
ſchaften oder Anstalten des öffentlichen Rechts bei Erfüllung der ihnen durch das erwähnte 
Geſetz zugewieſenen Aufgaben; 

7. andere als die in Nr. 5 und 6 bezeichneten Privatunternehmungen, welche nicht auf einen 
beſonderen Geldgewinn der Unternehmer gerichtet ſind, ſondern einen gemeinnützigen, nicht 

| 
i 


DU 


auf einzelne Familien oder Korporationen beſchränkten Zweck haben, ſofern denſelben durch 
beſondere geſetzliche Beſtimmung Gebührenfreiheit bewilligt iſt. Die bisher ſolchen Unter⸗ 
nehmungen, z. B. Penſions- und Verſicherungsanſtalten, Bürgerrettungsinſtituten uſw., 
bereits bewilligten Befreiungen bleiben in Kraft. Wenn in einzelnen Fällen die Befreiung | 
zweifelhaft ift, jo iſt darüber vom Senat der Freien Stadt Danzig zu entſcheiden. 

(2) Dem Fiskus anderer Staaten ſowie den öffentlichen Anſtalten und Kaſſen, die für Rechnung ö 
eines anderen Staates verwaltet werden oder dieſen gleichgeſtellt ſind, kann die Gebührenfreiheit gewährt 
werden, wenn der betreffende Staat der Freien Stadt Danzig gegenüber die gleiche Rückſicht übt. 

(3) In den Fällen der Nr. 2 bis 7 erſtreckt ſich die Gebührenfreiheit nur auf Danziger Anſtalten, 
Stiftungen, Vereine uſw. Dieſe Befreiung kann jedoch auch anderen Anſtalten, Stiftungen, Vereinen uſw. 
gewährt werden, wenn der auswärtige Staat der Freien Stadt Danzig gegenüber die gleiche Rückſicht übt. 

(4) Über die Gewährung der Gebührenfreiheit nach den Abſ. 2, 3 entſcheidet der Senat. 

(5) Die einem Beteiligten bewilligte We ſoll in keinem Falle einem anderen Beteiligten zum 
Nachteile gereichen. 


(6) Eine nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes begründete Pflicht zur Zahlung von Koſten kann 
der Staatskaſſe gegenüber nicht dadurch beſeitigt werden, daß eine von der Zahlnng der Gebühren 
befreite Partei die Koſten übernimmt. 


§ 9. 
Die Gebührenfreiheit entbindet nicht von der Zahlung der baren Auslagen. 
§ 10. 

(1) Gerichtsgebühren und Auslagen, welche bei richtiger Behandlung der Sache oder ausreichender 
Belehrung der Parteien nicht entſtanden ſein würden, können niedergeſchlagen werden. Für abweiſende 
Beſcheide und im Falle der Zurücknahme eines Antrags kann Gebühren- und Auslagenfreiheit gewährt 
werden, wenn der Antrag auf nicht anzurechnender Unkenntnis der Verhältniſſe oder auf Unwiſſenheit 
beruht. Es kann auch angeordnet werden, daß Auslagen, welche durch eine von Amts wegen veranlaßte 
Verlegung eines Termins oder durch eine begründet befundene Beſchwerde entſtanden ſind, von der Partei 
nicht gefordert werden. 

(2) Über die Ausübung der im Abf. 1 vorgeſehenen Befugniſſe entſcheiden die Gerichte. Solange 


die Gerichte nicht entſchieden haben, können die gleichen Anordnungen im Auffichtswege getroffen werden. 


Eine im Aufſichtswege getroffene Entſcheidung kann nur im Verwaltungswege geändert werden. 
SR. 

Soweit nicht in dieſem Geſetze beſondere Beſtimmungen über die Fälligkeit getroffen ſind, werden 

die Gebühren bei Beendigung des Geſchäfts, bare Auslagen bei ihrer Entſtehung fällig. 
a 8 12. 

(1) Eine Nachforderung von Gerichtskoſten wegen irrigen Anſatzes iſt nur zuläſſig, wenn der be 
richtigte Anſatz vor Ablauf des nächſten Kalenderjahrs nach endgültiger Erledigung des Geſchäfts dem 
Zahlungspflichtigen mitgeteilt iſt. 

(2) Soweit eine Nachforderung von Koſten 'nnzuläſſig iſt, können Erſatzanſprüche der Staatskaſſe, 
welche gegen den mit der Berechnung der Koſten betrauten Beamten gerichtet und darauf geſtützt find, 
daß der Beamte ſchuldhaft die Koſten irrig angeſetzt habe, von der Juſtizverwaltung aus Billigkeitsgründen 
niedergeſchlagen werden. 

§ 13. 

(1) Der Anſpruch auf Zahlung von Gerichtskoſten verjährt in vier Jahren. 

(2) Auf die Verjährung finden die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs mit ſolgenden Maß⸗ 
gaben Anwendung: 

(3) Die Verjährung beginnt mit dem Schluſſe des Jahres, in welchem die Koſtenforderung fällig wird. 

(4) Die Verjährung wird auch unterbrochen durch eine an den Zahlungspflichtigen erlaſſene Auf 
forderung zur Zahlung und durch die Bewilligung einer von ihm nachgeſuchten Stundung. Iſt der Auf- 
enthalt des Zahlungspflichtigen unbekannt, jo kann die Zahlungsaufforderung durch Anheftung an dies 
Gerichtstafel erfolgen. Die Zuſtellung gilt als bewirkt, wenn ſeit der Anheftung zwei Wochen verſtrichen 
ſind. Wird die Verjährung unterbrochen, ſo beginnt eine neue Verjährung nicht vor dem Schluſſe des 
Jahres, in welchem der für die Beendigung der Unterbrechung maßgebende Zeitpunkt eintritt, und im 
Falle der Bewilligung einer Stundung nicht vor dem Schluſſe des Jahres, in welchem die bewilligte Friſt 
abläuft. Handlungen, welche zur Unterbrechung der Verjährung im allgemeinen geeignet ſind, haben 
dieſe Wirkung nicht, wenn ſie ſich auf einen Koſtenbetrag unter 100 Mark beziehen. 


§ 14. 


Der Anſatz der Gebühren und Auslagen erfolgt bei dem Gerichte, bei welchem die Rechtsangelegenheit > Fe 
anhängig geworden iſt, auch wenn fie bei einem erſuchten Gericht entſtanden find oder die e 8 


früher bei einem anderen Gericht anhängig war. Der Anſatz erfolgt bei dem Gerichte der Inſtanz, in 
welcher die Gebühren und Auslagen entſtanden find. . 
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= 8 15. (16) 

B (1) Die Jun Wantehung der Gerichtskoſten, insbeſondere die Eintragung im Grundbuch, 
= erfolgt im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens. 

1 (2) Die Zwangsverſteigerung von Gegenſtänden des unbeweglichen Vermögens wegen einer Kojten- 
8 forderung iſt weder gegen den urſprünglichen Schuldner noch gegen einen Ehegatten oder Abkömmling 
* desſelben oder den Ehegatten eines Abkömmlings zuläſſig. 

Ei (3) Iſt eine Koſtenforderung durch eine Hypothek gefichert, jo iſt der Gerichtspräſident ermächtigt, 
8 die Koſten wegen Unvermögens des Schuldners niederzuſchlagen, ſofern die Hypothek mindeſtens zehn 
= Jahre beſteht und dem Schuldner unverhältnismäßige Schwierigkeiten in der Wirtſchaftsführung bereitet. 
3 8 16. (17) 

3 (1) Die Entrichtung von Koſten kann nach näherer Anordnung des Senats der Freien Stadt durch 


Verwendung von Marken erfolgen. 

(2) Der Gerichtspräſident kann darüber Beſtimmungen treffen, wann Koften durch Poſtnachnahme 
eingezogen werden können. Bei Koſtenbeträgen von mehr als 100 Mark darf die Vorzeigegebühr dem 
Zahlungspflichtigen nur dann zur Laſt gelegt werden, wenn es ſich um die Einziehung eines Vorſchuſſes 
handelt. Durch die Einlöſung der Nachnahmeſendung wird das Recht der Erinnerung gegen den Koſten⸗ 
anſatz nicht berührt; zuviel gezahlte Beträge ſind poſtgebührenfrei zu erſtatten, wenn der zu überſendende 
Betrag die Überſendungsgebühr um mindeſtens 1 Mark überſteigt. 

§ 17. (18) 

() Ein nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung ($ 118 Abſ. 2) für den Schuldner eines 
Koſtenbetrags ausgeſtelltes Zeugnis ſoll in der Regel ausreichen, um die völlige oder teilweiſe Nieder- 
ſchlagung oder die Stundung des Koſtenbetrags wegen Armut zu begründen. Der Schuldner iſt jedoch 
verpflichtet, auf Verlangen der Kaſſenverwaltung nach den Vorſchriften des $ 807 der Zivilprozeßordnung 
ſein Vermögen anzugeben und den Offenbarungseid zu leiſten. 

(2) Durch die Niederſchlagung der Koſten wird deren ſpätere Einziehung innerhalb der Verjährungs⸗ 
friſt nicht ausgeſchloſſen. 

(3) Über Beſchwerden wegen verweigerter Niederſchlagung oder Stundung mird im Aufſichtsweg 
entſchieden. $ 18. (19) 


(1) Für die Gebührenberechnung iſt der Wert des Gegenſtandes maßgebend, auf den ſich das Ge— 
ſchäft bezieht. Betrifft das Geſchäft ein Recht an einer Sache, ſo iſt der Wert dieſes Rechtes maßgebend. 
(2) Der Wert des Gegenſtandes des Geſchäfts wird nach freiem Ermeſſen unter Berückſichtigung 
der nachfolgenden Vorſchriften feſtgeſetzt. 
$ 19. (20) 

(1) Für die Wertberechnung iſt der Zeitpunkt der Fälligkeit der Gebühren entſcheidend. 

(2) Maßgebend für den in Anſatz zu bringenden Wert iſt nur der Hauptgegenſtand des Geſchäfts. 
Früchte, Nutzungen, Zinſen, Schäden, Vertragsſtrafen und Koſten werden nur berückſichtigt, wenn ſie für 
ſich den Gegenſtand eines beſonderen Geſchäfts bilden. 

§ 20. 1) 

(1) Bei der Berechnung des Wertes einer Sache iſt nur der gemeine Wert derſelben in Betracht 
zu ziehen; handelt es ſich um einen Verkauf derſelben, ſo iſt als Wert der Betrag des vereinbarten 
Kaufpreiſes mit Hinzufügung des Wertes der vorbehaltenen Nutzungen und ausbedungenen Leiſtungen 
in Anſatz zu bringen, ſofern er höher iſt als der gemeine Wert. 

(2) Der Wert des Beſitzes einer Sache iſt in der Regel dem Werte der Sache gleich zu achten. 

(3) Der Wert eines Pfandrechts oder der Sicherſtellung einer Forderung richtet ſich nach dem 
Betrage der Forderung; hat der Gegenſtand des Pfandrechts einen geringeren Wert, jo iſt dieſer maß⸗ 
gebend, ſoweit nicht die beſonderen Vorſchriften für Eintragungen im Grundbuche (8 63) entgegenſtehen. 
Bei Vorrangseinräumungen, einſchließlich der Einräumung gleichen Ranges, richtet ſich der Wert nach 
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dem Betrage der vortretenden Poſt und, wenn der Betrag der zurücktretenden Poſt der geringere iſt, 
nach dieſem. Als Vorrangseinräumung gilt im Sinne dieſes Geſetzes auch die im § 1179 des Bürger; 
lichen Geſetzbuchs bezeichnete Vormerkung zugunſten eines nachſtehenden Gläubigers. Der Wert beſtimmt 
ſich nach dem höheren der beiden nach den Vorſchriften dieſes Abſatzes in Betracht kommenden Beträge, 
ſofern dies für den Koſtenſchuldner nach den Vorſchriften des $ 39 günſtiger iſt. 

() Der Wert einer Grunddienſtbarkeit wird durch den Wert, welchen dieſelbe für das herrſchende 
Grundſtück hat, und wenn der Betrag, um welchen ſich der Wert des dienenden Grundſtücks durch die 
Dienſtbarkeit mindert, größer iſt, durch dieſen Betrag beſtimmt. 

(5) Der Wert des Rechtes auf wiederkehrende Nutzungen oder Leiſtungen wird nach den Vorſchriften 
des § 6 Abſ. 8 bis 12 des Stempelſteuergeſetzes berechnet. Steht der Zeitpunkt des Anfalls nicht feſt, 
ſo tritt an deſſen Stelle der Zeitpunkt der Begründung des Bezugsrechts. Der Wert des dem 
unehelichen Kinde gegen ſeinen Vater zuſtehenden Rechtes auf Unterhalt wird nach dem Betrage das 
einjährigen Bezugs berechnet; iſt der Betrag der Bezüge der einzelnen Jahre verſchieden, ſo kommt der 
höchſte Betrag zum Anſatze. 

(6) Der Wert eines Miet- oder Pachtrechts beſtimmt ſich nach dem zuſammenzurechnenden Werte 
aller Leiſtungen des Mieters oder Pächters während der ganzen Vertragszeit. Bei länger als 25 Jahre 
dauernden Miet- oder Pachtverhältniſſen iſt der fünfundzwanzigfache Betrag der einjährigen Leiſtung 
maßgebend. Bei unbeſtimmter Dauer des Vertrags erfolgt die Berechnung bei ländlichen Grundſtücken 
unter Zugrundelegung dreier Jahre, in allen anderen Fällen unter Zugrundelegung eines Jahres; kann 
jedoch bei Verträgen, deren Dauer von einer Kündigung abhängt, die Auflöſung des Vertragsverhältniſſes 
erſt zu einem ſpäteren Zeitpunkte geſchehen, ſo iſt dieſer Zeitpunkt maßgebend. 

(7) Der Wert der einem Fideikommiß⸗ oder Lehnsfolger anfallenden Rechte iſt nach den 
Beſtimmungen im Abſ. 5 Satz 1 und 2 zu berechnen. 

(8) Bet Kurs habenden Wertpapieren und bei den in anderer als in inländiſcher Währung 
angegebenen Summen iſt der Tageskurs als Wert anzuſehen. 3 

8 21. (22) 

Werden Pachtverträge, welche auf länger als drei Jahre geſchloſſen find, vor Ablauf der vertrags⸗ 
mäßigen Zeit aufgelöſt, ſo iſt der Gerichtspräſident ermächtigt, die Rückzahlung der für die Beurkundung 
des Pachtvertrags entrichtenden nr a inſoweit anzuordnen, als dieſelben denjenigen Gebührenſatz 
überſteigen, welcher bei Verabredung der wirklichen Vertragsdauer anzuſetzen geweſen wäre. 

8 § 22. (23) 

() Bei nichtvermögensrechtlichen Angelegenheiten wird der Wert des Gegenſtandes zu 30000 
Mark, ausnahmsweiſe höher oder niedriger, jedoch nicht über 5000000 Mark und nicht unter 
2000 Mark angenommen. f 

(2) In Ermangelung genügender tatſächlicher Anhaltspunkte für eine anderweite Wertſchätzung ſind 
die Vorſchriften des Abſ. 1 auch in anderen Fällen entſprechend anzuwenden. 

(8) Iſt mit einer nichtvermögensrechtlichen Angelegenheit eine mit ihr zuſammenhängende 
vermögensrechtliche verbunden, jo iſt nur ein Wert, und zwar der höhere, maßgebend. 

8 23. (24) 

(1) Die Feſtſetzung des Wertes des Gegenſtandes erfolgt gebührenfrei durch Beſchluß des Gerichts, 
ſalls dieſelbe von dem Koſtenſchuldner beantragt oder von dem Gerichte für angemeſſen erachtet wird. 

(2) Der Koſtenſchuldner iſt verpflichtet, die zur Feſtſetzung des Wertes erforderlichen Angaben 
zu machen. Das Gericht kann eine Beweisaufnahme, insbeſondere die Einnahme des Augenſcheins oder 
die Begutachtung durch Sachverſtändige, auf Antrag oder von Amts wegen anordnen. In dem 
Beſchluſſe, durch welchen der Wert feſtgeſetzt wird, iſt über die Koſten der Beweisaufnahme zu entſcheiden. 
Dieſelben find ganz oder teilweiſe demjenigen zur Laſt zu legen, welcher durch Unterlaſſung der ihm 
obliegenden Wertangabe, durch unrichtige Wertangabe oder durch unbegründete Beſchwerde die Beweis- 
aufnahme veranlaßt hat. 
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8 24. (25) 

Über Erinnerungen des Zahlungspflichtigen gegen den Anſatz von Gebühren und Auslagen 
entſcheidet das Gericht, bei welchem der Anſatz erfolgt ift, gebührenfrei. Der Anſatz der Gebühren und 
Auslagen kann im Verwaltungswege berichtigt werden, ſolange nicht über die Erinnerung des Zahlungs⸗ 
pflichtigen eine Entſcheidung des Gerichts getroffen iſt. f 
a f § 25. (26) 

Die Entſcheidungen über Wertfeſtſetzung oder über Erinnerungen gegen den Koſtenanſatz können 
von dem Gerichte, welches dieſelben getroffen hat, oder von dem Gerichte der höheren Inſtanz von 
Amts wegen geändert werden. 

8 26. (27) i 

(1) Gegen die im § 10 Abſ. 2 Satz 1 ſowie in den 88 23 bis 25 gedachten Entſcheidungen findet 
Beſchwerde nach Maßgabe des § 568 Abſ. 1, 2 und der §s 569 bis 575 der Zivilprozeßordnung ſtatt. 
Gegen die Entſcheidung des Landgerichts als Beſchwerdegericht findet auch dann, wenn ein neuer 
ſelbſtändiger Beſchwerdegrund nicht vorliegt, die weitere Beſchwerde ſtatt, falls die Entſcheidung auf 
einer Verletzung des Geſetzes beruht. Die Vorſchriften der Ss 550, 551 der Zivilprozeßordnung finden 
in dieſem Falle entſprechende Anwendung. 5 ä 

(2) Die Einlegung von Erinnerungen oder Beſchwerden kann in allen Fällen durch Erklärung zum 
Protokolle des Gerichtsſchreibers oder ſchriftlich ohne Mitwirkung eines Anwalts erfolgen. 


9 27. (28) 


Soweit die Anderung einer Wert- oder Koſtenfeſtſetzung von Amts wegen oder die Verhandlung 
und Entſcheidung von Beſchwerden dem Obergericht zufteht, erfolgt die Entſcheidung in einem Zivilſenate. 
§ 28. (29) 

(1) Eine Erhebung von Stempeln neben den Gebühren findet nur in denjenigen Fällen ſtatt, in 
welchen es in dieſem Geſetz ausdrücklich angeordnet iſt. i 

E) Urkunden, welche in einem den Vorſchriften dieſes Geſetzes unterliegenden Verfahren errichtet 
werden, bleiben, ſoweit ihr Inhalt über den Gegenſtand des Verfahrens hinausgeht, den allgemeinen 
Vorſchriften über Erhebung von Stempeln unterworfen. 
5 § 29. (30) 5 

(1) Eine Verwendung von Stempelmaterial findet bei den Gerichten nicht ſtatt. Wenn Stempel- 
abgaben neben den Gebühren zu erheben find, werden ſie nach den für Gerichtsgebühren geltenden Vor⸗ 
ſchriften eingezogen und auch ſonſt als Gerichtsgebühren behandelt. Die Vorſchriften der 88 1, 2, 7, 8, 
12, 13, 15 Abſ. 2 und der 88 18 bis 22, 24 bis 27 bleiben jedoch hinſichtlich der Stempelabgaben außer 
Anwendung. Über Beſchwerden, welche die Feſtſetzung des für die Stempelberechnung maßgebenden 
Wertes oder den Anſatz von Stempelbeträgen betreffen, wird im Auffichtsweg entſchieden. Der Gerichts- 
präſident kann den Anſatz dieſer Beträge in allen Fällen von Amts wegen berichtigen. Die Vorſchriften 
über die Zuläſſigkeit des Rechtswegs werden durch die vorſtehenden Beſtimmungen nicht berührt. Soweit 
die Finanzverwaltung nach ſtempelgeſetzlichen Vorſchriften befugt iſt, die Rückerſtattung von Stempel⸗ 
abgaben oder die Abſtandnahme von der Einziehung derſelben anzuordnen, ſteht dieſe Befugnis hinſichtlich 
der als Gerichtskoſten zu erhebenden Stempelbeträge der Juſtizverwaltung zu. 5 

(2) Auf die nach ſtempelgeſetzlichen Vorſchriften zu ſtundenden Stempelbeträge finden die Be⸗ 
ſtimmungen des erſten Abſatzes keine Anwendung. Dieſe Beträge werden durch die Behörden der Finanz⸗ 
verwaltung eingezogen. 

5 30. (31) 


(1) Auf die Einziehung des Stempels finden die Vorſchriften des $ 29 entſprechende Anwendung: 

1. wenn behufs Ausſchließung des für die Eintragung, Abtretung oder Verpfändung einer Hypo⸗ 

thek oder Grundſchuld zu entrichtenden Wertſtempels die Urkunden über das der Eintragung 
zugrunde liegende Rechtsgeſchäft ohne den vorgeſchriebenen Wertſtempel vorgelegt werden; 


2. wenn zum Gebrauche bei Gericht beftimmte Vollmachten, amtliche Zeugniſſe, Schätzungen und 
Vermögensverzeichniſſe ohne den vorgeſchriebenen Stempel eingereicht werden; 

3. wenn Anträge auf Eintragung von Anderungen des Inhalts oder des Ranges eingetragener 
Rechte, von beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten, von Grunddienſtbarkeiten, von Nieß⸗ 
brauchsbeſtellungen an unbeweglichen Sachen, von Reallaſten und von Vorkaufsrechten vor- 
gelegt werden, ohne daß zu den Anträgen oder zu den ihnen zugrunde liegenden Eintragungs- 
bewilligungen die erforderlichen Stempel verwendet worden ſind; 

4. wenn Verfügungen von Todes wegen zur amtlichen Verwahrung überreicht oder durch Über⸗ 
gabe einer Schrift errichtet werden; 

5. wenn Urkunden zur gerichtlichen Vollziehung, Anerkennung des Inhalts, Sicherſtellung der 
Zeit der Ausſtellung, Genehmigung oder Beſtätigung überreicht werden; 

6. wenn Urkunden zur Anerkennnng oder Beglaubigung einer Unterſchrift oder eines Handzeichens 
vorgelegt werden und die Beteiligten genehmigen, daß das Gericht von dem Inhalte der 
Urkunde Kenntnis nimmt. 

(2) In denjenigen Fällen, in welchen bei nicht oder nicht ordnungsmäßig erfolgter Verwendung 
des Stempels nach den ſtempelgeſetzlichen Vorſchriften Stempelſtrafen eintreten würden, ſind die Beteiligten 
von Stempelſtrafe frei, wenn die Einreichung der Urkunde bei Gericht innerhalb der für die Verwendung 
des Urkundenſtempels ſonſt vorgeſchriebenen Friſt erfolgt. Die Verpflichtung der Behörden und Beamten, 
einſchließlich der Notare, für die Einziehung des Stempels zu ſorgen, wird hierdurch nicht berührt. f 

§ 31. (32) 

(1) Der Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt zwanzig Mark, ſoweit nicht in dieſem Geſetz ein geringerer 
Gebührenbetrag beſtimmt iſt. ; 

) Pfennigbeträge, welche ohne Bruch nicht durch zehn teilbar find, werden auf den nächſt höheren 
durch zehn teilbaren Betrag abgerundet. f f 


(3) Hinſichtlich der Abrundung der Stenpelbeträge bewendet es bei den Vorſchriften der Stempel⸗ 
geſetze. 9 32. (33) 

(1) Die Gebühren werden, ſofern nicht in dieſem Geſetze Ausnahmen vorgeſehen ſind, nach dem 
Werte des Gegenſtandes erhoben. Die volle Gebühr im Sinne dieſes Geſetzes beträgt bei Gegenſtänden 
im Werte: 


1. bis 500 Mark einſchließlich ... 20 Mark, 
2. von mehr als 500 bis 1000 Mark einſchließlich 30 „ 
e n 9 
4. 5 * 7 2 000 "> 3 000 * * 50 * 
5. „ „ „ 3000 " 4.000 * ” 60 " * 
6. " U " 4 000 " 5 000 " " 70 I 
25 * * " 5 000 * 6 000 * " 80 " 
8. " * 7 6 000 * 7 000 * 1 90 7 
9. * * 1 7 000 1 8 000 " * 100 7 
10. ” * * 8 000 „ 9 000 " 77 1 10 1 
5 11. " " " 9000 „ 10000 " " 120 * 
12 - " " ” 10 000 * 12 000 „ " 130 * 
13. ** " * 12 000 n 14 000 * 77 140 " 
IE „ 14000 „ 16000 „ 7 180 
155 416000 18000 8 160 „ 
10.2 „„ 18000 „ 20000 „ f 120 8 
17 — " " 20000 „ 22.000 " „ 180 „. 
18. EAN 24000 3 190 „ 8 


20. von mehr als 26000 bis 28000 Mark einſchließlich 210 Mark 
f 2 N 


21 REN " " 28 000 ” 30 000 ” „ 20 „ 
22. " 3 0 30 000 " 35 000 " n 240 " 
23. ” 1 * 35 000 „ 40 000 * 15 260 „ 
24. „ „ „ 40000 „ 45000 „ „ 280 „ 


W. „ „ 5000 , 50000 „ Eh 5 
Die ferneren Wertklaſſen fteigen um je 10000 Mark und die Gebühren bei Werten bis 100000 Mark 
um je 40 Mark, darüber hinaus um je 60 Mark. 

(2) Auf die Gebühren für die im zweiten Abſchnitte des erſten Teiles bezeichneten Geſchäfte finden 
die Vorſchriſten des Abſ. 1 mit der Maßgabe Anwendung, daß von 100000 Mark bis 1000 000 Mark 
die Gebühren um 20 Mark, von dem Mehrbetrage bis 10000000 Mark um 10 Mark und darüber _ 
hinaus um 5 Mark für jede Wertklaſſe von 10000 Mank ſteigen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Gerichtliche Urkunden. 
§ 33. (34) 

Die volle Gebühr wird erhoben für die Beurkundung einſeitiger Erklärungen oder einſeitiger Ver⸗ 
träge, namentlich ſolcher, durch welche nur von ſeiten einer Partei Verbindlichkeiten übernommen oder 
beſtehende Rechte anerkannt, abgetreten oder aufgehoben werden, ohne Unterſchied, ob die Erklärungen 
nur von einzelnen Perſonen oder von mehreren Perſonen als Teilnehmern abgegeben werden und ob 
die der anderen Partei gemachten Zugeſtändniſſe in derſelben Verhandlung angenommen ſind oder nicht. 

§ 34. (35) 

(1) Das Zweifache der vollen Gebühr wird erhoben für die Beurkundung zweiſeitiger Verträge. 

(2) Eheverträge und Abtretungen von Geſchäftsanteilen einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
gelten ſtets als zweiſeitige Verträge. 8 

$ 35. (86) 

() Wird zum Zwecke der Schließung eines zweijeitigen Vertrags zunächſt der Antrag beurkundet, 
ſo werden hierfür fünfzehn Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. 

(2) Auf die Beurkundung der Annahme eines Vertragsantrags findet die Vorſchrift des § 37 Nr. 1 
bei einſeitigen und bei zweiſeitigen Verträgen Anwendung. 

$ 36. (37) 

Für die Beurkundung von Ergänzungen und Abänderungen einer beurkundeten Erklärung wird 
die volle Gebühr erhoben. Sie darf jedoch den für die urſprüngliche Beurkundung geltenden Gebührenſatz 
nicht überſteigen. 

. § 37. (38 u. 39) 
Fünf Zehnteile der vollen Gebühr werden erhoben: 

1. für jede beſondere Urkunde, in welcher die Zuſtimmung einzelner Teilnehmer zu einer bereits 
beurkundeten Erklärung beurkundet wird, ohne Unterſchied, ob die letztere von derſelben Be— 
hörde beurkundet iſt oder nicht; f 

2. für die Beurkundung von Vollmachten und des Widerrufs von Vollmachten; r 

3. für die Beurkundung der Wiederaufhebung eines noch von keiner Seite erfüllten Vertrags; 

4. für die Beurkundung von Anträgen auf Eintragungen oder Löſchungen im Grundbuch oder 
im Schiffsregiſter ſowie von Eintragungs⸗ oder Löſchungsbewilligungen oder Zuſtimmungen 
nach $ 27 der Grundbuchordnung oder nach $ 105 des Reichs-Geſetzes über die Angelegen⸗ 

= heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898, fofern nicht gleichzeitig das zugrunde 
liegende Rechtsgeſchäft beurkundet wird; 

5. für die Beurkundung einer Auflaſſung, ſofern nicht gleichzeitig das zugrunde liegende Rechts- 
geſchäft beurkundet wird. 


& 38. (40) 

(1) Bei der Berechnung der Gebühren ift der Wert des Rechtsverhältniſſes maßgebend, deſſen 
Begründung, Übertragung, Feſtſtellung oder Aufhebung den Gegenſtand des Rechtsgeſchäfts bildet. Bei 
Verträgen, welche den Austauſch von Leiſtungen zum Gegenſtande haben, kommt nur der Wert der 
Leiſtungen des einen Teiles und, wenn der Wert der beiderſeitigen Leiſtungen ein verſchiedener iſt, der 


höhere in Betracht 
(2) Handelt es ſich um Anderungen eines Rechtsverhältniſſes, ſo iſt die Beſtimmung des § 22 mit 


der Einſchränkung anwendbar, daß der Wert des von der Anderung betroffenen Rechtsverhältniſſes nicht 
überſchritten werden darf. Hat die Anderung einen beſtimmten Geldwert, ſo iſt dieſer maßgebend. 

(3) Bei zuſtimmenden Erklärungen einzelner Teilnehmer ($ 37 Nr. 1) kommt nur der Anteil der⸗ 
ſelben in Betracht. 

(4) Der Wert einer Generalvollmacht iſt unter entſprechender Anwendung des $ 22 zu beſtimmen. 
Bei Vollmachten zum Abſchluß eines beſtimmten Rechtsgeſchäfts iſt der für dieſes maßgebende Wert in 
Anſatz zu bringen, jedoch iſt der Wert höchſtens auf 3000000 Mark anzunehmen und bei der von einem 
Teilnehmer ausgeſtellten Vollmacht nur deſſen Anteil maßgebend. 

(5) Auf Anmeldungen zum Handelsregiſter oder zu ähnlichen Regiſtern findet, ſofern ein be⸗ 
ſtimmter Geldwert nicht erhellt, die Vorſchrift des § 22 entſprechende Anwendung. Der höchſte der Ge⸗ 
bührenberechnung zugrunde zu legende Wert iſt 5000000 Mark, gleichviel ob ein beſtimmter Geldwert 
erhellt oder nicht. 

(6) Der Wert eines Ehevertrags bemißt ſich nach dem Werte des gegenwärtigen Vermögens der 
Ehegatten unter Abzug der Schulden. Betrifft der Ehevertrag nur beſtimmte Gegenſtände, ſo iſt deren 
Wert maßgebend. Die Gebühr beträgt mindeſtens 100 Mark. 

8 39. (41) 

(1) Werden in einer Verhandlung mehrere Erklärungen beurkundet, die denſelben Gegenstand 
haben, ſo wird die Gebühr nur einmal von dem Werte dieſes Gegenſtandes nach dem höchſten in 
Betracht kommenden Gebührenſatze berechnet. 

(2) Haben die in einer Verhandlung beurkundeten Erklärungen einen verſchiedenen Gegenſtand, 
ſo wird, wenn für alle Erklärungen derſelbe Gebührenſatz zur Anwendung kommt, dieſer Gebührenſatz 
nur einmal nach dem zuſammengerechneten Werte berechnet. Kommen verſchiedene Gebührenſätze zur 
Anwendung, ſo wird jede Gebühr beſonders berechnet; es wird jedoch, ſoweit ein und derſelbe Gebühren⸗ 
ſatz für mehrere Gegenſtände zur Anwendung kommt, der Wert dieſer Gegenſtände zuſammengerechnet. 
Der Geſamtbetrag der Gebühren darf die unter Zugrundelegung des höchſten Gebührenſatzes vom Ge- 
ſamtwerte berechnete Gebühr nicht überſteigen. Die Vorſchrift des § 31 Abſ. 1 findet hinſichtlich der 
Einzelgebühren keine Anwendung; der Mindeſtſatz wird nur dann angeſetzt, wenn der Geſamtbetrag der 
für die Verhandlung zu erhebenden Gebühren hinter ihm zurückbleibt. 

$ 40. (42) 

Für die Anerkennung des Inhalts einer ſchriftlich abgefaßten Erklärung (8 176 Abſ. 2 des Reichs- 
geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898), einſchließlich der 
Beurkundung ergänzender oder abändernder Erklärungen, werden dieſelben Gebühren wie fuͤr die 
Beurkundung der Erklärung erhoben. 

§ Al. (43) 

(1) Für die Beglaubigung von Unterſchriften oder Handzeichen werden zwei Zehnteile der vollen 
Gebühr erhoben. Die Vorſchriften der 88 38, 39 Abſ. 1, Abi. 2. Satz 1 find entſprechend anzuwenden. 

(2) Für die gerichtliche Beglaubigung amtlicher Unterſchriften zum Zwecke der Legaliſation im 
diplomatiſchen Wege ($ 43 des Ausführungsgeſetzes zum Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze vom 
24. April 1878 in der Faſſung des Artikel 130 VI des Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Gerichts 
barkeit vom 21. September 1899) werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. Die Vorſchriften 
der 88 38, 39 Abſ. 1, Abi. 2 Satz 1 ſind entſprechend anzuwenden. 
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(3) Außer den reichsgeſetzlichen Beſtimmungen über das Deutſche Reichsſchuldbuch und dem $ 25 
Abi. 3 des preußiſchen Geſetzes, betreffend das Staatsſchuldbuch, in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 27. Mai 1910 (Geſetzſamml. S. 55) bleibt auch die im § 42 der Hinterlegungsordnung vom 21. April 
1913 (Geſetzſamml. S. 225) enthaltene Vorſchrift in Kraft. 


9 42. (44) 

(1) Für die Beurkundung von Verfügungen von Todes wegen 1270 das Zweifache der vollen Ge⸗ 
bühr erhoben, wenn ſie mündlich erklärt werden oder der Entwurf vom Richter angefertigt wird. In 
allen anderen Fällen wird für die Errichtung einer Verfügung von Todes wegen vor einem Richter die 
volle Gebühr erhoben. 

(2) Für die Beurkundung des Widerrufs einer letztwilligen Verfügung und für die Beurkundung 
der Aufhebung eines Erbvertrags werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. Die Gebühr fällt 
fort, wenn zum Erſatze der widerrufenen Verfügung oder des aufgehobenen Erbvertrags eine neue Ver⸗ 
fügung von Todes wegen oder ein neuer Erbvertrag bereits beurkundet worden iſt oder gleichzeitig 
beurkundet wird. 

(3) Wird ein Erbvertrag gleichzeitig mit einem Ehevertrage beurkundet, ſo finden die Vorſchriften 
des § 39 Anwendung. 

) Soweit die Gebühren für eine Verfügung über den geſamten Nachlaß oder einen Bruchteil 
desſelben bei Lebzeiten des Verfügenden fällig werden, ſind ſie nach dem Werte des Vermögens zur Zeit 


der Fälligkeit zu berechnen. 


(5) Der Berechnung der Gebühren ſind in der Regel die Angaben des Verfügenden über den 
Wert des Gegenſtandes zugrunde zu legen. Eine Nachforderung der infolgedeſſen zu wenig angeſetzten 
Gebühren wird durch die Vorſchrift des § 12 nicht ausgeſchloſſen. Bezüglich dieſer Nachforderung 
beginnt die Verjährung erſt mit dem Schluſſe des Jahres, in welchem die Eröffnung oder Rückgabe der 
Verfügung erfolgt iſt. 

§ 43. (45) r 

Für die Errichtung von Familienſtiftungen und Familienſchlüſſen wird das Zweifache der vollen 

Gebühr erhoben. 
s 44. (46) N 

(1) Bei freiwilligen Verſteigerungen zum Zwecke des Verkaufs oder der Verpachtung von Grund⸗ 
ſtücken oder anderen Gegenſtänden, welche der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen unter- 
liegen, werden erhoben: 

1. für die Vorbereitung der Verſteigerung fünf Zehnteile der vollen Gebühr; 

2. für die Aufnahme einer gerichtlichen Schätzung fünf Zehnteile der vollen Gebühr; 
3. für die Abhaltung eines jeden Verſteigerungstermins die volle Gebühr; 

4. für die Beurkundung des Zuſchlags die volle Gebühr. 

(2) Die Gebühr für die Vorbereitung der Verſteigerung wird auch für die gerichtliche Verfügung 
erhoben, durch welche nach Artikel 112 des Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Gekichtabegt vom 
21. September 1899 die Verſteigerung einer Ortsbehörde aufgetragen wird. 

(3) Der Verſteigerungstermin gilt als abgehalten, wenn in demſelben zur Abgabe von Geboten 
aufgefordert worden iſt. 

(4) Werden mehrere Grundſtücke oder andere Gegenſtände, welche der Zwangsvollſtreckung in das 
unbewegliche Vermögen unterliegen, in demſelben Verfahren verſteigert, ſo ſind die Gebühren nach dem 
zuſammenzurechnenden Werte der mehreren Gegenſtände des Verfahrens zu berechnen. Die Gebühr 
für die Beurkundung des Zuſchlags wird jedoch für jeden Erſteher beſonders nach dem zuſammenzurech— 
nenden Betrage ſeiner Gebote erhoben. 

(5) Finden mehrere Verſteigerungstermine ſtatt, ſo wird die Gebühr für jeden Termin nach dem 
zuſammenzurechnenden Werte der in ihm ausgebotenen Gegenſtände beſonders berechnet. 


(6) Schuldner der Koften für die Zuſchlagserteilung ift der Erſteher; im übrigen finden auf die 
Zahlungspflicht die allgemeinen Beſtimmungen Anwendung. N 

() Für die nach Maßgabe der Verſteigerungsbedingungen erfolgende Sicherung des Erlöſes, 
insbeſondere durch Stellung eines Bürgen, wird eine beſondere Gebühr nicht in Anſatz gebracht. Das⸗ 
ſelbe gilt für die Abtretung der Steigpreiſe, die Erklärung, für einen Dritten geboten zu haben, und den. 
Beitritt des Dritten zu dieſer Erklärung, wenn dieſe Rechtshandlungen in dem Verſteigerungsprotokoll 
oder in einer beſonderen Urkunde, die auf Grund eines in den Verſteigerungsbedingungen enthaltenen 
Vorbehalts aufgenommen wird, beurkundet werden. 

§ 45. (47) 5 

(1) Für die Verſteigerung von beweglichen Sachen, von Früchten auf dem Halme und von Holz 
auf dem Stamme ſowie von Forderungen oder ſonſtigen Vermögensrechten guerden nach dem zufammen- 
zurechnenden Werte der Gegenſtände erhoben: 

von dem Betrage 
bis zu 5000 Mark 4 vom Hundert, 
über 5 000 " " 10 000 " 3 " " 
„ 1000 G 50000 — 22 , 1 
" 50.000 „ „ 100000 ” 1 n „ 
5 „ 100000 Mak 71 5 2 
Die überſchießenden Gebührenbeträge werden auf eine volle Mark nach oben abgerundet. 
(2) Aus dem an das Gericht bezahlten Erlöſe ſind die Koſten vorweg zu entnehmen. 
§ 46. (48) 

() Das Zweifache der vollen Gebühr wird erhoben für die Beurkundung des Herganges bei Ver⸗ 
loſungen, bei Ausloſung oder Vernichtung von Wertpapieren und bei Wahlverſammlungen, ingleichen 
für die Beurkundung der Beſchlüſſe der Generalverſammlungen, Aufſichtsräte oder ſonſtigen Organe von 
Aktiengeſellſchaften oder anderen Vereinigungen. s . 

(2) Der Wert des Gegenſtandes iſt, ſoweit ein beſtimmter Geldwert nicht erhellt, zu 300000 Mark, 
ausnahmsweiſe niedriger oder höher, jedoch nicht unter 5000 Mark und nicht über 30000000 Mark, 
anzunehmen. 

(3) Werden gleichzeitig mehrere Beſchlüſſe beurkundet, für deren Gegenſtände ein beſtimmter Geld- 
wert nicht erhellt, jo iſt für alle Beſchlüſſe zuſammen nur ein Wertbetrag nach Maßgabe der vorſtehenden 
Beſtimmungen in Anſatz zu bringen. Werden in Verbindung damit Beſchlüſſe beurkundet, für deren 
Gegenſtände ein beſtimmter Geldwert erhellt, ſo iſt der zuſammenzurechnende Geldwert dieſer Beſchlüſſe 
zu dem für die anderen Beſchlüſſe ermittelten Werte hinzuzurechnen. Erfolgt die Ausloſung und Ver⸗ 
nichtung von Wertpapieren in einer Verhandlung, ſo iſt die Gebühr nur einmal zu erheben. 

(4) Für das Einzählen von Loſen werden neben der Gebühr des Abſ. 1 fünf Zehnteile der vollen 
Gebühr erhoben. Für die Beſtimmung des Wertes iſt die Vorſchrift im Abſ. 2 maßgebend. 

auch § 47. (49) 

Die volle Gebühr wird erhoben: 

1. für die Erteilung von Beſcheinigungen über Tatſachen oder Verhältniſſe, welche urkundlich 

nachgewieſen oder offenkundig ſind; 

2. für die Abnahme von Eiden und eidesſtattlichen Verſicherungen und für die Vernehmung 
von Zeugen und Sachverſtändigen, ſoweit dieſe Geſchäfte nicht einen Teil eines anderen 
Verfahrens bilden; treten in dem Verfahren auf Erteilung eines Erbſcheins einzelne Erben 
der bereits von anderen abgegebenen Verſicherung bei, ſo iſt die Gebühr für die Aufnahme 
ihrer eidesſtattlichen Verſicherung von ihrem Anteil an dem Nachlaſſe zu berechnen. Werden 
die eidesſtattlichen Verſicherungen zur Erlangung der Zeugniſſe über die Fortſetzung der 


Wertberechnungsvorſchriften des § 78 Abſ. 7 ſinngemäß; 


Gütergemeinſchaft oder die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers abgegeben, jo gelten die 3 


RER EN 


3. für die Mitwirkung bei Abmarkungen; f 
4. für die Aufnahme von Verklarungen, von Proteſten und Br Urkunden; 
5. für die Aufnahme von Schätzungen. 
8 48. (50) 
(1) Für die Aufnahme von Vermögensverzeichniſſen oder die Vornahme von Siegelungen oder 
Entſiegelungen werden nach dem Werte der verzeichneten oder verſiegelten Gegenſtände fünf Zehnteile 
der vollen Gebühr erhoben. 


(2) Nimmt das Geſchäft einen Zeitaufwand von mehr als zwei Stunden in Anſpruch, jo erhöht 


3 5 ſich die Gebühr für jede weitere angefangene Stunde um 30 Mark. 
u (3) Für eine Siegelung mit darauf folgender Entfiegelung, einſchließlich der Aufnahme eines Ver— 
= mögensverzeichniſſes, gelangt nur eine Gebühr nach dem Geſamtzeitaufwande zum Anſatze. 
3 8 49. 651) 
1 (1) Für die Aufnahme von Wechſelproteſten, einſchließlich einer etwaigen Interventionserklärung 
* wird die volle Gebühr erhoben. 
2 (2) Dieſelbe Gebühr iſt zu entrichten, wenn ohne Aufnahme des Proteſtes die Wechſelzahlung an 
* den Proteſtbeamten erfolgt oder ihm nachgewieſen wird. 
2 (3) Findet die Aufnahme eines Wechſelproteſtes durch einen Gerichtsſchreiber ſtatt, ſo beträgt die 
Proteſtgebühr 
2 bei einem Werte bis 500 Mark einſchließlich 20 Mark, 
; " „ " " 1 000 * * 25 * 
1 " " n 2000 „ 7 30 1 
e 3 1 AU: 
" " " " 10.000 * " 50 „ 
b I I * . 20000 " " 60 7 
Be: die ferneren Wertklaſſen jteigen um je 20000 Mark und die Gebühren bei Werten bis 1000000 Mark 


um je 20 Mark, bis 5000000 M um je 10 M, bis 100000000 Mark um je 5 Mark und darüber 
8 hinaus um je 1 Mark. 
2 (4) Neben der Proteſtgebühr wird für jeden Weg, den der Proteſtbeamte behufs Vorlegung des 
Be. Wechſels oder behufs Nachſuchung der Wohnung bei der Polizeibehörde unternimmt, eine weitere Gebühr 
2 von einem Zehnteil der vollen Gebühr, höchſtens jedoch von 300 Mark erhoben. 
3 (5) Auf die Wegegebühren werden die den Gerichtsperſonen zuſtehenden Tagegelder und Reifetoften 
angerechnet. Diefelben find auch dann zu erheben, wenn der Auftrag zur Proteſterhebung nach Antritt 


Be des Weges ſeine Erledigung gefunden hat. 
5 (6) Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf die Aufnahme von Scheckproteſten en 
= Anwendung. 
8 8 (7) Gerichtsvollzieher erhalten außerdem eine Schreibgebühr von 200 Mark fuͤr jeden Proteſt. 
Bi $ 50. (82) 
= (1) Zwei Zehnteile der vollen Gebühr werden erhoben: 
* 1. für die Sicherſtellung der Zeit, zu welcher eine Privaturkunde ausgeſtellt iſt; 
u - 2. für die Beglaubigung von Abſchriften, für dieſe jedoch höchſtens 200 Mark; erfolgt die Her- 


5 ſtellung der Abſchriften durch das Gericht, ſo ſind neben der Gebühr Schreibgebühren zu erheben. 
Br (2) Für die Erteilung von Ausfertigungen oder beglaubigten Abſchriften von Urkunden, die das 
3 Gericht ſelbſt aufgenommen hat, einſchließlich der Erteilung auszugsweiſer Ausfertigungen oder beglaubigter 
Abſchriften, werden nur Schreibgebühren erhoben. Dasſelbe gilt hinſichtlich der Ausfertigungen oder 
beglaubigten Abſchriften von den in Verwahrung des Gerichts befindlichen Urkunden der Auditeure, Notare 
und Schiedsmänner. 


& 51. (53) 

(1) Wird auf Verlangen der Partei oder mit Rückſicht auf die Art der Rechtshandlung die letztere 
außerhalb der Gerichtsſtelle vorgenommen, jo werden neben den in dieſem Abſchnitte beſtimmten Ge⸗ 
bühren — mit Ausnahme der in den 88 45, 48, 49 vorgeſchriebenen Gebühren — fünf Zehnteile der 
vollen Gebühr, jedoch höchſtens 1000 Mark, erhoben. Kann das Geſchäft nicht an einem Kalendertage 
beendigt werden, jo wird die Zuſatzgebühr für jeden Tag, an welchem das Gericht außerhalb der Gerichts. 
ſtelle tätig war, beſonders erhoben; die Gebührenſtufe für die Zuſatzgebühr wird in dieſem Falle durch 
eine Teilung des Wertes des Gegenſtandes nach der Zahl der Tage ermittelt. Beziehen die Gerichts- 
perſonen Tagegelder und Reiſekoſten oder die im § 113 bezeichnete Gebühr, ſo wird der Betrag derſelben 
auf die Zuſatzgebühr angerechnet. 5 

(2) Die Zuſatzgebühr wird, ſofern die Gerichtsperſonen den Weg zur Vornahme des Geſchäfts 
angetreten haben, auch dann in Anſatz gebracht, wenn das Geſchäft aus einem in der Perſon des Be 
teiligten liegenden Grunde nicht zur Ausführung gelangt iſt. 

(3) Die Vorſchriften über die Erhebung von Vorſchüſſen für bare Auslagen finden auf die Zuſatz⸗ 
gebühr entſprechende Anwendung. 

§ 52. (54) 

Unterbleibt die beantragte Beurkundung einer Erklärung, nachdem das Gericht darüber mit den 
Beteiligten verhandelt hat, ſo werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr bis zu einem Höchſtbetrage von 
6000 Mark erhoben. a 

§ 5. (55) 

(1) Neben den in dieſem Abſchnitt beſtimmten Gebühren werden für die Beurkundung eines Rechts⸗ 
geſchäfts fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben, wenn ſich ein Beteiligter in einer fremden, im 
Gerichtsbezirke nicht gebräuchlichen Sprache erklärt. 

(2) Die Zuſatzgebühr ſowie die durch die Zuziehung eines Dolmetſchers entſtandenen Auslagen 
fallen dem Beteiligten zur Laſt, der die Zuziehung des Dolmetſchers oder die Verhandlung in der 
fremden Sprache veranlaßt hat. 

§ 54. (56) 

Die in dieſem Abſchnitte beſtimmten Gebühren umfaſſen die geſamte Tätigkeit des Gerichts ein⸗ 
ſchließlich aller Nebengeſchäfte. Neben den Gebühren werden die Beträge der nach den Vorſchriften der 
Stempelgeſetze zu entrichtenden Stempelabgaben erhoben. Der auf dem Geſchäfte ruhende Stempel 
wird für die Urſchrift erhoben; die erſte Ausfertigung iſt ſtempelfrei, für weitere Ausfertigungen wird 
der Stempel nach der Tarifitelle „Duplikate“ erhoben. Im übrigen finden auf die Beſteuerung von 
Ausfertigungen und beglaubigten Abſchriften die Vorſchriften des § 110 Abſ. 2 mit der Maßgabe An⸗ 
wendung, daß, ſoweit nach § 50 Abf. 1 Nr. 2 für die Erteilung der beglaubigten Abſchrift einer ſtempel⸗ 
pflichtigen Urkunde eine Gebühr zu erheben iſt, ein Stempel nicht zur Erhebung kommt. 


Dritter Abſchnitt. 
Grund buchſachen. 
§ 55. (58) 

(1) Für die Eintragung des Eigentümers, einſchließlich der vorkommenden Nebengeſchäfte, ins. 
beſondere der gleichzeitig beantragten Eintragung des Erwerbsgrundes und des Erwerbspreiſes, des 
Schätzungswerts und der Feuerverſicherungsſumme ſowie der Übertragung des Grundſtücks und der auf 
dasſelbe bezüglichen Eintragungen auf ein anderes Blatt, wird die volle Gebühr erhoben. 

(2) Für die Eintragung des Eigentums von Abkömmlingen des bisherigen Eigentümers, ein⸗ 
ſchließlich der hierbei vorkommenden Nebengeſchäfte, werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben; 
werden Abkömmlinge auf Grund der Erbfolge oder einer Erbauseinanderſetzung eingetragen, ſo macht 
es keinen Unterſchied, ob die Erben inzwiſchen im Grundbuch eingetragen waren oder nicht. Dieſelbe 
Gebühr kommt zum Anſatze für die nachträgliche Eintragung des Miteigentums eines Ehegatten oder 
von Kindern an Grundſtücken, welche zur ehelichen Gütergemeinſchaft oder zur fortgeſetzten Güter 


gemeinſchaft gehören, ſowie für die Umſchreibung der Grundſtücke, welche einem Ehegatten oder den 

Erben eines ſolchen bei der Auseinanderſetzung einer aufgelöſten Gütergemeinſchaft überwieſen oder 

welche einem Ehegatten nach Auflöſung der Gütergemeinſchaft kraft Geſetzes zugefallen ſind. 

(3) Werden auf Grund der Abſ. 1 und 2 Gebühren nebeneinander erhoben, jo wird zunächſt die 
volle Gebühr von dem Geſamtwerte berechnet; von der ſo berechneten Gebühr wird der Anteil der 
Perſonen, deren Eintragung als Eigentümer nach Abſ. 2 nur fünf Zehnteile der vollen Gebühr erfordert, 
nur zur Hälfte erhoben. 

(4) Wenn nach 8 90 der Grundbuchordnung ein Eigentumserwerb unter Ausſcheiden des Grund⸗ 
ſtücks aus dem Grundbuche ſtattfindet, wird die volle Gebühr erhoben. 

(5) Erfolgt die Eintragung eines Eigentümers auf Grund eines gleichzeitig geſtellten Antrags bei 

mehreren Grundſtücken, welche im Bezirke desſelben Amtsgerichts belegen ſind, ſo werden die vorſtehend 
beſtimmten Gebühren nur einmal nach dem zuſammenzurechnenden Werte der Grundſtücke erhoben. 

(6) Die Entgegennahme der Auflaſſung und, wenn dieſe nicht vor dem Grundbuchrichter erfolgt, 
die Eintragung des neuen Eigentümers im Grundbuche kann nach dem Ermeſſen des Gerichts von einer 
vorgängigen Sicherſtellung der Staatskaſſe wegen der Koſten der Eintragung abhängig gemacht werden. 

ber Erinnerungen gegen derartige Anordnungen wird im Aufſichtsweg entſchieden. 


$ 56. (59) 


N 


vorkommenden Nebengeſchäfte, wird die volle Gebühr erhoben. a 
(2) Werden ein oder mehrere Grundſtücke mit verſchiedenen Rechten belaſtet, ſo iſt die Gebühr für 
die Eintragung jedes Rechtes beſonders zu erheben. 
(3) 1. Werden mehrere Grundſtücke mit einem und demſelben Rechte belaſtet, ſo wird nur eine 
Gebühr nach dem Werte des Rechtes erhoben, wenn 
a) die Eintragung auf Grund eines gleichzeitig geſtellten Antrags erfolgt, 
b) die mehreren Grundſtücke einem Eigentümer oder denſelben Miteigentümern gehören, 
c) die Grundſtücke in demſelben Amtsgerichtsbezirke belegen find. 


oder Rentenſchuld eingetragen, ſo gilt dies als Eintragung nur eines Rechtes. 

3. Grundſtücke, welche Eheleuten oder dem überlebenden Ehegatten und den Abkömmlingen 
des Verſtorbenen gehören, gelten als Grundſtücke eines Eigentümers. 

4. Trifft eine der unter a, b und e angegebenen Vorausſetzungen nicht zu, jo wird die Gebühr 
des Abſ. 1 für die erſte Eintragung nach dem Werte des Rechtes erhoben; für jede 
folgende Eintragung werden nur fünf Zehnteile der für die erſte Eintragung beſtimmten 
Gebühr erhoben, und zwar nach dem Werte des Rechtes oder des Grundſtücks, je nach⸗ 
dem der eine oder der andere der geringere iſt. Bei gleichzeitiger Eintragung gilt als 

R erſte im Sinne dieſer Vorſchrift die Eintragung bei dem Grundſtücke, das den höchſten 

RER Wert hat. 

Ben. (4) Als Belaſtungen des Grundſtücks gelten auch das Recht des Nacherben, die Lehns⸗ und 

a Fideikommißeigenſchaft, ein bedingtes Recht auf Eigentumserwerb ſowie die Zugehörigkeit zu einer 

Waſſergenoſſenſchaft, einer Bahneinheit oder einer ſonſtigen mit Beſchränkungen des Eigentümers ver- 


oder Anſprüche. i 
$ 57. (60) 
(1) Es werden erhoben nach dem Werte der Veränderung: 
1. für die Eintragung des Übergangs einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld auf einen 
anderen Berechtigten, wenn der lbergang auf einem Rechtsgeſchäfte beruht, die volle Gebühr; 
2. für die Eintragung von Veränderungen ſonſtiger Art mit Einſchluß der Verfügungs⸗ 
beſchränkungen fünf Zehnteile der vollen Gebühr. 55 


(1) Für die Eintragung der Belaſtung des Grundſtücks mit einem Rechte, einſchließlich der dabei - 


2. Iſt im Falle des § 51 der Grundbuchordnung der Geſamtbetrag der Hypothek, Grundſchuld e 


bundenen Vermögensmaſſe und die nach § 1010 des Bürgerlichen Geſetzbuchs eingetragenen Beſtimmungen. 
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Abſ. 1, auch wenn die Eintragung nur durch einen Vermerk erfolgt, für jedes Recht beſonders erhoben. 

(3) Beziehen ſich mehrere Veränderungen auf ein und dasſelbe Recht, jo wird die Gebühr nur 
einmal nach dem zuſammengerechneten Werte der Veränderungen erhoben, wenn die Eintragung auf 
Grund emes gleichzeitig geſtellten Antrags erfolgt und die Veränderungen dem gleichen Gebührenſatz 
unterworfen ſind. Unterliegt die Eintragung der mehreren Veränderungen teils der vollen, teils der 
Hälfte der vollen Gebühr, jo werden beide Gebühren geſondert je nach dem Geſamtwerte derjenigen 
Veränderungen, deren Eintragung den gleichen Gebührenſatz erfordert, berechnet. Die Summe der beiden 
Gebühren darf jedoch nicht mehr als die volle Gebühr von dem zuſammengerechneten Werte der mehreren 
Veränderungen betragen und in keinem Falle die volle Gebühr von dem Werte des Rechtes überſteigen. 
Es macht keinen Unterſchied, ob die Eintragung durch einen oder mehrere Vermerke bewirkt wird. 

(4) Anderungen des Ranges eines eingetragenen Rechtes gelten als Veränderungen des zurück⸗ 
tretenden Rechtes. f 

(5) Für jedes bei der Eintragung von Veränderungen beteiligte Amtsgericht werden die Gebühren 
beſonders erhoben. 

§ 58. (61) 

(1) Für die Eintragung von Vormerkungen und Widerſprüchen werden fünf Zehnteile der vollen 
Gebühr erhoben. Die Vorſchriſten im § 55 Abi. 5, § 56 Abſ. 2 und 3, § 57 Abſ. 2, Abſ. 3 Satz 1, 
Abf. 4 und 5 finden entſprechende Anwendung. 

(2) Wird ein Antrag zurückgewieſen, nachdem nach § 18 der Grundbuchordnung eine Vormerkung 
oder ein Widerſpruch eingetragen war, ſo wird nur die Gebühr für dieſe Eintragung erhoben. 

§ 59. (62) a 

Für die Eintragungen, welche die Zurückführung des Grundbuchs auf die Steuerbücher zum 

Gegenſtande haben oder zum Zwecke der Erhaltung der Übereinſtimmung zwiſchen dem Grundbuch und 


den Steuerbüchern erfolgen, ſind weder Gebühren noch Auslagen zu erheben. Gebührenfrei iſt die nach 


§ 54 der Grundbuchordnung erfolgende Eintragung. 
S 60. (63) 

(1) Für alle Eintragungen, welche unter feine der vorſtehend ($$ 55 bis 59) getroffenen 
Beſtimmungen fallen, insbeſondere für die Vermerke, welche durch die ohne Veränderung des Eigentümers 
ſtattfindende Teilung von Grundſtücken oder Übertragung derſelben auf ein anderes Blatt veranlaßt 
werden, für die nachträglich beantragte Eintragung des Schätzungswerts, der Feuerverſicherungsſumme, 
des Erwerbsgrundes oder des Erwerbspreiſes, für die Eintragung des Verzichts auf das Eigentum am 
Grundſtücke, für die Eintragung der nachträglichen Ausſchließung der Erteilung eines Briefes oder der 


Aufhebung dieſer Ausſchließung, für die Anlegung eines Blattes für ein noch nicht in das Grundbuch 


eingetragenes oder aus dem Grundbuch ausgeſchiedenes Grundſtück, für das Ausſcheiden eines Grund⸗ 
ſtücks aus dem Grundbuche, falls nicht gleichzeitig eine Eigentumsveränderung eingetragen wird, für den 
Vermerk von Rechten, welche dem jeweiligen Eigentümer zuſtehen, werden zwei Zehnteile der vollen 
Gebühr erhoben. 

(2) Auf die Berechnung des Wertes findet die Vorſchrift des 8 22 Abſ. 1 entſprechende Anwendung. 

$ 61. (64) : 

(1) Für jede Löſchung, einſchließlich der dabei vorkommenden Nebengeſchäfte, werden fünf Zehn. 
teile, für die Löſchung der im 8 60 erwähnten Eintragungen wird ein Zehnteil der vollen Gebühr 
erhoben. Die Vorſchriften im § 56 Abſ. 2 und 3, 8 57 Abſ. 2, Abſ. 3 Satz 1, Abſ. 4 und 5 finden 
entſprechende Anwendung. f 

(2) Werden Hypotheken, Grundſchulden oder Rentenſchulden infolge der Eintragung anderer, an 
ihre Stelle tretender Rechte dieſer Art gelöſcht, jo werden für die Löſchung Gebühren nur inſoweit erhoben, 
als der Geſamtbetrag der gelöſchten Rechte den Geſamtbetrag der neu eingetragenen Rechte überſteigt. 


(2) Betreffen eine oder mehrere Veränderungen verſchiedene Rechte, ſo werden die Gebühren des 
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8 62. (65) 
Für die Eintragung der Entlaſſung einzelner Grundſtücke aus der Mithaft werden fünf Zehntel 
der vollen Gebühr erhoben. Die Gebühr beſtimmt ſich nach dem Werte des Rechtes oder des Grund- 
ſtücks, je nachdem der eine oder der andere der geringere iſt. Die Vorſchriften des § 56 Abſ. 2 und 
Abſ. 3 Nr. 1 bis 3 finden entſprechende Anwendung. 
a 8 63. (66) N 

(1) Als Wert einer Hypothek oder Grundſchuld iſt der Betrag der Forderung oder der Grundſchuld, 
bei Rentenſchulden der Betrag der Ablöſungsſumme anzuſehen. 

(2) Hat eine Veränderung keinen beſtimmten Geldwert, jo beſtimmt ſich der Wert nach $ 22 Abf. 1; 
in keinem Falle, auch wenn für mehrere Veränderungen eine einheitliche Gebühr zu berechnen iſt, darf 
der Wert des von der Veränderung betroffenen Rechtes überſchritten werden. 
| 8 64. (67) 

(1) Für die Erteilung eines Hypotheken-, Grundſchuld⸗ oder Rentenſchuldbriefs, eines Teilbriefs 
und eines neuen Briefes, einſchließlich des über die Erteilung im Grundbuch einzutragenden Vermerkes, 
werden fünf Zehnteile und für die Ergänzung des Auszugs aus dem Grundbuche zwei Zehnteile der 
vollen Gebühr erhoben. Im Falle der Erhebung eines Geſamtbriefs finden die Vorſchriften des § 56 
Abſ. 3 entſprechende Anwendung. Bei der Erteilung eines gemeinſchaftlichen Briefes ($ 66 der Grundbuch⸗ 
ordnung) werden die Werte der einzelnen Hypotheken oder Grundſchulden zuſammengerechnet. 

(2) Für die Erteilung beglaubigter Abſchriften des Grundbuchblatts werden, gleichviel ob die Ab- 
ſchrift das vollſtändige Grundbuchblatt oder nur einen Teil davon betrifft, zwei Zehnteile der vollen 
Gebühr erhoben, jedoch höchſtens 300 Mark. Wird die Abſchrift von mehreren Grundbuchblättern des- 
ſelben Eigentümers auf Grund eines gleichzeitig geſtellten Antrags erteilt, ſo wird die Gebühr nur 
einmal nach dem zuſammenzurechnenden Werte der Grundſtücke erhoben. Die Beſtimmung im § 56 
Abſ. 3 Nr. 3 findet auch hier Anwendung. 

7 (3) Für Beſcheinigungen des Grundbuchrichters über den Inhalt des Grundbuchs oder für Vermerke 
desſelben auf dem Hſtpotheken⸗, Grundſchuld⸗ oder Rentenſchuldbriefe, welche nicht ein gebührenfreies 
Nebengeſchäft bilden, werden zwei Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. 
(4) Die Einſicht des Grundbuchs iſt gebührenfrei. 
8 65. (68) 

(1) Die vorſtehend für Grundſtücke gegebenen Vorſchriften find auf Bergwerke und andere Be- 
rechtigungen, für welche die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften gelten, entſprechend anzuwenden. 

(2) Wird ein Bergwerk mit unbeweglichen Anteilen der Gewerken in Ausführung eines gemäß 
8 235 a des Allgemeinen Berggeſetzes gefaßten Beſchluſſes auf den Namen der Gewerkſchaft eingetragen, 
ſo wird für dieſe Eintragung, einſchließlich des vorläufigen Vermerkes des Beſchluſſes im Grundbuche, 
der Anlegung des Gewerkenbuchs und der Ausfertigung und Aufbewahrung der Kurxſcheine, die volle 
Gebühr erhoben. Die gleiche Gebühr wird erhoben für die Umſchreibung eines Kuxes in dem vom 
Gerichte geführten Gewerkenbuch auf einen neuen Erwerber, einſchließlich der dabei vorkommenden 
Nebengeſchäfte. Für die Eintragung von Veränderungen bei den auf Kuxſcheinen eingetragenen Pfand⸗ 
rechten ſowie für Löſchungen werden dieſelben Gebühren erhoben wie für Eintragung von Veränderungen 
und Löſchungen im Grundbuche. 

) Für die Erteilung einer beglaubigten Abſchrift aus dem Gewerkenbuch iſt die im § 64 Abſ. 2 
beſtimmte Gebühr zu erheben. Die Vorſchrift im § 64 Abſ. 4 findet entſprechende ee 
$ 66. (69) 

(1) Die hinſichtlich der Grundbücher beſtehenden Gebührenbeſtimmungen find auf die Bahn. 
grundbücher entſprechend anzuwenden. Es werden erhoben für die Anlegung und für die Schließung 
des Bahngrundbuchs der Satz des § 60 und für den Vermerk des Erlöſchens der Genehmigung, ein⸗ 
ſchließlich der öffentlichen Bekanntmachung des Vermerkes, der Satz des 3 57 Abſ. 1 Nr. 2. Die Gin- 
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tragung des infolge einer Veräußerung der Bahn eingetretenen Sigentumswechſels auf dem Grundbuch- 
blatt eines Bahngrundſtücks erfolgt gebührenfrei. 

(2) Die Koſten der Anlegung des Bahngrundbuchs ſowie der Vermerke der Zugehörigkeit eines 
Grundſtücks zur Bahneinheit trägt der Bahneigentümer; die bezeichneten Koſten fallen jedoch, wenn ein 
Gläubiger durch den Antrag auf Eintragung einer vollſtreckbaren Forderung die Anlegung des Bahn⸗ 
grundbuchs veranlaßt, dieſem Gläubiger und, wenn die Anlegung im Zwangsverſteigerungsverfahren auf 
Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts erfolgt, dem Erſteher zur Laſt. N 

$ 67. (70) 
Neben den in dieſem Abſchnitte beſtimmten Gebühren werden die für Eintragungsanträge beſtimmten 


tempel erhoben. 
4 Vierter Abſchnitt. 
Regiſterführung. 
8 68. (71) 

(1) Für jede auf Antrag bewirkte Eintragung oder Löſchung in einer Landgüter- oder Höferolle, 
einſchließlich der darüber dem Eigentümer zu machenden Mitteilung, wird eine Gebühr von 20 Mark 
erhoben. Für Zuſchreibungen oder Löſchungen in Landgüterrollen, welche von Amts wegen erfolgen, 
ſowie für den Vermerk der Nummer des Rollenblatts und andere von Amts wegen zu bewirkende 
Vermerke auf dem Blatte des Grundbuchs ſind Gebühren nicht zu erheben. 

(2) Die Einſicht der Landgüter⸗ oder Höferolle iſt gebührenfrei. 

8 69. (72) 

Für die Eintragungen in das Handesregiſter find folgende Gebühren zu erheben: 

1. bei Einzelkaufleuten 
a) für die erſte Eintragung der Firma, 

je nachdem der Gewerbebetrieb nach den §s 6 bis 8, 24, 34 des Gewerbeſteuergeſetzes 
vom 24. Juni 1891 (Geſetzſamml. S. 205) in die erſte, zweite, dritte oder vierte 
Gewerbeſteuerklaſſe gehört, 1500, 750, 300 oder 150 Mark; bei Gewerbebetrieben, 
welche wegen geringen Ertrags und Kapitals von der Gewerbeſteuer frei ſind, 20 Mark. 
Soweit eine Einſchätzung zur Gewerbeſteuer nach Maßgabe des Geſetzes vom 24. Juni 
1891 nicht erfolgt, geſchieht die Einreihung in die verſchiedenen Klaſſen nach dem Ermeſſen 
der den Wert feſtſetzenden Dienſtſtelle; 
b) für jede ſpätere Eintragung ſechs Zehnteile der Sätze zu a; 
o) für die Löſchung der Firma drei Zehnteile der Sätze zu a. 

2. bei offenen Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften und juriſtiſchen Perſonen, deren 
Eintragung in das Handelsregiſter mit Rückſicht auf den Gegenſtand oder auf die Art und 
den Umfang ihres Gewerbebetriebs zu erfolgen hat, 

a) für die erſte Eintragung derſelben das Zweifache der Sätze zu 1a; 
b) für jede ſpätere Eintragung die Sätze zu 1 b. 

3. bei Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Aktiengeſellſchaften und Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung 2 Ä 
a) für die Eintragung der Geſellſchaft ſowie für die Eintragung eines Beſchluſſes über Er⸗ 

höhung oder Herabſetzung des Geſellſchaftskapitals die volle Gebühr mit der Maßgabe, 
daß mindeſtens das Zweifache der Sätze zu 1a zu erheben iſt. 

Die Gebühren werden nach dem Betrage des Geſellſchaftskapitals, bei Erhöhungen 
und Herabſetzungen desſelben nach dem Betrage der Erhöhung und Herabſetzung berechnet. 
Iſt das Geſellſchaftskapital nicht voll eingezahlt, ſo iſt der Geſellſchaft auf Verlangen zu 
geſtatten, zunächſt nur denjenigen Gebührenbetrag zu zahlen, welcher dem eingezahlten 
Kapital entſpricht, und den Reſt nach Maßgabe der erfolgenden Einzahlungen nachträglich 
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zu entrichten; in jedem Falle iſt mindeſtens das Zweifache der Sätze zu la ſofort 
zu zahlen; ar 1 
b) für alle ſonſtigen Eintragungen die Sätze zu 1 b. 
4. für die Eintragung einer Prokura die Sätze zu 1b, für die Eintragung des Erlöſchens der 
Prokura die Sätze zu 10. 


5 70. (78) s 

(1) Für die Eintragungen in das Handelsregiſter einer Zweigniederlaſſung find die im § 69 
beſtimmten Sätze mit folgender Maßgabe beſonders zu erheben. Soweit eine beſondere Einſchätzung der 
Zweigniederlaſſung zur Gewerbeſteuer nach Maßgabe des Geſetzes vom 24. Juni 1891 erfolgt, iſt dieſe 
für die Wertberechnung maßgebend; im übrigen geſchieht die Einreihung in die verſchiedenen Steuerklaſſen 
unter Berückſichtigung des Anlage- und Betriebskapitals der Zweigniederlaſſung nach dem Ermeſſen der 
= den Wert feſtſetzenden Dienſtſtelle. Im Falle der Nr. 3a des 8 69 ift für die Eintragung in das 
1 Regiſter der Zweigniederlaſſung nur das Zweifache der Sätze zu 1 a zu erheben, wenn es ſich um eine 

- Geſellſchaft handelt, die im Gebiete der Freien Stadt Danzig ihren Sitz hat. 

(2) Der im Falle der Eintragung oder Aufhebung einer Zweigniederlaſſung in das Regiſter der 

Hauptniederlaſſung einzutragende Vermerk iſt gebührenfrei. 


f 5 8 71. (74) 

Wenn auf Grund einer und derſelben Anmeldung mehrere Eintragungen bezüglich einer Firma 
oder einer Geſellſchaft in dieſelbe Abteilung des Handelsregiſters eines Gerichts erfolgen, ſo wird uur 
der höchſte der für die einzelnen Eintragungen im $ 69 beſtimmten Sätze erhoben; die Gebühren für 
eine auf eine Prokura bezügliche Eintragung werden neben den Gebühren für die ſonſtigen Eintragungen 
beſonders erhoben. de en 
§ 72. (75) 

(1) Für eine aus dem Handelsregiſter erteilte Beſcheinigung ſowie für beglaubigte Abſchriften oder 
Auszüge aus denſelben iſt in allen Fällen ein Zehnteil der im § 69 unter 1a beſtimmten Sätze zu er⸗ 
heben. Werden mehrere Beſcheinigungen in einer Urkunde zuſammengefaßt, ſo findet die Vorſchrift des 
8 71 entſprechende Anwendung. Für einfache Abſchriften kommen nur die Schreibgebühren zum Anſatze. 

(2) Für Beſcheinigungen, daß bezüglich des Gegenſtandes einer Eintragung weitere Eintragungen 
nicht vorhanden find oder daß eine beſtimmte Eintragung nicht erfolgt iſt, ſowie für die wiederholte Er- 
teilung einer Beſcheinigung, einer Abſchrift oder eines Auszugs wird eine Gebühr von 20 Mark erhoben. 
09) Auf die Erteilung beglaubigter Abſchriften der zum Handelsregiſter eingereichten Schriftſtücke 

finden die Vorſchriften des 8 50 Abſ. 1 Nr. 2 und Abſ. 2 Anwendung. 


8 73. (76) 
Gebühren kommen nicht zum Anſatze: 

1. Für die Geſtattung der Einſicht des Handelsregiſters und der eingereichten Zeichnungen der 
Firmen und Unterſchriften; 

2. Für die Eintragung der Konkurseröffnung, der Aufhebung des Eröffnungsbeſchluſſes ſowie 
der Einſtellung und Aufhebung des Konkurſes; 

3. für eine nach den §8 142 bis 144 des Reichs⸗Geſetzes über die Angelegenheiten der frei« 
willigen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 von Amts wegen erfolgende Löſchung; wird der 
Widerſpruch eines Beteiligten zurückgewieſen, ſo hat er für die Zurückweiſung die für die 
Löſchung beſtimmte Gebühr zu entrichten; 

4. für das Löſchungsverfahren nach § 141 des Reichs⸗Geſetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898, falls die Löſchung infolge erhobenen Wider⸗ 
ſpruchs unterbleibt. i 3 74. (77) 

(1) Für die Eintragungen in das Vereinsregiſter werden erhoben: 


a) für alle Eintragungen, mit Ausnahme der unter b und e» bezeichneten Eintragungen, die 
volle Gebühr; i 
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N b) für die erſte Eintragung des Vereins das Zweifache des Says zu a; 
e) für Eintragungen, welche fih auf Mitglieder des Vorſtandes oder Liquidatoren beziehen, 
ſowie für die Löſchung des Vereins die Hälfte des Satzes zu a. 
(2) Die Vorſchriften der $$ 71, 72, 73 finden mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß 
an die Stelle des im § 72 erwähnten Satzes 1 a des § 69 der im Abſ. 1 beſtimmte Satz a tritt. 


§ 75. (78) 

() Für die Eintragungen in das Güterrechtsregiſter wird die volle Gebühr erhoben. Auf die 
Wertberechnung findet die im § 38 für Eheverträge gegebene Beſtimmung Anwendung. 

(2) Die Vorſchriften der 8s 72, 73 finden mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß an 
die Stelle des im § 72 erwähnten Satzes 1a des 8 69 der im Abſ. 1 beſtimmte Satz tritt. 

8 76. (79) 

(1) Für die Eintragungen in das Schiffsregiſter, einſchließlich der dabei vorkommenden Neben⸗ 
geſchäfte, werden erhoben: 

1. für die Eintragung des Schiffes in das Schiffsregiſter, einſchließlich der Verhandlungen zur 
Feſtſtellung ihrer Vorausſetzungen, ſowie für die Eintragung von Veränderungen, einſchließlich 
aller ihnen vorausgehenden Verhandlungen, ohne Unterſchied, ob dabei das Schiff auf ein 
neues Blatt eingetragen wird oder nicht, fünf Zehnteile der vollen Gebühr. 

für die Eintragung der Verpfändung eines Schiffes, einſchließlich des Vermerkes auf den 
betreffenden Urkunden, für die Einſchreibung der ein eingetragenes Pfandrecht betreffenden 
Veränderungen oder Löſchungen fünf Zehnteile der für die entſprechenden Eintragungen im 
Grundbuche beſtimmten Sätze. 

(2) Für die Löſchung eines Schiffes im Schiffsregiſter kommen Gebühren nicht zum Anſatze. 

(3) Für die Erteilung des Schiffszertifikats oder des Schiffsbriefs iſt der im § 64 Abſ. 1 für die 
Erteilung eines Hypothekenbriefs beſtimmte Satz und für den Vermerk einer Veränderung auf dem 
Schiffszertifikat oder dem Schiffsbriefe die Hälfte dieſes Betrages zu ee 

(4) Die Einſicht des Schiffsregiſters iſt gebührenfrei. 

§ 77. (80) 

Die Vorſchriften des § 16 des Reichsgeſetzes vom 6. Februar 1875 über die Beurkundung des 
Perſonenſtandes und die Eheſchließung (Reichsgeſetzbl. S. 23) finden auf die nach Maßgabe anderer 
geſetzlicher Vorſchriſten geführten und bei den Gerichten aufbewahrten Standesregiſter oder Kirchenbücher 
mit der Maßgabe Anwendung, daß an Gebühren zu erheben ſind: i 

1. für Vorlegung der Regiſter zur Einſicht, und zwar für jeden Jahrgang 3 Mark, 
für mehrere Jahrgänge zuſammen jedoch höchſtenneũ ũꝶ eee 9 
Dabei gelten das Geburts-, Heirats⸗ und Sterberegiſter eines Jahres im Sinne dieſer Vor⸗ 
ſchrift zuſammen als ein Jahrgang; 

2. für jeden beglaubigten Auszug aus den Regiſtern mit Einſchluß der Schreibgebühren 6 Mark, 
und wenn ſich der Auszug auf mehrere Eintragungen bezieht und das Nachſchlagen von mehr 
als einem Jahrgang der Regiſter erfordert, für jeden weiter nachzuſchlagenden Jubegenn noch 

2 Mark, 
jedoch zuſammen höchſten ůů 22. F TER 12 


Fünfter Abſchnitt. 
Nachlaßſachen und Auseinanderſetzungen. 
9 78. (81) 


1 


(1) Für die Erteilung eines Erbſcheins, einſchließlich des vorangegangenen Verfahrens, wird die 3 


volle Gebühr erhoben. 
(2) Neben den im Abſ. I beſtimmten Gebühren werden für die in dem Verfahren vor Rn 3 
abgegebenen eidesſtattlichen Verſicherungen die im $ 47 ui 2 beſtimmten Gebühren erhoben. 2 5 
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(3) Für die Einziehung oder Kraftloserklärung eines Erbſcheins werden fünf Zehnteile der vollen 
Gebühr erhoben. Für die Veranſtaltung von Ermittlungen über die Richtigkeit eines Erbſcheins werden 
Gebühren nicht erhoben. 

(4) Bei der Berechnung der Gebühren wird der Wert des Nachlaſſes und, wenn der Erbſchein nur f 
zur Verfügung über einzelne Gegenſtände berechtigt, der Wert dieſer Gegenſtände nach Abzug der auf 
dem Nachlaß oder auf dieſen Gegenſtänden haftenden Schulden zugrundegelegt. Wird über mehrere 
Erbfälle ein Erbſchein erteilt, ſo werden die Beträge der mehreren Nachläſſe zuſammengerechnet. Wird 
der Erbſchein nur über das Erbrecht eines Miterben erteilt, ſo iſt für die Gebührenerhebung nur deſſen 
Erbteil maßgebend. i 

(6) Wird dem Nachlaßgericht glaubhaft gemacht, daß der Erbſchein nur zur Verfügung über Grund- 
ſtücke oder im Grundbuch eingetragene Rechte gebraucht wird, und wird beantragt, die Ausfertigung des 
Erbſcheins dem Grundbuchamte zur Aufbewahrung bei ſeinen Akten zu überſenden, jo werden die in Abf. 1 
und 2 beſtimmten Gebühren nur nach dem Werte der im Grundbuche des Grnndbuchamts eingetragenen 
Grundſtücke und Rechte berechnet, über die auf Grund des Erbſcheins verfügt werden kann. Wird mehreren 
Grundbuchämtern eine Ausfertigung zur Aufbewahrung überſandt, ſo iſt der Geſamtwert der in den 
Grundbüchern eingetragenen Grundſtücke und Rechte maßgebend. Wird demnächſt die Erteilung einer 
Ausfertigung oder einer Abſchrift des Erbſcheins beantragt, ſo hat der Antragſteller die nach dem Werte 
des reinen Nachlaſſes berechneten Gebühren der Abſ. 1 und 2 nach Abzug des bereits bezahlten Betrags 
nachzuentrichten. ö 5 

(6) Die Beſtimmungen des vorhergehenden Abſatzes finden entſprechende Anwendung, wenn der 
Erbſchein nur zur Verfügung über andere als die in dem Abſ. 5 angegebenen einzelnen Nachlaßgegenſtände 
gebraucht und zu dieſem Zwecke vom Nachlaßgericht einer öffentlichen Behörde überſandt werden ſoll. 
Wird der Erbſchein nicht innerhalb der von dem Nachlaßgerichte beſtimmten Friſt mit einer Beſcheinigung 
der Behörde, daß er nur zu dem bezeichneten Zwecke gebraucht und eine Abſchrift nicht zurückbehalten 
worden iſt, zurückgeſandt, ſo iſt die volle Erbſcheinsgebühr zu erheben. a 

(1) Die Vorſchriften der Abſ. 1 bis 6 finden auf das Zeugnis über die Fartſetzung der Güter- 
gemeinſchaft oder die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers entſprechende Anwendung; bei der Berechnung 
der Gebühr für das Zeugnis über die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft tritt an die Stelle des Wertes 
des Nachlaſſes der halbe Wert des Geſamtguts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft; in den übrigen Fällen 
findet auf die Berechnung des Wertes die Vorſchrift des § 22 Abſ. 1 entſprechende Anwendung. Die 
Gebühr für das Zeugnis über die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers wird neben der Gebühr des 
Abſ. 1 nur zur Hälfte erhoben. Dieſelbe Gebührenermäßigung tritt ein für ein weiteres Zeugnis über 
die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers, das infolge eines Wechſels in der Perſon des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers erforderlich geworden iſt. 

; § 79. (81a) 

(1) Für die amtliche Verwahrung einer Verfügung von Todes wegen werden bei der Annahme 
zwei Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. 

(2) Fünf Zehnteile der vollen Gebühr werden erhoben: 

1. für die Eröffnung einer Verfügung von Todes wegen. Die Erteilung beglaubigter Abſchriften 
iſt gebührenfrei, dagegen ſind Schreibgebühren zu erheben; 

2. für die Rückgabe einer Verfügung von Todes wegen. Dieſe Gebühr fällt fort, wenn zum 
Erſatz der zurückgegebenen Verfügung eine neue Verfügung von Todes wegen in amtliche 
Verwahrung gegeben worden iſt oder gleichzeitig gegeben wird. 

(3) Die Vorſchriften des § 42 Abſ. 4 und 5 finden entſprechende Anwendung. Von dem für die 
Berechnung der Gebühren maßgebenden Werte des Gegenſtandes werden die Schulden abgezogen. 

i $ 80. (82) 

(1) Für die in den vor dem 10. Januar 1920 in Kraft getretenen Geſetzen über das deutſche 

Reichsſchuldbuch und das preußiſche Staatsſchuldbuch vorgeſehenen Beſcheinigungen, daß ein Rechts- 
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nachfolger von Todes wegen, ein die Gütergemeinſchaft fortſetzender überlebender Ehegatte oder ein 
Teſtamentsvollſtrecker über eine Buchforderung zu verfügen berechtigt iſt, werden zwei Zehnteile der 
vollen Gebühr bis zum Höchſtbetrage von 50 Mark erhoben. Das gleiche gilt für die in den 88 37, 38 
der Grundbuchordnung vorgeſehenen Zeugniffe; jedoch werden für dieſe Zeugniſſe Gebühren nicht erhoben, 
wenn die Teilungsurkunde vor Gericht aufgenommen oder beſtätigt iſt. 

(2) In den Fällen des Abſ. 1 Satz 2 werden für die im Verfahren vor Gericht abgegebenen 
eidesſtattlichen Verſicherungen die Gebühren des § 47 Nr. 2 erhoben. 

§ 81. (83) 

(1) Findet die Sicherung eines Nachlaſſes durch Siegelung oder auf andere Weiſe ſtatt, jo wird 
für das ganze Verfahren, einſchließlich der Anordnungen wegen Aufbewahrung des Nachlaſſes, Ermittelung 
der Erben und Ausantwortung des Nachlaſſes an ſie, die volle Gebühr erhoben. 

e) Neben den im Abf. 1 beſtimmten Gebühren werden, wenn die Siegelung, Entſiegelung oder 
Aufnahme des Vermögensverzeichniſſes durch das Gericht erfolgt, die im § 48 beſtimmten Gebühren 


erhoben. 9 82. (84) 

(1) Für die Anordnung einer Nachlaßpflegſchaft, bei der es ſich nur um eine Fürſorgetätigkeit des 
Pflegers für einzelne Angelegenheiten handelt, ſowie einer Abweſenheitspflegſchaft nach $ 88 des Reichs⸗ 
Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 wird die volle 
Gebühr erhoben. 5 

(2) Auf die Anordnung einer Nachlaßverwaltung oder einer ſonſtigen Nachlaßpflegſchaft finden die 
Vorſchriften des §S 90 Abi. 1 und 2 Anwendung. 8 

(3) Die Gebühren des Abſ. 1 und 2 richten ſich nach dem Werte des Nachlaſſes oder des Anteils 
des Abweſenden zur Zeit der Anordnung. Für die Berechnung der Gebühr des 8 90 Abſ. 2 im Falle 
des Abſ. 2 iſt der Nachlaßbeſtand maßgebend, der bei Beginn des Zeitraums, für den Rechnung zu legen 
iſt, unverteilt vorhanden iſt. > 

(4) Auf die Gebühren für die Nachlaßpflegſchaft wird die im § 81 Abſ. 1 beſtimmte Gebühr 
angerechnet, wenn die Nachlaßpflegſchaft zur Sicherung des Nachlaſſes eingeleitet wird. 

(6) Die Vorſchriften des § 89 Abſ. 2, 88 91 und 93 gelten entſprechend. 

§ 83. (85) 

Für das Verfahren zur Feſtſtellung des Erbrechts des Fiskus oder der an ſeine Stelle tretenden 
Körperſchaft, Stiftung oder Anſtalt des öffentlichen Rechts wird die im $ 78 für die Erteilung eines Erb- 
ſcheins beſtimmte Gebühr erhoben. Wird auf Grund dieſer Feſtſtellung ein Erbſchein erteilt, jo iſt hierfür 
eine beſondere Gebühr nicht zu erheben. 5 

$ 84. (86) 

() Für das geſamte Erbteilungsverfahren wird das Dreifache und, ſoweit das eingeleitete Erb- 
teilungsverfahren nicht durch die Beſtätigung der Auseinanderſetzung oder durch die Beurkundung einer 
vertragsmäßigen Auseinanderſetzung abgeſchloſſen wird, das Zweifache der vollen Gebühr erhoben. 

(2) Die Gebühren für Vermögensverzeichniſſe, Schätzungen und Verſteigerungen werden neben den 
im Abſ. 1 beſtimmten Gebühren beſonders erhoben. Wird mit einem Dritten vor dem Teilungsgerichte 
zum Zwecke der Auseinanderſetzung ein Vertrag geſchloſſen, ſo wird von dem Dritten die Hälfte der 
nach den Vorſchriften des zweiten Abſchnitts zu berechnenden Gebühr für die Beurkundung des Vertrags 
erhoben. 

(3) Die Verhandlungen zur Ermittlung und Feſtſtellung der Nachlaßmaſſe ſind in der Gebühr des 
Abſ. 1 mitinbegriffen. Beſchränkt ſich die Tätigkeit des Gerichts auf dieſe Verhandlungen, jo wird das 
Zweifache der vollen Gebühr erhoben. 7 

() Wird die Erbteilung nicht unter Leitung des Gerichts vorgenommen, ſondern nur der Erb⸗ 
teilungsvertrag von den Beteiligten zu Protokoll gegeben, jo findet die Vorſchrift des § 34 Anwendung. 

(5) Auf die in den Abſ. 1, 3 beſtimmten Gebühren finden die Vorſchriften des § 53 entſprechende 
Anwendung. 
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ee 3 85. (87) | 
(i) Wird die Vermittlung der Auseinanderſetzung einem Notar übertragen, jo werden fünf Zehn- 
teile der vollen Gebühr erhoben: a 

1. für die Entſcheidung über den Antrag auf Einleitung des Verfahrens; 
* 2. für die Entſcheidung über die Beſtätigung der Auseinanderſetzung; 
eo. 3. für die Anordnung einer Beweisaufnahme. 
® (2) Jede der vorbezeichneten Gebühren wird in jeder Inſtanz rückſichtlich eines jeden Teiles des 
Bi, Nachlaſſes nur einmal erhoben. Sind die Gebühren mehrfach von verſchiedenen Teilen des Nachlaſſes 
3 anzuſetzen, ſo darf ihr Geſamtbetrag die nach dem Werte des geſamten Nachlaſſes berechnete Gebühr nicht 
Be; überſteigen. 
Br (3) Das Gericht kann, wenn der im Artikel 21 Abſ. 1 des Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige 
Gerichtsbarkeit vom 21. September 1899 bezeichnete Antrag nach dem erſten Verhandlungstermine geſtellt 
wird, von Amts wegen die Erhebung einer beſonderen Gebühr beſchließen; die Gebühr beträgt fünf Zehnteile 
der vollen Gebühr, kann aber vom Gerichte bis auf ein Zehnteil der vollen Gebühr herabgeſetzt werden. 
Gegen den Beſchluß findet Beſchwerde nach Maßgabe der Artikel 4 bis 7 des Preußiſchen Geſetzes über 
die freiwillige Gerichtsbarkeit ſtatt. 

$ 86. (88) 

Die Vorſchriften über Erbteilungen ſind auf die Auseinanderſetzung von Gütergemeinſchaften oder 

ſonſtigen Gemeinſchaften ſowie auf die Auseinanderſetzung geſchiedener Ehegatten entſprechend anzuwenden. 
g § 87. (89) a 

(1) Für die Entgegennahme von Erklärungen, Anmeldungen und Anzeigen ſeitens des Nachlaß 
gerichts, einſchließlich der Beurkundung oder Beglaubigung durch das Nachlaßgericht, für die Entgegen— 
nahme des Inventars, einſchließlich der Anordnung wegen Aufnahme des Inventars durch eine zuſtändige 
Behörde oder einen zuſtändigen Beamten oder Notar, für die Beſtimmung oder Verlängerung einer Friſt 
durch das Nachlaßgericht, für die nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über Tejtaments- 
vollſtrecker vom Nachlaßgerichte zu treffenden Anordnungen ſowie für die Abhaltung des Termins zur 
Leiſtung des im § 2006 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſehenen Offenbarungseids werden fünf Zehn⸗ 
teile der vollen Gebühr erhoben. Finden dieſe Handlungen in Verbindung mit einem in dieſem Abſchnitte 
bezeichneten Verfahren ſtatt, ſo wird eine beſondere Gebühr für dieſelben nicht erhoben. Im Falle der 
Anmeldung von Nachlaßforderungen auf Aufforderung eines Miterben wird die Gebühr nur einmal vom 
Miterben erhoben. 5 2 

(2) Bei der Berechnung der Gebühren wird, jofern eine vermögensrechtliche Angelegenheit vorliegt, 
der Wert der Vermögensmaſſe nach Abzug der Schulden zugrundegelegt. 

§ 88. (90) e 

(1) Soweit nicht vorſtehend ein anderes beſtimmt iſt, werden in den unter dieſen Abſchnitt fallenden 
Angelegenheiten die Gebühren von dem Betrage der den Gegenſtand des Verfahrens bildenden Vermögens- 
maſſe ohne Abzug der Schulden berechnet. 

(2) Betrifft ein Verfahren mehrere im Zuſammenhange ſtehende Maſſen, ſo werden die Werte 
derſelben zuſammengerechnet. Die nach dem Geſamtwerte berechnete Gebühr wird auf die einzelnen 
Maſſen nach Verhältnis des Wertes derſelben verteilt. Wird die Teilung des Nachlaſſes eines Ehegatten, 
welcher in einer Gütergemeinſchaft gelebt hat, mit der Auseinanderſetzung der Gütergemeinſchaft verbunden, 
jo wird bei der Anwendung der Vorſchriften dieſes Abſatzes der Wert der gütergemeinſchaftlichen Maſſe 
nur zur Hälfte und, fofern dem überlebenden Ehegatten von der gütergemeinſchaftlichen Maſſe ein anderer 
Bruchteil als die Hälfte zufällt, zu dieſem Bruchteil in Anſatz gebracht. 

a (3) Werden nur einzelne Teile der Maſſe von den in dieſem Abſchnitte bezeichneten Gattungen von 

Geſchäften berührt, jo werden die Gebühren nur nach dem Werte dieſer Teile berechnet. 
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i Sechſter Abſchnitt. 
\ 4 Tätigkeit des Vormundſchaftsgerichts. 
§ 89. (91) 

(1) Bei den zur Wahrnehmung einzelner Geſchäfte eingeleiteten Pflegſchaften oder Beiſtandſchaften 
ſowie im Falle einer ſonſtigen Fürſorge für ein unter elterlicher Gewalt ſtehendes Kind, insbeſondere im 
Falle der Genehmigung eines Rechtsgeſchäfts oder im Falle einer Verfügung nach den 88 112, 1631, 
1635, 1636, 1645, 1665, 1677, 2282 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, iſt nach dem Werte des Gegenſtandes 
die volle Gebühr zu erheben. 

(2) Dieſe Gebühr kommt jedoch nur inſoweit zum Anſatz, als nicht rückſichtlich der Perſonen, in 
deren Intereſſe ein Pfleger oder Beiſtand beſtellt oder eine ſonſtige Fürſorgetätigkeit ausgeübt wird, eine 
Vormundſchaft, Pflegſchaft oder Beiſtandſchaft eingeleitet oder einzuleiten iſt, auf welche die Beſtimmungen 
des § 90 Anwendung finden. 

8 90. (92) 

(1) Bei anderen Pflegſchaften oder Beiſtandſchaften und bei Vormundſchaften find von dem Ver⸗ 
mögen des Mündels, Pflegebefohlenen oder unter elterlicher Gewalt ſtehenden Kindes, auf welches ſich 
die Vormundſchaft, Pflegſchaft oder Beiſtandſchaft erſtreckt, von je 1000 Mark 8 Mark zu erheben. Von 
den Vermögensbeträgen über 20000 Mark find von je 1000 Mark 10 Mark zu erheben. Die für Beträge 
von je 1000 Mark beſtimmten Gebühren werden auch für die nur angefangenen Beträge voll in Anſatz 
gebracht. 

(2) Außerdem iſt, ſoweit über die Verwaltung des Vermögens dem Vormundſchaftsgerichte Rech- 
nung gelegt werden muß, jährlich ein Zehnteil der im Abſ. 1 beſtimmten Gebühr zu erheben. Dabei 
wird das angefangene Kalenderjahr ſowohl am Anfang als auch am Ende der Verwaltung voll gerechnet. 
(3) Bei der Berechnung des Betrags des Vermögens werden die Schulden in Abzug gebracht. 

(4) Die Vorſchriften der Abſ. 1 bis 3 finden auch auf die vorläufige Vormundſchaft Anwendung. 
Endigt die vorläufige Vormundſchaft, weil auf Grund der erfolgten Entmündigung ein Vormund beſtellt 
wird, ſo gelten die vorläufige und die endgültige Vormundſchaft als ein Verfahren. 


$ 91. (93) 
Bei keinem Mündel, Pflegebefohlenen oder unter elterlicher Gewalt ſtehenden Kinde darf der Geſamt⸗ 


betrag der nach dem § 89 und dem $ 90 Abſ. 1 zu erhebenden Gebühren denjenigen Betrag überfteigen, 
der nach 8 90 Abſ. 1 im Falle der Vormundſchaft zu erheben iſt. 


§ 92. (90) 


* 


(1) Die volle Gebühr wird erhoben: 

1. für Volljährigkeitserklärungen, wenn der Minderjährige nicht unter Vormundſchaft ſteht; 

2. für die Erſetzung der elterlichen Einwilligung zur Eingehung der Ehe oder der Einwilligung 
der Mutter zur Ehelichkeitserklärung; a 

3. für Entſcheidungen, betreffend den Unterhalt der Kinder nach § 1612 des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs; 5 

4. für die Übertragung der Ausübung der elterlichen Gewalt an die Mutter ($ 1685 Abſ. 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs); 

5. für die Erſetzung der Zuſtimmung anteilsberechtigter Abkömmlinge zu Rechtsgeſchäften des 

überlebenden Ehegatten im Falle der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft; 

6. für die Tätigkeit des Vormundſchaftsgerichts im Falle der Verheiratung des Vaters oder der 
Mutter ſowie für die nach § 1639 Abſ. 1, § 1640 Abſ. 2 und nach den §8 1653, 1666, 1667, 
1668, 1670, 1760 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu treffenden Anordnungen; 8 

. für Entſcheidungen, welche die perſönlichen Rechtsbeziehungen der Ehegatten zueinander oder Be: 
das eheliche Güterrecht betreffen; 5 ; 

8. für ſonſtige Verfügungen des Vormundſchaftsgerichts, die ſich nicht auf Mündel, Bregeneroblene 

oder unter elterlicher Gewalt ſtehende Kinder beziehen. 
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Zahlungspflichtig iſt in den Fällen unter Nr. 4, 6 der Vater oder die Mutter. 8 

(2) Hat eine Rechnungslegung ſtattzufinden, fo werden neben der im Abſ'el beſtimmten Gebühr 
die Gebühren des § 90 Abſ. 2 erhoben. 8 

(3) Auf die Berechnung des Wertes findet $ 22 Abſ. 1 entſprechende Anwendung. 

$ 93. (95) 

(]) Soweit nicht nach den §8 89 bis 92 Gebühren zu erheben find, iſt die Tätigkeit des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts gebührenfrei. Das gleiche gilt von der Tätigkeit des Beſchwerdegerichts, ſoweit die Be⸗ 
ſchwerde von dem Mündel oder in ſeinem Intereſſe eingelegt iſt. Die Vorſchrift des §S 8 Abſ. 1 des 
preußiſchen Geſetzes vom 2. Juli 1900 über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger (Geſetzſamml. S. 264) 
bleibt unberührt. 

a (2) Die in den §s 89 bis 91 beſtimmten Gebühren einſchließlich der Schreib⸗ und Rechnungs⸗ 
. gebühren in den durch dieſe Vorſchriften bezeichneten Angelegenheiten bleiben außer Anſatz, wenn es ſich 
4 um eine minderjährige, geiſteskranke, geiſtesſchwache oder gebrechliche Perſon handelt, deren reines Ver⸗ 
* mögen 20 000 Mark nicht überſteigt. 5 

3 (3) Wird eine Vormundſchaft, Pflegſchaft oder Beiſtandſchaft an ein Gericht eines anderen 
* Staates abgegeben, ſo gilt die Vormundſchaft für die Gebührenberechnung als beendigt. Der Gerichts⸗ 
3 präfident ift ermächtigt, eine teilweiſe Nichterhebung oder Rückzahlung der Koſten anzuordnen. 

* Siebenter Abſchnitt. 

2 Stiftungen und Vermögens verwaltungen. 

* N § 94. (96) a 

(1) Für die Beaufſichtigung von Stiftungen werden jährlich nach dem Betrage des Vermögens 
($ 90 Abf. 3) zwei Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. Soweit beim Gericht eine Rechnungslegung 
über die Verwaltung des Vermögens ftattfindet, wird die volle Gebühr erhoben. Dabei wird das an- 
gefangene Kalenderjahr ſowohl am Anfang als auch am Ende der Beaufſichtigung voll gerechnet. 

(2) Liegt dem Gerichte die Aufſicht über die Verwaltung eines Grundſtücks ob, ſo wird hierfür 
noch beſonders nach dem Betrage der Einkünfte, welche nach Berichtigung der Verwaltungskoſten und 
5 der auf dem Grundſtücke haftenden Laſten und Abgaben verbleiben, für jedes Rechnungsjahr das Zwei⸗ 
u fache der vollen Gebühr erhoben. Dieſe Beſtimmung findet auf andere Fälle einer Vermögensverwaltung 

* entſprechende Anwendung. 


§ 95. (97) 
3 Neben den im $ 94 beſtimmten Gebühren werden für die Beurkundung einzelner Handlungen der 
1 2 freiwilligen Gerichtsbarkeit die dafür beſtimmten Gebühren und Stempel beſonders in Anſatz gebracht. 
' 4 Achter Abſchnitt. 
3 a Sonſtige Angelegenheiten. 
er § 96. (98) 


Für die gerichtliche Bewilligung der Befreiung von Erforderniſſen der Eheſchließung, für die gericht- 
liche Bewilligung von ſonſtigen Befreiungen ſowie für die Entgegennahme einer Erklärung über den 
. Familiennamen, einſchließlich der Beurkundung oder Beglaubigung, wird die volle Gebühr erhoben. 

i 8 97. (99) 

- Für die Betätigung des Vertrags, durch welchen jemand an Kindesſtatk angenommen oder das 
durch die Annahme an Kindesſtatt begründete Rechtsverhältnis wieder aufgehoben wird, werden fünf 
Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. Iſt der Vertrag von dem zur Beſtätigung zuständigen Gerichte 
beurkundet, ſo werden für die Beſtätigung beſondere Gebühren nicht erhoben. 


$ 98. (100) 
Für die Genehmigung einer Familienſtiftung wird die volle Gebühr erhoben. Dieſe Gebühr bleibt 
außer Anſatz, wenn die Stiftungsurkunde von dem genehmigenden Gericht aufgenommen iſt. 
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8 99. (101) 

Für Anordnungen über den Verkauf oder die Hinterlegung von Pfändern und anderen Gegen- 
ſtänden ſowie für die Beſtellung eines Dispacheurs oder eines Verwahrers, einſchließlich der Beſtimmung 
ſeiner Vergütung, wird das Zweifache der vollen Gebühr erhoben. Dasſelbe gilt von Anordnungen, 
welche die Feſtſtellung des Zuſtandes oder Wertes von unbeweglichen oder beweglichen Sachen zum 
Gegenſtande haben; findet eine Beweiserhebung ſeitens des Gerichts durch Einnahme des Augenſcheins, 
Vernehmung von Zeugen oder Sachverſtändigen ſtatt, ſo wird daneben die volle Gebühr erhoben. 


$ 100. (102) 

Wird bei dem Gericht eine Verhandlung über die vom Dispacheur aufgemachte Dispache beantragt, 
ſo iſt für das geſamte Verfahren das Zweifache der vollen Gebühr zu erheben. Als Wert des Gegen— 
ſtandes iſt anzuſehen der Betrag des Havereiſchadens, wenn jedoch der Wert des Geretteten an Schiff, 
Fracht und Ladung geringer iſt, dieſer geringere Betrag. Wird die Dispache beſtätigt, ſo haften die 
am Verfahren Beteiligten für die Koſten als Geſamtſchuldner. 


$ 101. (103) 


(1) In dem nach den SS 132 bis 139 des Reichs⸗Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 eintretenden Verfahren wird in jeder Inſtanz das Dreifache der 
vollen ee erhoben:, Fi 

. für die Feſtſetzung der Ordnungsſtrafe; 
5 für die Verhandlung in den nach § 134 anberaumten Terminen; 
3. für die Anordnung einer Beweisaufnahme. 


(2) Die Gebühr für die Anordnung einer Beweisaufnahme wird nur zur Hälfte erhoben, wenn 
die Beweisaufnahme weder ganz noch teilweiſe ſtattgeſunden hat. Die vorſtehend beſtimmten Gebühren 
werden in jedem Verfahren nur einmal erhoben. Jede Wiederholung der Ordnungsſtrafe gilt als ein 
beſonderes Verfahren. N f 

(3) Als Wert des Streitgegenſtandes iſt die Höhe der feſtgeſetzten Ordnungsſtrafe Br 

(4) Für die Androhung von Strafen werden Gebühren nicht erhoben. 

(5) Die Vorſchriften der Abſ. 1 bis 4 finden auf andere Fälle der Feſtſetzung von Ordnungs⸗ 
ſtrafen, insbeſondere nach 8 151 des Reichs-Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit, entſprechende Anwendung. 8 
§ 102. (104) 


„ Soweit nicht in dieſem oder anderen Geſetzen ein anderes beſtimmt iſt, wird für die Erledigung 
der im Handelsgeſetzbuch, in dem Genoſſenſchaftsgefetz und dem Geſetze, betreffend die Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung, den Gerichten zugewieſenen, von den Prozeßordnungen nicht betroffenen Angelegen⸗ 
heiten, welche eine Entſcheidung des Gerichts erfordern, ſowie von Angelegenheiten ähnlicher Art das 
Zweifache der vollen Gebühr erhoben. 

§ 103. (105) 

(1) Für die Erledigung des Erſuchens eines ausländiſchen Gerichts in Angelegenheiten, welche 
durch das Deutſche Gerichtskoſtengeſetz in der für Danzig geltenden Faſſung nicht betroffen werden, ſind 
außer den baren Auslagen zu erheben: 

1. wenn eine Handlung vorgenommen wird, für welche beſondere Gebühren beſtimmt ſind, dieſe 
Gebühren; 

2. wenn nur um die Zuſtellung oder Aushändigung eines Schriftſtücks erſucht iſt, fünf Zehn⸗ 
teile der vollen Gebühr, jedoch nicht über 50 Mark; 

3. in allen anderen Fällen die volle Gebühr, jedoch nicht über 100 Mark. 


(2) Die beſtehenden Staatsverträge werden hierdurch nicht berührt. Gebühren und Auslagen = 


werden nicht erhoben, ſoweit die Gegenſeitigkeit verbürgt iſt. Ob dieſe ee gegeben iſt, ent⸗ 
ſcheidet der Senat. 


RE ER 
Te Se 
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$ 104. (107) 
Iſtt für ein gerichtliches Geſchäft eine Gebühr nicht beſtimmt, ſo werden fünf Zehnteile der vollen 
ö Gebühr erhoben. 
Be; Neunter Abſchnitt. 
m Gemeinſchaftliche Beſtimmungen für die Abſchnitte 2 bis 8. 
Su 8 105. (108) 


(1) Die Auf- und Annahme von Geſuchen, Anträgen oder Beſchwerden erfolgt gebührenfrei. In 
Grundbuchſachen und in Schiffspfandſachen findet dieſe Vorſchrift bezüglich derjenigen Anträge keine 
Anwendung, welche zur Herbeiführung einer Eintragung oder Löſchung in beglaubigter Form geſtellt 
werden müſſen. Die Vorſchrift in Satz 1 gilt ferner nicht für die Aufnahme von Anmeldungen zum 
Handels-, Vereins- und Güterrechtsregiſter. Die Aufnahme von Anträgen und Erklärungen nach § 11 
des Reichs⸗Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 iſt auch 
in Angelegenheiten, für welche Gerichte eines anderen Staates zuſtändig ſind, gebührenfrei, ſofern die 
Gegenſeitigkeit verbürgt iſt. Ob dieſe Vorausſetzung gegeben iſt, entſcheidet der Senat. 

(2) Soweit nicht beſondere Vorſchriften getroffen ſind, werden im Falle der Zurücknahme eines 
Antrags, bevor auf ihn eine Entſcheidung ergangen iſt oder die beantragte Verhandlung ſtattgefunden 
hat, zwei Zehnteile der vollen Gebühr, höchſtens jedoch 50 Mark, für die Zurückweiſung eines unbe⸗ 
gründeten oder unzuläſſigen Antrags fünf Zehnteile der vollen Gebühr, höchſtens jedoch 100 Mark, 
erhoben. In beiden Fälleu darf die Gebühr, die für die beantragte Verhandlung oder Entſcheidung zu 
erheben geweſen wäre, nicht überſchritten werden. Im Falle einer teilweiſen Zurücknahme oder Zurück⸗ 
weifung eines Antrags iſt die Gebühr für die Zurücknahme oder Zurückweiſung nur inſoweit zu erheben, 
als die Gebühr für die Erledigung des ganzen Antrags die Gebühr für die teilweiſe Erledigung überſteigt. 

(3) 1. Für die Entſcheidung, einſchließlich des vorangegangenen Verfahrens, in der Beſchwerde⸗ 

inſtanz werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben, ſoweit die Beſchwerde als unzu⸗ 
läſſig verworfen oder zurückgewieſen wird oder die Koſten des Verfahrens einem Gegner 
zur Laſt fallen. Inſoweit dies nicht der Fall iſt, werden keine Gebühren erhoben. Dieſe 
»Vorſchrift gilt entſprechend bei Anträgen auf Anderung einer Entſcheidung des beauftragten 

i oder erſuchten Richters oder des Gerichtsſchreibers. a 

. 2. Wird die Beſchwerde zurückgenommen, bevor eine gebührenpflichtige Entſcheidung ergangen 
iſt, ſo werden zwei Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. Betrifft die Zurücknahme nur 
einen Teil des Beſchwerdegegenſtandes, während über einen anderen Teil entſchieden wird, 
ſo iſt die Gebühr für die Zurücknahme nur inſoweit zu erheben, als die Beſchwerdegebühr 
ſich erhöht haben würde, wenn die Entſcheidung auf den zurückgenommenen Teil erſtreckt 
worden wäre. ? 

3. Als Beſchwerde im Sinne dieſes Geſetzes iſt auch die Anrufung einer Entſcheidung des Land⸗ 
gerichts nach Artikel 51 Abſ. 2 des Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit 
vom 21. September 1899 anzuſehen. 

4. Auf die Berechnung des Wertes iſt die Vorſchrift des § 22 Abſ. 1 entſprechend anwendbar. 

$ 106. (109) 

(1) Auf die Erteilung beglaubigter Abſchriften aus den Gerichtsakten finden, ſoweit nicht ein 
anderes beſtimmt ift, die Vorſchriften des 8 50 Abſ. 1 Nr. 2 und Abſ. 2 Anwendung. 

(2) Soweit für die Erteilung von Beſcheinigungen oder beglaubigten Abſchriften aus gerichtlichen 
Regiſtern eine Gebühr nicht beſtimmt iſt, wird neben den Schreibgebühren der tarifmäßige Stempel erhoben. 

f 5 107. (110) 

(1) Für einen durch Säumnis einer Partei oder eines Zeugen oder Sachverſtändigen vereitelten 
Termin wird eine vom Gerichte feſtzuſetzende Gebühr, welche mindeſtens auf 20 Mark und höchſtens auf 
300 Mark zu bemeſſen iſt, in Anſatz gebracht. Dieſe Gebühr nebſt den entſtandenen baren Auslagen 
fällt dem Säumigen zur Laſt. 


2) Die Beſtimmungen des erſten Abſatzes bleiben 55 Anwendung, ſoweit gegen einen ſäumigen 
Zeugen oder Sachverſtändigen Zwangsmaßregeln nach Maßgabe der Vorſchriften der Zivilprozeßordnung 
oder der Strafprozeßordnung zuläffig find. 108. (110) 


1 Auf die Entſcheidung über die IR, einer vollſtreckbaren Ausfertigung ſind in allen Fällen die 
Vorſchriften des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung anzuwenden. Das 
gleiche gilt von der gerichtlichen Feſtſetzung der einem Beteiligten zu erſtattenden Koſten, von Zeugniſſen 
über die Rechtskraft ſowie von gerichtlichen Vollſtreckungshandlungen nach Artikel 17 des Preußiſchen 
Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 21. September 1899. 


Zehnter Abſchnitt. 
Auslagen. 
$ 109. (112) 
(1) An baren Auslagen werden erhoben: 
1. die Schreibgebühren, und zwar 

a) ſoweit in den Fällen der perſönlichen oder ſachlichen Gebührenfreiheit Auslagen erhoben 
werden, für Ausfertigungen und Abſchriften aller Art; 

b) für ſolche Ausfertigungen und Abſchriften, die nur auf beſonderen Antrag erteilt werden 
oder die anzufertigen ſind, weil zu den Akten gegebene Urkunden, von denen eine 
Abſchrift zurückbehalten werden muß, von den Beteiligten ohne Überreichung einer 
Abſchriſt zurückgefordert werden; 

c) in den im Geſetze beſonders beſtimmten Fällen; 

2. die Telegraphengebühren und die im Fernverkehre zu entrichtenden Fernſprechgebühren; 

3. die durch Einrückung einer Bekanntmachung in öffentliche Blätter entſtehenden Koſten; 

4. die an Zeugen und Sachverſtändige zu zahlenden Gebühren; 

5. die bei Geſchäften außerhalb der Gerichtsſtelle den Gerichtsbeamten zuſtehenden Tagegelder, 
Fahrkoſten und Kommiſſionsgebühren (§ 113); 

6. die an andere Behörden oder Beamte oder an Rechtsanwälte für deren Tätigkeit zu zahlenden 
Beträge, insbeſondere auch die an Dorfgerichte zu zahlenden Beträge; 

7. die Rechnungsgebühren; 

8. die Koſten eines Transports von Tieren und Sachen ſowie der Verwahrung von Sachen 
und Fütterung von Tieren; i 

9. die Haftkoſten. 

(2) Müſſen in den Fällen der Nr. 1b Urkunden in beglaubigter Abſchrift bei den Akten zurück⸗ 

behalten werden, jo erfolgt die Beglaubigung gebühren- und ſtempelfrei. 


§ 110. (113) 5 

(1) Die Schreibgebühr beträgt für die Seite, die mindeſtens 32 Zeilen von durchſchuittlich 15 Silben 
enthält, 10 Mark, auch wenn die Herſtellung auf mechaniſchem Wege ſtattgefunden hat. Jede angefangene 
Seite wird als voll berechnet. Für Schriftſtücke, die in fremder Sprache abgefaßt ſind, für Schriftſtücke 
in tabellariſcher Form ſowie für Vergeichniffe, Liſten, Rechnungen, Handzeichnungen und dergleichen 
kann die Höhe der Schreibgebühr durch den Senat anderweit beſtimmt werden. Die auf die beſondere 
Ausſtattung einer Urkunde verwendeten Auslagen, insbeſondere diejenigen, welche durch Verwendung von 
Pergamentpapier entſtehen, ſind beſonders zu erſtatten. Der Senat wird ermächtigt, bei einer erheblichen 
Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe die Schreibgebühr zu erhöhen oder zu ermäßigen. 3 

(2) Neben den Schreibgebühren ift unbeſchadet der Beſtimmungen im § 54 für Ausfertigungen 
oder beglaubigte Abſchriften ſtempelpflichtiger Urkunden der tarifmäßige Stempel zu erheben. Iſt die 
Urkunde nach den Vorſchriften der Stempelgeſetze ſtempelpflichtig, ſo wird die Erhebung des Stempels 
für Ausfertigungen und beglaubigte Abſchriften dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß nach den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes der Stempel außer Anſatz geblieben iſt. 


(3) Bei Beurkundung von zweiſeitigen Rechtsgeſchäften find zwei Ausfertigungen oder Abſchriften, 
bei ſonſtigen Beurkundungen iſt eine Ausfertigung oder Abſchrift ſchreibgebührenfrei. Die Beſtimmungen 
des Abſ. 2 über Erhebung des tarifmäßigen Stempels finden Anwendung. Gegen die Entſcheidung über 
Erinnerungen, welche die Frage betreffen, ob der Anſpruch der Partei auf Erteilung einer ſchreibgebühren⸗ 
freien Ausfertigung oder Abſchrift gerechtfertigt iſt, iſt die Beſchwerde nicht zuläſſig. 


$ 111. (114) 


Für die von Amts wegen bewirkten Zuftellungen werden nur diejenigen baren Auslagen erhoben, 
welche durch die Zuſtellung im Ausland oder bei öffentlicher Zuſtellung durch Bekanntmachung in öffent⸗ 
lichen Blättern entſtehen. 

$ 112. (115) 


() Iſt ein und dieſelbe Reiſe durch mehrere Geſchäfte veranlaßt, ſo werden die Tagegelder und 
Fahrkoſten der Gerichtsperſonen gleichmäßig nach der Zahl der Geſchäfte auf dieſelben verteilt und nur 
die entſprechenden Teilbeträge von den Zahlungspflichtigen erfordert. In den Fällen des zweiten Abſchnitts 
iſt jedoch mindeſtens die im §51 beſtimmte Gebühr zu erheben. Die Zahlungspflichtigen haften in allen 
Fällen als zweite Schuldner für die einem andern zur Laſt fallenden Teilbeträge bis zur Höhe der 
Tagegelder und Fahrkoſten, welche bei abgeſonderter Ausführung des Geſchäfts entſtanden wären. 

(2) Sind mehrere Geſchäſte auf derſelben Reiſe an verſchiedenen Orten ausgerichtet, ſo werden die 
Fahrkoſten auf die mehreren Geſchäfte, durch welche die Reiſe veranlaßt iſt, nach Verhältnis derjenigen 
Beträge verteilt, welche bei abgeſonderter Erledigung jedes dieſer Geſchäfte an Fahrkoſten entſtanden wären. 

(3) Inſoweit die Reiſen im Intereſſe der Gerichtsverwaltung, insbeſondere wegen eintretender 
Behinderung eines Beamten, erfolgen müſſen, wird von den Parteien nichts erhoben. 


8 113. (116) 


(1) Für die von einer Partei beantragte Errichtung eines Teſtaments oder eines Erbvertrags 
außerhalb der Gerichtsſtelle ſteht in den Fällen, in welchen die Gerichtsperſonen Tagegelder und Fahrkoſten 
nicht beziehen, dem Richter eine Entſchädigung von 75 Mark und dem Gerichtsſchreiber eine ſolche von 
50 Mark zu (Kommiſſionsgebühren). f 

(2) Dieſe Entſchädigungen find, ſofern die Gerichtsperſonen den Weg nach dem in dem Antrage 
bezeichneten Orte angetreten haben, auch dann zu zahlen, wenn es zur Ausführung des beantragten 
Geſchäſts aus einem in der Perſon des Antragſtellers liegenden Grunde nicht gekommen iſt. 


9 114. (117) 


(1) Für Rechnungsarbeiten, welche durch einen zur Anfertigung derſelben beſtellten Beamten vor⸗ 
genommen werden, iſt eine Stundengebühr zu erheben, welche unter Berückſichtigung des Wertes des 
Gegenſtandes auf 30 Mark bis 100 Mark für die Stunde zu bemeſſen iſt. Dieſelbe wird nach der Zahl 
der Stunden berechnet, welche für die Arbeit erforderlich waren. Wurde mit Unterbrechungen gearbeitet, 
ſo wird die notwendig gewordene Arbeitszeit zuſammengerechnet. Mit dieſer Maßgabe gilt eine angefangene 
Stunde als eine volle Stunde. Die Vorſchrift des § 110 Abſ. 1 Satz 5 gilt entſprechend. 

(2) In Vormundſchafts-, Pflegſchafts⸗ und Beiſtandſchaftsſachen werden Rechnungsgebühren für 
die Prüfung eingereichter Rechnungen oder Vermögensüberſichten nur erhoben, wenn der in der Rechnung 
nachgewieſene Betrag der Einnahme die Summe von 1500 Mark überſteigt oder wenn die Vermögens⸗ 
überſicht einen Vermögensbeſtand nach Abzug der Schulden von mehr als 40000 Mark ergibt. 

(3) Die Feſtſetzung der Rechnungsgebühren erfolgt durch das Gericht. Beſchwerden werden im 
Aufſichtsweg erledigt. 
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Zweiter Teil. 
Angelegenheiten der ſtreitigen Gerichtsbarkeit. 
Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


8 115. (118) 

() Die Vorſchriften der 88 7, 8, 12 Abſ. 2 ſowie der 88 13, 15, 16, 17, 29, 30, 112 finden auch 
in den Angelegenheiten der ſtreitigen Gerichtsbarkeit Anwendung. In dem Verfahren der Zwangsverſteigerung 
oder der Zwangsverwaltung von Gegenſtänden des unbeweglichen Vermögens ſowie der Zwangsliquidation 
einer Bahneinheit finden alle Vorſchriften des erſten und zehnten Abſchnitts des erſten Teiles Anwendung. 

(2) In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten beginnt die Verjährung der Gerichtskoſten mit dem Schluſſe 
desjenigen Jahres, in welchem das Verfahren durch unbedingte Entſcheidung über die Koſten, durch Vergleich 
oder Zurücknahme oder anderweite Erledigung beendigt iſt. Im Sinne dieſer Beſtimmung gilt das Ver⸗ 
fahren als erledigt, wenn ſeit der letzten Prozeßhandlung des Gerichts zwei Jahre verfloſſen ſind, ohne daß 
ein Antrag auf Fortſetzung des Verfahrens geſtellt wäre. Wird das Verfahren während des Laufes der 
Verjährungsfriſt wieder aufgenommen, ſo wird hierdurch die Verjährung unterbrochen. 


$ 116. (119) 

(1) Das Deutſche Gerichtskoſtengeſetz in der für Danzig geltenden Faſſung und die Vorſchriften des 
§ 115 finden, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt, Anwendung auf die vor die ordentlichen oder vor 
beſondere Gerichte gehörigen Rechtsſachen, für welche die Zivilprozeßordnung oder die Strafprozeßordnung 
kraft beſonderer Vorſchrift maßge bend ſind. 

(2) Die Vorſchriften des § 96 des Preußiſchen Geſetzes vom 18. Februar 1880, betreffend das Ver⸗ 
fahren in Auseinanderſetzungsangelegenheiten, (Geſetzſamml. S. 59) in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 10. Oktober 1899 (Geſetzſamml. S. 404) bleiben unberührt. j 

$ 117. (120) 

Die auf die Koſten in Strafſachen bezüglichen Vorſchriften des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der 
für Danzig geltenden Faſſung finden auf die nach dem preußiſchen Geſetze vom 15. April 1878, betreffend 
den Forſtdiebſtahl, (Geſetzſamml. S. 222) in der Faſſung des Danziger Geſetzes vom 30. September 1921 
(Geſetzblatt S. 166) zu behandelnden Strafſachen mit folgenden Maßgaben Anwendung: 

1. Iſt nicht auf Grund der §8 6, 8 des Geſetzes vom 15. April 1878, auf Strafe erkannt 
worden, ſo werden für jede Inſtanz, in welcher eine Hauptverhandlung ſtattgefunden hat, acht 
Zehnteile der Sätze des § 62 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden 
Faſſung erhoben. R 

2. Iſt in Fällen, in welchen der Erlaß des Strafbeſehls zuläſſig iſt, ohne Erlaß eines ſolchen zur 
Hauptverhandlung geſchritten und die Verurteilung auf ſofortiges Geſtändnis ohne Beweisauf⸗ 
nahme erfolgt, ſo werden in erſter Inſtanz fünf Zehnteile der Sätze des § 62 erhoben. 

3. Iſt nach § 17 des Geſetzes vom 15. April 1878 durch Strafbefehl oder Urteil auf die Einziehung 
von Holz erkannt, ſo iſt der Wert des Holzes an Stelle der Strafe für die Höhe der Gebühr 
maßgebend; die Gebühr beträgt jedoch in jeder Inſtanz höchſtens 30 Mark. 


8 118. (121) i 

Auf ein Verteilungsverfahren im Falle einer Enteignung (Artikel 53, 54, 109 des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch) oder der Beſchädigung eines Grundſtücks durch Bergbau finden die Vor⸗ 
ſchriften über ein Verteilungsverfahren im Falle der Zwangsvollſtreckung entſprechende Anwendung. Wird 
der Antrag auf Eröffnung des Verfahrens zurückgewieſen oder wird er zurückgenommen, ehe die Eröffnung 
des Verfahrens verfügt iſt, ſo werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr nach dem den Gegenſtand des 
Verfahrens bildenden Geſamtbetrag und, wenn ein Berechtigter der Autragſteller ift und der von dieſem 
Berechtigten beanſpruchte Betrag geringer ift als der Geſamtbetrag, nach dem Betrage des Anſpruchs erhoben. 
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8 119. (122) 
In den im Diſziplinarverfahren verhandelten Sachen werden nur bare Auslagen nach Maßgabe des 
Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung und Poſtgebühren erhoben. 
Zweiter Abſchnitt. 
Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung von Gegenſtänden des unbeweglichen 
Vermögens. Zwangsliquidation einer Bahneinheit. 
8 120. (124) ; 

(1) Die volle Gebühr wird erhoben für die Entſcheidung, einſchließlich des vorangegangenen Ver⸗ 
fahrens, über Anträge auf Anordnung der Zwangsverſteigerung, der Zwangsverwaltung oder der Zwangs⸗ 
liquidation. Iſt ein Gläubiger der Antragſteller, ſo werden die Gebühren nach dem Betrage der einzu⸗ 
ziehenden Forderungen nebſt den miteinzuziehenden Zinſen und Koſten berechnet; im übrigen werden die 
Gebühren nach der Hälfte des Wertes des Gegenſtandes der Zwangsverſteigerung, der Zwangsverwaltung 
oder der Zwangsliquidation berechnet. 

(2) Wird der Antrag zurückgenommen, ehe eine gebührenpflichtige Entſcheidung ergangen iſt, ſo wird 
ein Zehnteil der im Abſ. 1 beſtimmten Gebühr erhoben. Im Falle einer teilweiſen Zurücknahme wird dieſe 
Gebühr nur inſoweit erhoben, als die im Abſ. 1 beſtimmte Gebühr ſich erhöht haben würde, wenn die 
Entſcheidung auf den zurückgenommenen Teil erſtreckt worden wäre. 

8 2 1 
(1) In dem Verfahren der Zwangsverſteigerung werden erhoben: 
1. für den Erlaß der Bekanntmachung des Verſteigerungstermins die volle Gebühr; 
2. für die Abhaltung des erſten Verſteigerungstermins die volle Gebühr; 
3. für die Abhaltung eines jeden Berſteigerungstermins nach Abhaltung des erſten fünf Zehnteile, 
4. für das Verteilungsverfahren das Zweifache 
der vollen Gebühr. 


(2) Die Gebühr für den Erlaß der Bekanntmachung des Verſteigerungstecmins wird nur einmal 
erhoben. Wird jedoch nach Abhaltung des bekanntgemachten Termins ein neuer Termin bekanntgemacht, ſo 
werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. 

(3) Die Bekanntmachung des Verſteigerungstermins gilt als erlaſſen, wenn ſie zur Veröffentlichung 
oder an einen der Beteiligten abgeſandt worden iſt. . 

(4) Der Verſteigerungstermin gilt als abgehalten, wenn in demſelben nach Feſtſtellung der Ver⸗ 
ſteigerungsbedingungen zur Abgabe von Geboten aufgefordert worden iſt. 


(6) Findet nach § 144 des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung ein 
Verteilungsverfahren nicht ſtatt, oder wird nach 8 143 desſelben Geſetzes ein Verteilungsverfahren nach der 
Zuſtellung der Beſtimmung des Verteilungstermins, aber vor dem Beginne des Verteilungstermins eingeſtellt, 
ſo wird die volle Gebühr erhoben. Iſt dieſe Gebühr und die Gebühr der Nr. 4 des Abſ. 1 von ver⸗ 
ſchiedenen Teilen des Erlöſes zu berechnen, ſo darf der Geſamtbetrag die nach Abſ. 1 Nr. 4 von dem 
Geſamterlöſe zu berechnende Gebühr nicht überſchreiten. 

8 122. (126) 

(1) Für den Beſchluß, durch welchen im Verfahen der Zwangsverſteigerung der Zuſchlag erteilt 
worden iſt, wird das Zweifache der vollen Gebühr erhoben. 

(2) Daneben wird der Betrag des nach den Beſtimmungen der Stempelgeſetze zu berechnenden Wert⸗ 
ſtempels erhoben. 5 
b (3) Im Falle der Zwangsverſteigerung zum Zwecke der Aufhebung einer Gemeinſchaft bleibt bei der 
Berechnung der Gebühren der Teil des Meiſtgebots außer Betracht, der auf den dem Erſteher bereits zu⸗ 
ſtehenden Anteil an den verfteigerten Gegenſtänden fällt. Im Falle der Gemeinſchaft unter Miterben gilt 
im Sinne dieſer Vorfchrift jeder Miterbe als Miteigentümer nach Verhältnis ſeines ideellen Anteils am Nachlaſſe. 


\ * ; u 8 f 
() Wird der Beſchluß aufgehoben, jo werden die angeſetzten Beträge nicht erhoben oder, wenn fie 
bezahlt find, erſtattet. 
8 123. (127) 

() Die nach den 88 121, 122 zu erhebenden Gebühren werden nach dem Gebote berechnet, für 
welches der Zuſchlag erteilt iſt. 

(2 Erreicht das Gebot nicht den Wert des Gegenſtandes, fo tritt bei Berechnung der nach $ 121 
Abſ. 1, Nr. 1,2, 3, 8122 zu erhebenden Gebühren dieſer an die Stelle des Gebots; ein höherer Wert als der 
bei Berechnung des geringſten Gebots angenommene darf der Gebührenberechnung aus $ 121 nur dann 
zugrundegelegt werden, wenn er ſpäteſtens im Verſteigerungstermine bekanntgemacht worden iſt. Wenn der 
Erſteher zur Zeit der Einleitung der Zwangsverſteigerung Hypotheken- oder Grundſchuldgläubiger iſt, ſo 
tritt an die Stelle des Meiſtgebots, falls dieſes hinter dem Geſamtbetrage der Hypotheken oder Grundſchuld⸗ 
forderungen des Erſtehers und der dieſen vorangehenden Forderungen zurückblei't, dieſer Geſamtbetrag, 
ſofern er nicht den Wert des Gegenſtandes überfteigt. a 

(3) Iſt der Zuſchlag nicht erteilt, fu werden die nach § 121 zu erhebenden Gebühren nach dem 
Werte des Gegenſtandes berechnet. 

(4) Sind nach 8. 65 des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung Gegen⸗ 
ſtände beſonders verſteigert oder anderweit verwertet worden, ſo tritt für die Berechnung der Gebühren für 
das Verteilungsverfahren ihr Erlös dem Gebote hinzu. 

J 8 124. (128) f 

Betrifft das Verfahren der Zwangsverſteigerung mehrere Gegenſtände, jo werden die im § 121 
beſtimmten Gebühren nach der Summe der für die einzelnen Gegenſtände maßgebenden Beträge berechnet. 
Werden mehrere Gegenſtände verſchiedenen Perſonen zugeſchlagen, fo werden die im § 122 beſtimmten 
Gebühren, Stempel und Abgaben nach den Perſonen der Erſteher geſondert berechnet. 


8 125. (129) 


(1) Die im $ 121 beſtimmten Gebühren werden, wenn der Zuſchlag erteilt iſt und ein Verteilungs⸗ 


termin ſtattfindet, nicht vor dieſem Termin erhoben. 5 

(2) Iſt der Zuſchlag nicht erteilt, jo werden die Gebühren fällig, ſobald der den Zuſchlag verſagende 
Beſchluß erlaſſen oder das Verfahren ohne ſolchen Beſchluß beendigt iſt oder das Verfahren nach Abhaltung 
des Verſteigerungstermins nur noch auf Antrag fortzuſetzen iſt. 


(3) Iſt das Verfahren eingeſtellt, ſo werden mit dem Ablauf eines Jahres ſeit dem Erlaſſe des 


Einleitungsbeſchluſſes die bis dahin entſtandenen Gebühren fällig. 
8 126. (130) f 

(1) In dem Verfahren der Zwangsverwaltung wird für jedes Jahr das Zweifache der vollen Gebühr 
erhoben. Der Tag der Beſchlagnahme gilt als der erſte Tag eines jeden Verwaltungsjahrs. 

(2) Die Gebühr wird nach demjenigen Betrage der Einkünfte berechnet, welcher nach Berichtigung 
aller Ausgaben der Verwaltung und der laufenden Beträge der öffentlichen Laſten zur Verteilung gelangt, 
mindeſtens jedoch nach dem Betrage des Grundſteuerreinertrags und des Gebäudeſteuernutzungswerts. 

8 127. (131) 

(1) Die Gebühren im Verfahren der Zwangsverwaltung werden am Ende des Verfahrens und, wenn 
dasſelbe länger als ein Jahr dauert, am Ende eines jeden Jahres erhoben. 

(2) Iſt der Gegenftand des Verfahrens vor Aufhebung desſelben dem Verwalter nicht übergeben oder 
nicht von demſelben in Beſitz genommen, ſo werden Gebühren nicht erhoben. 

| $ 128. (132) | 

(1) Für die von dem Vollſtreckungsgerichte veranlaßte Tätigkeit des Grundbuchamts und des das 
Schiffsregiſter führenden Richters werden Gebühren nicht erhoben, mit Ausnahme jedoch der Eintragung 
des Erſtehers als Eigentümer und der Eintragung der Sicherungshypothek oder des Pfandrechts für die 
Forderung gegen den Erſteher. 5 


421 
(2) Für die Eintragung des Erſtehers als Eigentümer iſt der Wert nach dem § 123 Abſ. 1 und 2 
zu berechnen. 

8 129. (133) 
(1) Zur Zahlung der im $ 120 beſtimmten Gebühren iſt der Antragſteller, zur Zahlung der im 
8 122 beſtimmten Gebühren, Stempel und Abgaben iſt der Erſteher verpflichtet. Für die nach den 88 121, 
126 zu erhebenden Gebühren haftet der Antragſteller, ſofern ſie nicht aus einer bar vorhandenen Teilungs⸗ 
mafje entnommen werden können. 

0 Für die von dem Antragſteller zu erhebenden Koſten und Koſtenvorſchüſſe haftet von mehreren 

Antragſtellern, ſofern dieſe nicht Mitberechtigte ſind, jeder ohne Rückſicht auf die Mitvorhaftung anderer. 


8 130. (134) 
Für die Zwangsliquidakton einer Bahneinheit wird das Dreifache und, wenn die Zwangsliquidation 


eingeſtellt wird, nur das Zweifache der vollen Gebühr erhoben. Die Gebühr wird nach dem Geſamtwerte 
der Beſtandteile der Bahneinheit berechnet. 


$ 131. (135) 


» 

Bei Beſchwerden in dem Verfahren der Zwangsverfteigerung, der Zwangsverwaltung oder der Ziwangs- 
liquidation finden die Vorſchriften des § 105 Abſ. 3 entſprechende Anwendung. Wird von dem Beſchwerde— 
gericht im Verfahren der Zwangsverſteigerung der in unterer Inſtanz verſagte Zuſchlag erteilt, ſo iſt außer 
der nach den Vorſchriften des 8 105 Abſ. 3 Nr. 1 zu erhebenden Gebühr die Gebühr für zn des 
Zuſchlags und der tarifmäßige Stempel zu erheben. 


Dritter Teil. 
Schlußbeſtimmungen. 
8 132. (136) 


(1) Alle in dieſem Geſetze nicht aufrechterhaltenen preußiſchen Vorſchriften über Anſatz und Ein 


von Koſten in den vor die ordentlichen wa gehörigen Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
werden aufgehoben. 


(2) Unberührt bleiben die nach dem 25 Juni 1895 erlaſſenen Vorſchriften über das Koſtenweſen. 
8 133. (137) 


Bezüglich der an Ortsbehörden für Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit oder für ihre Tätigkeit 
als gerichtliche Hilfsbeamte zu entrichtenden Gebühren behält es bei den beſtehenden Vorſchriften ſein Bewenden. 
Der Senat iſt ermächtigt, dieſe Gebühren anderweit zu beſtimmen. 


8 134. (138) 


Die zur Abhaltung eines Gerichtstags beſtimmten Räumlichleiten gelten im Sinne dieſes Geſetzes 
als Gerichtsſtelle. 


$ 135. (139) 
Bezüglich des Anſatzes von Transport- und Haftkoſten bleiben die erlaſſenen . unberührt. 
$ 136. (140) ö 


Iſt an Juſtizbeamte, Zeugen oder Sachverſtändige oder an die Empfänger von Transportkoſten mehr 
als der endgültig feſtgeſtellte Betrag, welcher als bare Auslage nach § 109 dieſes Geſetzes oder nach $ 79 
des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung zu erheben iſt, aus der Staats— 
kaſſe gezahlt worden, jo kann die Wiedereinziehung des zuviel gezahlten Betrags im Wege des Verwaltungs 
zwangsverfahres erfolgen. Dieſe Beſtimmung findet entſprechende Anwendung hinſichtlich der einem 


Angeſchuldigten in Gemäßheit der SS 499 und 505 der Strafprozeßordnung aus der Stactstaffe er⸗ 
ſtatteten Auslagen. 


$ 137. (142 Abſ. 1) 
Dieſes Geſetz findet Anwendung auf alle zu dem Zeitpunkte ſeines Inkrafttretens noch nicht fällig 
gewordenen Gerichtstoſten. 
§ 138. (142 Ab. 2 u. 3) 

(1) Soweit nach Übergangsvorſchriften noch Geſchäfte vorkommen, für welche in dieſem Geſetze keine 
Beſtimmungen getroffen ſind, bleiben die bisherigen Vorſchriften maßgebend. Die Vorſchriften des § 78 
finden jedoch auf die nach dem bisherigen Rechte zu erteilenden Erbbeſcheinigungen und ſonſtigen Zeugniſſe 
entſprechende Anwendung. Die Vorſchriften über die Koſten der erſten Anlegung der Grundbücher bleiben 
bis zu dem Zeitpunkt in Kraft, zu welchem das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt. 

(2) Die Vorſchriften der §s 13 und 16 treten auch für die früher fällig gewordenen Koſten in Kraft; 
die Vorſchriften im Artikel 169 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche finden entſprechende 
Anwendung. 

§ 139. (143) 7 

Soweit in anderen Geſetzen auf Beſtimmungen der durch § 132 2 Geſetze verwieſen iſt, 

treten die entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes an die Stelle. 


8 140. (144) 
(1) Dieſes Geſetz findet keine Anwendung auf die Angelegenheiten der Juſtizverwaltung, ſoweit nicht 
nachſtehend in Abſ. 2 bis 5 anderweite Beſtimmungen getroffen ſind. 
(2) Es werden erhoben: 
1. das Zweifache der vollen Gebühr: 
a) für die Bewilligung der Befreiung von dem Ehehindernis des Ehebruch 6 1312 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs); 
b) für die Bewilligung der Befreiung von der Beibringung der für Ausländer vorgeſchriebenen 
Zeugniſſe bei der Eheſchließung (Artikel 43 88 1, 4 des Ausführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche); 
e) für die Genehmigung zur Anderung von Familiennamen (Verordnung vom 3. November 1919, 
Geſetzſamml. S. 177), ſoweit es ſich nicht um die Umwandlung eines fremdſprachigen in 
einen deutſchen Namen handelt; 
2. die volle Gebühr: 8 
a) für die Bewilligung der Befreiung von dem Ehehinderniſſe der mangelnden Ehemündigkeit 
( 1303 des Bürgerlichen Geſetzbuchs); 
b) für die Genehmigung zur Anderung von Vornamen (Allgemeine Verfügung des preußischen 
Juſtizminiſters vom 21. April 1920, Juſtiz-Miniſterialbl. S. 166 und Allgemeine 
Verfügung Nr. 6 der Danziger Justizverwaltung vom 27. Mai 1920). 
(3) Es werden erhoben: 
a) für die Zurückweiſung eines unbegründeten oder unzuläſſigen Antrags in den Fällen des 
Abſ. 2 Nr. 1 und 2 die Hälfte der dort beſtimmten Gebührenſätze; 
b) im Falle der Zurücknahme eines Antrags, bevor auf ihn eine Entſcheidung ergangen iſt, 
zwei Zehnteile der vollen Gebühr, jedoch nicht mehr als 50 Mark. 
(4) Auf die Berechnung des Wertes findet in den Fällen der Abſ. 2 und 3 der § 22 Abſ. 1 
entſprechende Anwendung. 
(5) Entſcheidungen der Auffichtsbehörden über Erinnerungen und Beſchwerden find kostenfrei. 
(6) Über Erinnerungen und Beſchwerden gegen den Koſtenanſatz und die Wertfeſtſetzung in den in 
Abſ. 2 bis 4 bezeichneten Fällen wird im Aufſichtswege entſchieden. Im übrigen finden die 88 1, 2, 4 
bis 6, 10 Abſ. 1, 58 11 bis 19, 22, 29 bis 32 ſowie die Vorſchriften des zehnten Abſchnittes des erſten 
Teiles ſinngemäße Anwendung. Der Senat kann nähere Ausführungsvorſchriften erlaſſen. 


Gebührenordnung für Notare. 
Vom 27. 3. 1923. 
8 1. 
Die Vergütung für die Berufstätigkeit der Notare beſtimmt ſich ausſchließlich nach den Vorſchriften 
dieſer Gebührenordnung. 2 


(1) Die Gebühren werden nach dem Werte des Gegenſtandes erhoben. 

(2) Auf die Berechnung des Wertes des Gegenſtandes finden die Vorſchriften des Gerichtskoſtengeſetzes 
vom 22. 3 1923 entſprechende Anwendung. 8 e 

() Der Mindeſtbetrag einer Gebühr beträgt zwanzig Mark, ſoweit nicht in dieſer Gebührenordnung 
ein anderes beſtimmt iſt. 5 

(2) Pfennigbeträge, welche ohne Bruch nicht durch zehn teilbar find, werden auf den nächſt höheren 
durch zehn teilbaren Betrag abgerundet. 


8 4. 5 
Volle Gebühr im Sinne dieſer Gebührenordnung iſt die im § 32 Abſ. 2 des Gerichtskoſtengeſetzes vom 
27. 3. 1923 beſtimmte Gebühr. 
i 8 5. 
Soweit die Notare für die Geſchäfte zuſtändig ſind, über welche der zweite Abſchnitt des erſten Teiles, 
des Gerichtskoſtengeſetzes vom 27. 3. 1923 Beſtimmung trifft, erhalten fie die daſelbſt feſtgeſetzten Gebühren. 


a 8 6. 

Für Beurkundungen am Krankenlager, an Sonntagen und den ſtaatlich anerkannten Feſttagen ſowie 
in der Zeit von 7 Uhr abends bis 8 Uhr morgens erhält der Notar außer den ihm ſonſt zuſtehenden 
Gebühren zuſätzlich noch fünf Zehnteile der vollen Gebühr. Treffen mehrere dieſer Vorausſetzungen zuſammen, 
ſo wird dieſe Zuſatzgebühr nur einmal erhoben. 5 - 

8 1 | | 

Für die Herftellung eines Teilhypothekenbriefs erhält der Notar fünf Zehnteile der vollen Gebühr. 
Im Falle der Herſtellung eines Geſamtbriefs finden die Vorſchriften des § 56 Abſ. 3 des Gerichtskoſtengeſetzes 
vom 22. 3. 1923 entſprechende Anwendung. Bei der Herſtellung eines gemeinſchaftlichen Briefes (§ 66 der 
Grundbuchordnung) werden die Werte der einzelnen Hypotheken oder Grundſchulden zuſammengerechnet. 


88. 
Für die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel wird eine Gebühr nur in den Fällen der SS 726, 727 
der Zivilprozeßordnung erhoben. Die Gebühr beträgt fünf Zehnteile der vollen Gebühr. 


89. 

Die für die Beurkundung beftimmte Gebühr wird auch dann erhoben, wenn der Notar auf Erfordern 
nur den Entwurf einer Urkunde fertigt. Beurkundet er demnächſt auf Grund des Entwurfs das Rechts- 
geſchäft oder erfolgt vor ihm die Anerkennung oder Beglaubigung von Unterſchriften oder Handzeichen unter 
einem von ihm gefertigten Entwurſe, jo tritt hierdurch eine Erhöhung der ihm im Falle der Beurkundung 
zuſtehenden Gebühren nicht ein. Erfolgt jedoch die Beglaubigung an mehr als einem Tage, ſo wird für 
jeden folgenden Tag die Beglaubigungsgebühr beſonders berechnet. 


8 10. s 


(1) Für die bei den Gerichtsbehörden einzureichenden Anträge behufs Erwirkung einer Eintragung 

in das Grundbuch pder andere gerichtliche Bücher oder Regiſter oder behufs Erwirkung von Legaliſationen, 
für die Einſendung einer von dem Notar aufgenommenen Urkunde ſowie für die Erledigung von Bean- 
ſtandungen eines von dem Notar eingereichten oder in einer von ihm eingeſandten Urkunde enthaltenen 


Antrags können Gebühren nicht gefordert werden, wenn der Notar für die Aufnahme der eingefendeten ober 
ſeinen Anträgen zugrundeliegenden Urkunde Gebühren bezieht. Dasſelbe gilt, wenn die Urkunde von dem 
Notar entworfen iſt. . > 

(2) Wird der Notar in anderen Fällen mit der im Abf. 1 bezeichneten Tätigkeit beauftragt oder iſt 
es notwendig, mit einem Antrag einen das Sach- und Rechtsverhältnis entwickelnden Vortrag zu verbinden, 
und wird die Einreichung desſelben von der Partei verlangt, ſo erhält der Notar fünf Zehnteile der vollen 
Gebühr. 

(3) Unter Anträgen im Sinne der vorſtehenden Beſtimmungen find auch Beſchwerden zu verſtehen. 


SE: 

(1) Für die Vermittlung einer Auseinanderſetzung, die dem Notar von dem Gericht oder von den 
Veteiligten übertragen iſt, erhält er das Dreifache der vollen Gebühr. Wird das Verfahren nicht durch⸗ 
geführt oder beſchränkt es ſich auf die Ermittelung oder Feſtſtellung einer Maſſe, ſo erhält der Notar das 
Zweifache der vollen Gebühr. 

(2) Die Gebühren für die Beurkundung oder den Entwurf eines das Verfahren abſchließenden Ver⸗ 
trags oder eines mit einem Dritten geſchloſſenen Vertrags ſowie die Gebühren für Vermögensverzeichniſſe, 
Schätzungen und Verſteigerungen werden neben den im Abſ. 1 beſtimmten Gebühren beſonders erhoben. 
Wird die Vermittlung der Auseinanderſetzung dem Notar vom Gericht übertragen, ſo ſteht die Anfertigung 
des Auseinanderſetzungsplans dem Entwurfe, die Beurkundung der Auseinanderſetzung der Beurkundung 
eines das Verfahren abſchließenden Vertrags gleich. 

(3) Neben den im Abſ. 1 beſtimmten Gebühren werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben, 
wenn ſich ein Beteiligter in einer fremden, im Gerichtsbezirke nicht gebräuchlichen Sprache erklärt. Die 
Zuſatzgebühr ſowie die durch die Zuziehung eines Dolmetſchers entſtandenen Auslagen fallen dem Beteiligten 
zur Laſt, der die Zuziehung des Dolmetſchers oder die Verhandlung in der fremden Sprache veranlaßt hat. 

(4) In Anſehung der Zahlungspflicht und der Verpflichtung zur Leiſtung von Vorſchüſſen finden, 
wenn die Vermittlung der Auseinanderſetzung dem Notar von dem Gericht überwieſen iſt, dieſelben Vor⸗ 
ſchriften Anwendung, wie wenn die Vermittlung dem Notar von dem Beteiligten übertragen wäre. 


8 12. > 

(1) Soweit nicht beſondere Beſtimmungen getroffen find, erhält der Notar in allen Fällen, in welchen 
ſeine Tätigkeit in Anſpruch genommen iſt und ſtattgefunden hat, ohne daß das bezweckte Geſchäft durch ihn 
vollzogen iſt, fünf Zehnteile der vollen Gebühr bis zu einem Höchſtbetrage von 300 Mark; jedoch darf die 
Gebühr, die für das bezweckte Geſchäft zu erheben geweſen wäre, nicht überſchritten werden. Unterbleibt 
nach Fertigſtellung des Entwurfs einer Beurkundung die Vollziehung derſelben, ſo finden die Vorſchriften 
des § 9 Anwendung. . 

(2) Wird ein in der Wohnung oder Amtsſtube des Notars anberaumter Termin durch Nichterſcheinen, 
Nichtverhandeln oder Handlungsunfähigkeit eines Beteiligten vereitelt, ſo werden zwei Zehnteile der vollen 
Gebühr bis zu einem Höchſtbetrage von 100 Mark erhoben. 


§ 13. 

Wird die Rückgabe einer Urkunde, die Erteilung einer Ausfertigung, eines Auszugs oder einer Abſchriſt 
von einer Urkunde oder die Vorlegung einer Urkunde zur Einſicht ohne deren richtige Bezeichnung länger 
als ein Jahr nach ihrer Ausſtellung beantragt, jo find für die Aufſuchung, wenn es ſich um eigene Urkunden 
des Notars handelt, 2 Mark, bei anderen verwahrten Urkunden 3 Mark für jedes Jahr, auf das ſich die 
Aufſuchung erſtreckt, in beiden Fällen mindeſtens jedoch 6 Mark zu entrichten. 


8 14. 


(1) Für Empfang, Verwahrung und Auszahlung von Geldern erhält der Notar: 2 
1. im Falle des Empfangs zum Zwecke der Auszahlung an dritte Perſonen für Rechnung des 
Auftraggebers vom Betrage bis 100 Mark einſchließlich 3 Mark und ferner 1 Mark für jede 


Fe 5 
— En re 2% 2 In E >> 3 
n “ = 3 > * 

x 2 


428 
angefangenen 100 Mark des weiteren Betrags bis 1000 Mark, für jede angefangenen 200 Mark 
des weiteren Betrags bis 10000 Mark und für jede angefangenen 500 Mark des Mehrbetrags; 
2. im Falle der Erhebung von dritten Perſonen für Rechnung des Auftraggebers das Zweifache 
der vorſtehenden Gebührenſätze. 

(2) Die Gebühr des Abſ. 1 wird auch dann erhoben, wenn der Empfang oder die Auszahlung im 
i Banküberweiſungs⸗, Giro⸗ oder Poſtſcheckverkehr erfolgt. 
2 (3) Sind die Gelder im erſten Falle in mehreren Beträgen geſondert auszuzahlen oder im zweiten 
Rs Falle in mehreren Beträgen geſondert zu erheben, jo werden die Gebühren von jedem Betrage beſonders 
u berechnet, jedoch mit der Maßgabe, daß in einer und derfelben Angelegenheit die Gebühren zuſammen das 
Fünffache der Gebühr des Geſamtbetrags nicht überſteigen dürfen. 
(4) Für Empfang, Verwahrung und Ablieferung von Wertpapieren find die Gebühren des Abſ. 1 
nach Maßgabe des Wertes zu erheben. 
8 (5) In den Fällen des § 14 findet die Beſtimmung des § 3 keine Anwendung. 
* (6) Die Gebühren dieſes Paragraphen werden auf die Gebühr des § 49 Abf. 2 des Gerichtsfoften- 
geſetzes vom 27. März 1923 angerechnet. 3 


8 15. 

(1) Der zweite Notar, welcher anſtatt der Zeugen zugezogen iſt, erhält fünf Zehnteile der dem 
beurkundenden Notare zuſtehenden Gebühr, daneben zutreffendenfalls Reiſekoſten ſowie die für die Vornahme 
von Geſchäften außerhalb der Wohnung oder Amtsſtube beſtimmte Zuſatzgebühr. 

— (2) Iſt der zweite Notar anſtatt der Zeugen ohne ausdrückliches Verlangen der Beteiligten zugezogen, 
3 fo darf der mit der Beurkundung beauftragte Notar für dieſe Zuziehung den Beteiligten nicht mehr als 
5 Mark für jede angefangene Stunde in Rechnung ſtellen. 

§ 16. 

Iſt für ein Geſchäft des Notars eine Gebühr nicht beſtimmt, fo. werden fünf Zehnteile der vollen Ge⸗ 
bühr erhoben, daneben zutreffendenfalls Reiſekoſten ſowie die für die Vornahme von Geſchäften außerhalb 
der Wohnung oder Amtsſtube beſtimmte Znſatzgebühr. 


8 17. 5 
Für die Ausarbeitung eines Gutachtens mit juriſtiſcher Begründung hat ber Notar angemeſſene Vergütung 
> zu beanfpruchen. Über die Höhe der Vergütung wird im Prozeßweg entſchieden. 
. g 18. Ä 
= Außer den Gebühren kann der Notar nur den Betrag der erforderlichen Stempelabgaben und der von 
* ihm in Marken entrichteten Gerichtskoſten ſowie die notwendigen baren Auslagen berechnen. 
2 8 19. 


Die Koſten des Schreibwerks werden in der Regel nicht durch Schreibgebühren erſetzt. Nur für ſolche 
Ausfertigungen und Abſchriften, die auf beſonderen Antrag erteilt werden oder für Finanzbehörden beſtimmt 
ſind, erhält der Notar Schreibgebühren, jedoch hat bei Beurkundungen und Entwürfen von zweiſeitigen 
Rechtsgeſchäften die Erteilung von je zwei Ausfertigungen oder Abſchriften und bei ſonſtigen Beurkundungen 
die Erteilung je einer Ausfertigung oder Abſchrift ſchreibgebührenfrei zu erfolgen. Die Schreibgebühr beträgt 
für die Seite, die mindeſtens zweiunddreißig Zeilen von durchſchnittlich fünfzehn Silben enthält, zehn Mark, 

Be auch wenn die Herſtellung auf mechaniſchem Wege ftattgefunden hat. Jede angefangene Seite wird als voll 
r berechnet. Für Schriftſtücke, die in fremder Sprache abgefaßt ſind, für Schriftſtücke in tabellariſcher Form 
Be ſowie für Verzeichniſſe, Liſten, Rechnungen, Handzeichnungen und dergleichen kann die Höhe der Schreibgebühr 
durch den Senat anderweit beſtimmt werden. Die auf die beſondere Ausſtattung einer Urkunde verwendeten 
Auslagen, insbeſondere diejenigen, welche durch Verwendung von Pergamentpapier entſtehen, ſind beſonders 
zu erſtatten. Der Senat wird ermächtigt, bei einer erheblichen Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
die Schreibgebühr zu erhöhen oder zu ermäßigen. 
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§ 20. 8 ; 

Von den Poſtgebühren des Notars find nur Telegraphengebühren, die im Fernverkehre zu entrichtenden 
Fernſprechgebühren, die im Verkehre mit dem Ausland entſtehenden Gebühren und die Überſendungsgebühren 
für Ausfertigungen, Abſchriften und vorgeſchriebene Mitteilungen, die für Finanzbehörden beſtimmt ſind, zu 
berechnen. 

8 21. 

Für Geſchäftsreiſen des Notars ſtehen ihm Reiſekoſten nach den Vorſchriften der 88 78 bis 81 der 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte vom 7. Juli 1879 (Reichsgeſetzbl. S. 175) in der für Danzig geltenden 
Faſſung mit der Maßgabe zu, daß die Koſten auf mehrere Geſchäfte nach der Beſtimmung im § 112 des 
Gerichtskoſtengeſetzes vom 27. März 1923 zu verteilen ſind. Die Vorſchrift des § 112 findet hinſichtlich der 
Notariatsgeſchäfte auch dann Anwendung, wenn auf einer Reiſe gleichzeitig Rechtsanwaltsgeſchäfte erledigt werden. 

9 22. 

Für jeden bei einer notariellen Beurkundung zugezogenen Zeugen kann die dieſem gezahlte Gebühr in 
Rechnung geſtellt werden. 

a § 23. 

(1) Der Notar kann von ſeinem Auftraggeber einen angemeſſenen Vorſchuß zur Deckung ſeiner Gebühren 
und baren Auslagen, der von ihm etwa in Marken zu entrichtenden Gerichtskoſten und der Stempelabgaben 
fordern und, falls dieſer Vorſchuß nicht gezahlt wird, die Übernahme des Auftrags verweigern. Die Aus⸗ 
händigung von Ausfertigungen ſowie die Rückgabe der aus Anlaß des vorzunehmenden Geſchäfts vorgelegten 
Urkunden kann der Notar verweigern, wenn nicht vorher die Gebühren, Auslagen, Gerichtskoſten und Stempel⸗ 
abgaben bezahlt worden ſind. f g 

(2) Über eine auf Grund des Abſ. 1 erklärte Weigerung des Notars wird im Aufſichtsweg entſchieden. 


5 § 24. 

(1) Die Einforderung der Gebühren und Auslagen iſt nur zuläſſig, wenn vorher oder gleichzeitig eine 
von dem Rotar unterſchriebene Berechnung derſelben mitgeteilt wird. In dieſer Berechnung iſt der Wert 
des Gegenſtandes, die zur Anwendung gebrachte Gebührenvorſchrift, der Betrag der angeſetzten Gebühren 
und der in Marken entrichteten Gerichtskoſten, der Auslagen und Stempel ſowie der empfangene Vorſchuß 
anzugeben. Wird eine Stundengebühr berechnet, ſo iſt die auf das Geſchäft verwendete Zeit anzugeben. 

(2) Der Notar hat eine den Erforderniſſen des erſten Abſatzes entſprechende Berechnung zu ſeinen 
Akten zu bringen und unter jeder von ihm erteilten Ausfertigung ſowie unter jedem Beglaubigungsvermerk 
aufzuſtellen. Hat der Notar eine Urkunde entworfen und demnächſt beglaubigt, ſo ſind auch die Koſten des 
Entwurfs unter der Beglaubigung zu vermerken. 

8 25. 

(1) Die gerichtliche Feſtſetzung der Gebühren und Auslagen des Notars erfolgt, ſoweit nicht die 
beſondere Beſtimmung des § 17 Platz greiſt, auf Antrag des Zahlungspflichtigen. Dieſelbe kann auch von 
dem Notar beantragt werden, wenn von dem Zahlungspflichtigen oder der Aufſichtsbehörde Erinnerungen 
gegen die Höhe der berechneten Gebühren und Auslagen oder gegen den in Anſatz gebrachten Wert des 
Gegenſtandes erhoben ſind. 5 

(2) Auf Anordnung der Auſſichtsbehörde hat der Notar die gerichtliche Feſtſetzung zu beantragen. 

6) Die Feſtſetzung erfolgt gebührenfrei nach Anhörung der Beteiligten durch Beſchluß des Land⸗ 
gerichts. Der Beſchluß iſt von Amts wegen dem Notar und dem Zahlungspflichtigen zuzuſtellen. 

(4) Gegen den Beſchluß findet ſofortige Beſchwerde nach Maßgabe der SS 569—575, 577 der Zivil- 
prozeß ordnung ſtatt. N ? 

(5) Die Einlegung von Beſchwerden kann in allen Fällen zum Protokolle des Gerichtsſchreibers oder 
ſchriftlich ohne Mitwirkung eines Anwalts erfolgen. . 

(6) Der rechtskräftige Beſchluß beſtimmt endgültig über die Höhe der Gebühren und Auslagen. 

(7) Gegen die Entſcheidungen des Landgerichts, welche die Frage betreffen, ob für eine Ausfertigung 
oder Abſchrift Schreibgebühren erhoben werden können, findet keine Beſchwerde ſtatt. 


§ 26. 
0) Der Betrag der Vergütung des Notars kann abweichend von den Vorſchriften dieſer Gebühren⸗ 
ordnung durch Vertrag feſtgeſetzt werden, wenn es ſich handelt: 

1. um die Beurkundung von letztwilligen Verfügungen, Erbverträgen, Eheverträgen, Familien⸗ 
ſtiftungen, Familienſchlüſſen, Satzungen oder Beſchlüſſen von Korporationen, Vereinen, Gewerk⸗ 
ſchaften, Geſellſchaften oder Genoſſenſchaften oder der Organe derſelben (Auſſichtsräte uſw.); 

2. um die Entwürfe zu den unter 1 bezeichneten Beurkundungen; 

3. um eine von den Beteiligten dem Notar übertragene Vermittlung einer Auseinanderſetzung; 

4. um die Beurkundung des Herganges bei Verloſungen, bei Ausloſung oder Vernichtung von 
Wertpapieren und bei Wahlverſammlungen; i 

5. um ein unter $$ 14 oder 16 dieſer Gebührenordnung fallendes Geſchäft. 

(2) Durch die zugeſicherte Vergütung find die baren Auslagen mit abgegolten, falls nicht eine ent⸗ 
gegenſtehende Vereinbarung getroffen iſt. 

(3) Der Auftraggeber iſt an die Vereinbarung nur gebunden, ſoweit er dieſelbe ſchriftlich geſchloſſen 
hat. Hat der Notar durch den Vertragsſchluß die Grenze der Mäßigung überſchritten, ſo kann die durch 
Vertrag feſtgeſetzte Vergütung im Prozeßwege bis auf den in dieſem Geſetze beſtimmten Betrag herab⸗ 
geſetzt werden. N ERS 

8 27. 

Dieſes Geſetz findet auf alle zu dem Zeitpunkte ſeines Inkrafttretens noch nicht beendigten Geſchäfte, 

auch hinſichtlich der bereits geleiſteten Arbeiten, Anwendung. 


Geſetz 
betreffend die nach den bisherigen preußiſchen Beſtimmungen zu erhebenden Gebühren 
der Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher. Vom 27. 3. 1923. 
Erſter Abſchnitt. f 
Gebühren der Rechtsanwälte. 
5 Artikel 1. 
Die Vergütung für die Berufstätigkeit der Rechtsanwälte beſtimmt ſich, ſoweit ſie nicht durch die 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte vom 7. Juli 1879 (Reichsgeſetzblatt S. 176) in der für Danzig geltenden 
Faſſung geregelt iſt, ausſchließlich nach den nachſtehenden Vorſchriften. 


Artikel 2. 
(0 Die im Artikel 1 bezeichnete Gebührenordnung für Rechtsanwälte findet entſprechende Anwendung 
auf die Berufstätigkeit des Rechtsanwalts: 8 d 


1. in den vor beſondere Gerichte gehörigen Rechtsſachen, auf welche die Zivilprozeßordnung oder 
die Strafprozeßordnung Anwendung findet; g 

2. in den nach dem Preußiſchen Geſetze, betreffend den Forſtdiebſtahl, vom 15. April 1878 (Geſetz⸗ 
ſammlung S. 222) in der Faſſung des Danziger Geſetzes vom 30. September 1921 (Geſetzblatt 
S. 166) zu behandelnden Straſſachen; 

im Verwaltungsſtreitverfahren; 

im Verfahren vor dem Bundesamte für das Heimatweſen; 

in dem Rechtsmittelverfahren, betreffend die Veranlagung von Staatsſteuern; 

im Verwaltungsſtrafverfahren; 

im Disziplinarverfahren. 

(2) Im Sinne der Gebührenordnung ſteht das Verwaltungsſtrafverfahren dem Vorverfahren, das 
Verfahren vor der entſcheidenden Disziplinarbehörde dem Verfahren vor der Strafkammer gleich. 
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Artikel 3. 
Volle Gebühr im Sinne dieſes Geſetzes iſt die im § 32 Abſ. 2 des Gerichtskoſtengeſetzes vom 


27. März 1923 beſtimmte Gebühr. Die Vorſchriften des § 31 Abſ. 1 und 2 daſelbſt finden entſprechende 
Anwendung. 5 


Artikel 4. 

(1) Für die Vertretung eines Beteiligten im Verfahren der Zwangsverſteigerung erhält der Rechts⸗ 
anwalt die volle Gebühr: 

1. für die Vertretung bis zur Einleitung des Verteilungsverfahrens; 
2. für die Vertretung im Verteilungsverfahren. 

(2) Die gleiche Gebühr erhält er außerdem für die Wahrnehmung der Verſteigerungstermine. 

(3) Die Gebühr für die Vertretung im Verteilungsverfahren ſteht dem Rechtsanwalt auch dann zu, 
wenn unter ſeiner Mitwirkung eine außergerichtliche Verteilung ſtattfindet. 

(4) Die Gebühren für die Vertretung des Gläubigers oder eines anderen Berechtigten (§ 9 Abſ. J, 2 
des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung) beſtimmen ſich nach dem Werte 
des Rechtes, wenn jedoch der Wert des Gegenſtandes der Zwangsverſteigerung oder des Verteilungs⸗ 
verfahrens geringer iſt, nach dieſem. Im Falle der Vertretung eines anderen Beteiligten beſtimmen ſich die 
Gebühren nach dem Werte des Gegenſtandes der Zwangsverſteigerung oder des Verteilungsverfahrens oder 
des Anteils des Vertretenen an dieſem Gegenſtande. Auf die Berechnung des Wertes des Gegenſtandes 
der Zwangsverſteigerung oder des Verteilungsverfahrens finden die in Anſehung der Gerichtskoſten geltenden 
Vorſchriften Anwendung. 

(5) Beſchränkt ſich die Tätigkeit des Rechtsanwalts auf die Vertretung des Gläubigers in dem Ver⸗ 
fahren bis zum Verſteigerungstermine, ſo iſt für die Gebührenberechnung an Stelle des Wertes des Rechtes 
der Wert des Anſpruchs, wegen deſſen die Zwangsverſteigerung beantragt iſt, maßgebend, ſofern nicht die 
Wahrnehmung eines anderen Termins ſtattgefunden hat. 


Artikel 5. 5 

(1) Für die Vertretung des Gläubigers, des Schuldners oder des Konkursverwalters im Verfahren 
der Zwangsverwaltung, einſchließlich des Verteilungsverfahrens, erhält der Rechtsanwalt jährlich acht Zehn⸗ 
teile der vollen Gebühr nach dem Werte der jährlichen Einkünfte. Auf die Berechnung dieſer Gebühr finden 
die in Anſehung der Gerichtskoſten geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. 

(2) Der Vertreter des Antragſtellers erhält außerdem die volle Gebühr nach dem Werte der jährlichen 
Einkünfte; iſt ein Gläubiger der Antragſteller und iſt der Betrag der beizutreibenden Forderung und der 
miteinzuziehenden Zinſen geringer als der Wert der jährlichen Einkünfte, ſo iſt dieſer Betrag für die 
Gebührenberechnung maßgebend. N 

(3) Beſchränkt ſich die Tätigkeit des Rechtsanwalts auf die Vertretung in dem Verfahren wegen 
Anordnung der Zwangsverwaltung, fo erhält er nur die im Abſ. 2 beſtimmte Gebühr. 


Artikel 6. f 

Auf die Vergütung der Berufstätigkeit eines Rechtsanwalts in einem Verteilungsverfahren außerhalb 
der Fälle der Zwangsverſteigerung oder der Zwangsverwaltung finden die Vorſchriften des Artikel 4 ent⸗ 
ſprechende Anwendung. Das gleiche gilt für ein Verteilungsverfahren im Falle der Zwangsverwaltung, 
wenn der Rechtsanwalt einen anderen Beteiligten als den Gläubiger, den Schuldner oder den Konkurs⸗ 
verwalter vertritt; für die Berechnung des Wertes wiederkehrender Leiſtungen iſt der Wert der Leiſtungen 
eines Jahres, für die Berechnung des Wertes des Gegenſtandes des Verteilungsverfahrens iſt der Wert 
der Einkünfte eines Jahres maßgebend. 


Artikel 7. 

(1) Für die Vertretung eines Beteiligten im Verfahren der Zwangsliquidation einer Bahneinheit 8 
erhält der Rechtsanwalt die volle Gebühr. Der Vertreter des Antragſtellers erhält außerdem die volle 
Gebühr für die Vertretung in der Verſammlung der Bahnpfandgläubiger. De 
(2) Auf die Wertberechnung finden die Vorſchriften des Artikel 4 Abs. 4 entſprechende Anwendung. 
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Artikel 8. — 

(1) Für Anträge, Erklärungen und Beſchwerden bei Behörden erhält der Rechtsanwalt acht Zehnteile 
der vollen Gebühr. Für bloße Benachrichtigungen, Beſchleunigungsgeſuche, kurze Anzeigen und Schreiben 
ähnlicher Art kann dieſe Gebühr nur gefordert werden, falls nicht dem Rechtsanwalt in der gleichen An— 
gelegenheit eine andere Gebühr zuſteht. 

(2) Hat der Rechtsanwalt die einem Antrag oder einer Erklärung zugrundeliegende Urkunde entworfen, 
fo ſteht ihm für den Antrag oder die Erklärung die Gebühr des Abſ. 1 nicht zu; er erhält die im § 10 
Abſ. 2 der Gebührenordnung für Notare beſtimmte Gebühr, wenn ein das Sach- und Rechtsverhälnis 
entwickelnder Vortrag erforderlich iſt und deſſen Einreichung von der Partei verlangt wird. 

Artikel 9. 

(1) Für Schreiben an Privatperſonen erhält der Rechtsanwalt fünf Zehnteile der vollen Gebühr. 
Für Schreiben, die rechtliche Ausführungen oder ſachliche Auseinanderſetzungen nicht enthalten, kann dieſe 
Gebühr nur gefordert werden, falls nicht dem Rechtsanwalt in der gleichen Angelegenheit eine andere Ge- 
bühr zuſteht. Für die der Einleitung eines Prozeſſes vorausgehenden Mahnungen, Kündigungen oder 
Schreiben ähnlicher Art kann eine Gebühr nicht gefordert werden, wenn dem Rechtsanwalte die Prozeß⸗ 
gebühr zuſteht. Stellt ſich indeſſen die Prozeßgebühr niedriger als die vorſtehend beſtimmte Gebühr, ſo 
erhält der Rechtsanwalt außerdem den Betrag, um welchen dieſe Gebühr die Prozeßgebühr überſteigt. 

(2) Auf Schreiben an den Auftraggeber, die eine Raterteilung oder ein Gutachten enthalten, finden 
die für dieſe Geſchäfte in den Artikeln 11, 16 gegebenen Gebührenvorſchriften Anwendung. Für andere 
Schreiben an den Auftraggeber kann eine Gebühr auch dann nicht gefordert werden, wenn fie rechtliche Aus⸗ 
führungen oder ſachliche Auseinanderſetzungen enthalten; ſteht jedoch dem Rechtsanwalt in der gleichen An⸗ 
gelegenheit eine andere Gebühr nicht zu, ſo iſt die im Abſ. 1 Satz! beſtimmte Gebühr zu erhe en. 

Artikel 10. 

Für die Wahrnehmung eines Termins erhält der Rechtsanwalt die volle Gebühr. Werden in ber- 
ſelben Angelegenheit mehrere Termine wahrgenommen, ſo beträgt die Gebühr für den zweiten und für jeden 
weiteren Termin acht Zehnteile der vollen Gebühr. Der Geſamtbetrag der Gebühren in derſelben An- 
gelegenheit darf in einer Inſtanz das Dreifache der vollen Gebühr nicht überſteigen. 

Artikel 11. 

Fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhält der Rechtsanwalt, falls nicht eine der in den Artikeln 8 

bis 10 beſtimmten Gebühren anzuſetzen iſt, für die Erteilung eines Rates ſowie Be eine Beſprechung. 


Artikel 12. 
Der Geſamtbetrag der in einer Angelegenheit nach den Artikeln 8, 9, 11 anzuſetzenden Gebühren 
darf in einer Inſtanz das Dreifache der vollen Gebühr nicht überſteigen. 


Artikel 13. 

(1) Auf die Anfertigung des Entwurfs eines Rechtsgeſchäfts und die Vermittlung einer Augeinander- 
ſetzung ſowie auf den Empfang, die Verwahrung und die Auszahlung von Geldern und Wertpapieren in 
Angelegenheiten, die nicht zur ſtreitigen Rechtspflege gehören, finden die für die Gebühren der Notare 
geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. Die Herſtellung des Schreibwerkes und die Auslagen an 
Poſtgebühren werden nach den für die Notare geltenden Vorſchriften vergütet. 

(2) Der Betrag der Vergütung für die Anfertigung eines Entwurfs kann nur inſoweit abweichend 
durch Vertrag beſtimmt werden, als dies nach § 26 der Gebührenordnung für Notare zuläſſig iſt. 

(3) Die $$ 21 bis 25 der Gebührenordnung für Notare finden auf Rechtsanwälte keine Anwendung. 


Artikel 14. 

Iſt für das dem Rechtsanwalt übertragene Geſchäft eine Gebühr nicht beſtimmt, ſo erhält er eine 
unter entſprechender Anwendung der Vorſchriften der im Artikel 1 bezeichneten Gebührenordnung und dieſes 
Geſetzes zu bemeſſende Gebühr. Das gleiche gilt, ſoweit für die begonnene oder vorbereitete Ausführung 
eines vor der vollſtändigen Ausführung erledigten Auftrags eine Gebühr nicht vorgeſehen iſt. 


u 
| Artikel 15. 
| (1) Dem Rechtsanwalt ſtehen Schreibgebühren zu: 
| 1. für die auf beſonderes Verlangen gefertigten Abſchriften; 5 
2. für Schreibwerk, das außerhalb des Rahmens einer gebührenpflichtigen Tätigkeit entſteht. 

(2) Für die Höhe der Schreibgebühren ſowie für die Erſtattung der Poſtgebühren ſind die 88 18, 19 
der Gebührenorduung für Notare maßgebend. Soweit die Vorſchriften der im Artikel 1 bezeichneten Ge⸗ 
bührenordnung maßgebend ſind, erhält der Rechtsanwalt neben den Gebühren die dort vorgeſehenen Pauſchſätze. 


Artikel 16. 

(1) Die Vorſchriften der 88 2 bis 6, 10 bis 12, 77 bis 86, 88, 93, 94 der in Artikel 1 bezeichneten 
Gebührenordnung finden, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt, in den Fällen der Artikel 4 bis 14 
entſprechende Anwendung. 

(2) In den Fällen der Artikel 4 bis 7 finden auch die Vorſchriften der 88 7, 25, 26, 29 bis 32, 
| 35, 36, 48 bis 51 der in Artikel 1 bezeichneten Gebührenordnung entſprechende Anwendung. Steht dem 
| Rechtsanwalt in derſelben Inſtanz eine Gebühr für den Antrag auf Eintragung einer Sicherungshypothek 
zu, jo wird dieſe auf die im Artikel 4 Abſ. 1 Nr. 1, im Artikel 5 Abſ. 2 und im Artikel 7 Abi. 1 Satz 1 
beſtimmten Gebühren angerechnet. 


Artikel 17. 
Allgemeine Vorſchriften über die. Vergütung für eine Tätigkeit, welche die Zulaſſung zur Rechts⸗ 
anwaltſchaft nicht vorausſetzt, ſind auch für die Rechtsanwälte maßgebend. 


Zweiter Abſchnitt. 
Gebühren der Gerichts vollzieher. 
en: er Artikel 18. 
Die Vergütung für die Berufstätigkeit der Gerichtsvollzieher beſtimmt ſich, ſoweit ſie nicht durch die 
Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher vom 24. Juni 1878 (Neichsgeſetzblatt S. 166) in der für Danzig 
geltenden Faſſung geregelt iſt, ausſchließlich nach den nachſtehenden Vorſchriften. 


Artikel 19. 
Die im Artikel 18 bezeichneten Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher findet Auwendung auf die nach 
den Vorfchriften der Prozeßordnungen auszuführenden Zwangsvollſtreckungen und Zuftellungen in Angelegen⸗ 
heiten, welche vor beſondere Gerichte gehören oder durch die Prozeßordnungen nicht betroffen werden. 


Artikel 20. 
: () Auf die Gebühren der Gerichtsvollzieher für freiwillige Verſteigerungen, für Wechſelproteſte, für 
Siegelungen und Entſiegelungen ſowie für die Aufnahme von Vermögensverzeichniſſen finden die Vorſchriften 
des § 18 Abſ. 2, der 88 19, 20, 31, 45, 48, 49 des Gerichtskoſtengeſetzes vom 27. März 1923 Anwendung 
(2) Außer den im Abf. 1 bezeichneten Vorſchriften findet auch die Vorſchrift des § 105 des Gericht ⸗ 
koſtengeſetzes vom 27. März 1923 Anwendung, ſoweit ſie ſich auf die Gebühr im Falle der Zurücknahme bezieht. 
Artikel 21. 
: Für die Beurkundung der Aufgabe des Geldes zur Poſt ($ 5 der Hinterlegungsordnung vom 
21. April 1913, Geſetzſamml. S. 225) erhält der Gerichts vollzieher 5 Mark. % 
\ Artikel 22. 
Auf die Gebühren der Gerichtsvollzieher, welche nicht durch die im Artikel 18 bezeichnete Gebühren 
ordnung beſtimmt find, finden die 88 12 bis 23 der Gebührenordnung und der im $ 24 Nr. 2 der G 
bührenordnung gemachte Vorbehalt entſprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß in den Fällen de 
Artikel 20 Schreib» und Poſtgebühren nicht zu erheben find, ſoweit das Schreibwerk und die Poſtſendunge 
innerhalb des Rahmens der gebührenpflichtigen Tätigkeit vorkommen. 
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Artikel 23. 

() Die im $ 24 der im Artikel 18 bezeichneten Gebührenordnung vorbehaltenen Beſtimmungen 

erfolgen durch den Senat. 
(2) Soweit den Gerichtsvollziehern Geſchäfte übertragen ſind oder in Zukunft übertragen werden, für 

welche die Gebühren nicht durch Geſetz beſtimmt ſind, erfolgt die Beſtimmung durch den Senat. Daß 


3 gleiche gilt in Anſehung der Gebühren für Zwangsvollſtreckungen und Zuſtellungen im Verwaltungszwangs⸗ 
EB. verfahren. 


Artikel 24. 
4 Zu den dem Gerichtsvollzieher zu vergütenden baren Auslagen gehören auch die erforderlichen Stempel. 


Artikel 25. 
Die Zuſtellungsurkunden der Gerichtsvollzieher ſind ſtempelfrei. 


149 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


3 Geſetz 

3 über eine ſechzehnte Anderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten. 

. 8 Vom 27. 3. 1923. a 

1 Artikel I. 

2 Die Anlage 5 Ziffer 1 (Ausgleichszuſchlag) des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes vom 23. 12.1921 
1 (Geſetzbl. S. 229) in der Faſſung der Geſetze über eine zehnte, elfte, zwölfte, vierzehnte und fünfzehnte 
1 Anderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten vom 13. 12. 1922 (Geſetzbl. S. 567), 


27. 12. 1922 (Geſetzbl. für 1923 S. 7), 31. 1. 1923 (Geſetzbl. S. 169), 16. 2. 1923 (Geſetzbl. S. 254) 
Aund 7. 3. 1923 (Geſetzbl. S. 351) wird wie folgt geändert: 
| 1. Ziffer 1 (a) erhält folgenden Zuſatz: 

„vom 1. Februar 1923 ab auf 942 v. H.“ 
2. Ziffer 1 (b) erhält folgenden Zuſatz: 


Ei „vom 1. Februar 1923 ab auf 12000 M monatlich.“ 
® Artitel II. ä 8 a 
Bu: Die durch die Ausführung dieſes Geſetzes entſtehenden Mehrausgaben ſind, ſoweit ſie nicht aus 
7 eigenen Einnahmen der Verwaltung beſtritten werden können, aus den Einnahmen auf Grund der dem 
= Volkstag vorliegenden und noch vorzulegenden Steuergeſetze zu decken. 

* Danzig, den 27. März 1923. 
* Der Senat der Freien Stadt Danzig. 

* Sahm. Dr. Strunk. 

1 

a 


